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Präsident Ley:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich eröffne die 25.
Landtagssitzung. Im Rahmen der Einführung von
Gruppen in die Parlamentsarbeit darf ich ganz herz-
lich Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Migran-
ten-Integrationsprojektes „Kurswechsel“ unter Lei-
tung von Herrn Gerhard Grande als Gäste bei uns
willkommen heißen.

(Beifall des Hauses.)

Im Einvernehmen mit dem Erweiterten Präsidium
habe ich den Landtag des Saarlandes zu seiner 25.
Sitzung für heute, 09.00 Uhr, einberufen und für die-
se Sitzung die uns vorliegende Tagesordnung fest-
gesetzt.

Die Koalitionsfraktionen haben gebeten, die Erste
Lesung des von ihnen eingebrachten Gesetzes zur
Änderung des Gesetzes über den Altenpflegehilfe-
beruf und zur Bestimmung der zuständigen Stelle
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zur Durchführung des Kostenausgleichs in der Al-
tenpflege- und Altenpflegehilfeausbildung in die Ta-
gesordnung der heutigen Sitzung aufzunehmen.
Zwischenzeitlich sind auch die Oppositionsfraktio-
nen dem Gesetzentwurf beigetreten. Das Gesetz
liegt uns nunmehr als Drucksache 14/569 - neu -
vor.

Ich lasse über die Aufnahme abstimmen. Wer ist da-
für, den Gesetzentwurf Drucksache 14/569 - neu -
als Punkt 19 in die Tagesordnung der heutigen Sit-
zung aufzunehmen? - Wer ist dagegen? - Wer ent-
hält sich der Stimme? - Dann stelle ich fest, dass der
Gesetzentwurf als Punkt 19 in die Tagesordnung
aufgenommen und nach Punkt 5 behandelt wird.

Die Mitglieder des Erweiterten Präsidiums sind über-
eingekommen, die Aussprache zu den Punkten 6
und 15 der Tagesordnung, die Änderungen des
Sparkassensystems betreffend, wegen des Sachzu-
sammenhangs zu verbinden. Erhebt sich hiergegen
Widerspruch? - Das ist nicht der Fall. Dann wird so
verfahren.

Zu Punkt 10 der Tagesordnung. Die Fraktion DIE
LINKE ist zwischenzeitlich dem Antrag der SPD-
Landtagsfraktion „Stiftung Saarländischer Kulturbe-
sitz: Missmanagement zukünftig verhindern - Kon-
trolle verbessern“ beigetreten. Der Antrag liegt uns
nunmehr als Drucksache 14/578 - neu - vor.

Zu Punkt 11 der Tagesordnung. Die SPD-Landtags-
fraktion ist zwischenzeitlich dem Antrag der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion beigetreten betreffend: Keine
Amnesie für Steuerflucht.

(Abg. Rehlinger (SPD): Keine Amnestie! - Zurufe
der Abgeordneten Dr. Jung (SPD) und
Commerçon (SPD). - Heiterkeit.)

Entschuldigung. „Keine Amnestie für Steuerflucht“.
Der Antrag liegt uns nunmehr als Drucksache 14/
574 - neu - vor.

Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der Regierung einge-
brachten Gesetzes zur Änderung wahlrechtli-
cher Vorschriften (Drucksache 14/566)

Zur Begründung erteile ich Herrn Minister Stephan
Toscani das Wort.

Minister Toscani:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der
Gesetzentwurf, den ich hier namens der Landesre-
gierung einbringen darf, beschäftigt sich mit dem
Verfahren bei Landtagswahlen und bei Kommunal-
wahlen. Genauer gesagt geht es um das Berech-
nungsverfahren für die Sitzverteilung bei Landtags-
wahlen und bei allgemeinen Kommunalwahlen.

Nach unserem bisherigen Landtagswahlrecht und
Kommunalwahlrecht erfolgt die Sitzverteilung nach
dem sogenannten Höchstzahlverfahren, besser be-
kannt als das d’Hondtsche Verfahren. Außer im
Saarland findet dieses Verfahren nur noch für die
Landtagswahlen in den Ländern Niedersachsen und
Sachsen Anwendung, bei Kommunalwahlen nur
noch in den Ländern Baden-Württemberg, Sachsen
und Schleswig Holstein. In den übrigen Ländern gel-
ten sowohl bei Landtags- als auch bei allgemeinen
Kommunalwahlen andere Berechnungsverfahren für
die Sitzverteilung, nämlich entweder das Berech-
nungsverfahren nach Hare-Niemeyer oder das nach
Sainte-Laguë-Schepers.

Die Koalitionsparteien haben verabredet und in ih-
rem Koalitionsvertrag beschlossen, dass sie, um
den Grundsatz der Gleichheit der Wahl besser zu
verwirklichen, im Saarland das Berechnungsverfah-
ren auf das Verfahren nach Hare-Niemeyer umstel-
len. Genau das ist der Gegenstand des vorgelegten
Gesetzentwurfs. Die zentralen Bestimmungen sind
die §§ 38 Landtagswahlgesetz und 41 Kommunal-
wahlgesetz. Nach der geltenden verfassungsrechtli-
chen Rechtsprechung ist der Gesetzgeber sozusa-
gen ständig gehalten, die 5-Prozent-Klausel im
Landtagswahlrecht zu evaluieren und zu überprüfen.

Die Landesregierung kommt im Rahmen dieser
Überprüfung zur Einschätzung, dass die 5-Prozent-
Klausel zur Sicherung der Handlungs- und Entschei-
dungsfähigkeit des zu wählenden Landtages nach
wie vor verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist. Im
Übrigen darf ich darauf hinweisen, dass mit diesem
Gesetzentwurf die Geltungsdauer der beiden Ge-
setze, nämlich des Landtags- und des Kommunal-
wahlgesetzes, bis Ende 2020 verlängert wird. Ich
bitte um Zustimmung in Erster Lesung und Überwei-
sung an den Innenausschuss.

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen.)

Präsident Ley:
Ich danke dem Herrn Minister und eröffne die Aus-
sprache. - Wortmeldungen sind nicht eingegangen.
Ich schließe die Aussprache. Es wird vorgeschla-
gen, den Gesetzentwurf an den Ausschuss für Inne-
res und Datenschutz zu überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme
des Gesetzentwurfs Drucksache 14/566 in Erster
Lesung unter gleichzeitiger Überweisung an den
Ausschuss für Inneres und Datenschutz ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? -
Wer enthält sich der Stimme? - Dann stelle ich fest,
dass der Gesetzentwurf in Erster Lesung einstim-
mig, bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion und des
einen oder anderen der Fraktion DIE LINKE, ange-
nommen und zur weiteren Beratung an den Aus-
schuss für Inneres und Datenschutz überwiesen ist.
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Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der Regierung einge-
brachten Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzes über die Stiftung eines Feuerwehr-Eh-
renzeichens (Drucksache 14/567)

Zur Begründung erteile ich Herrn Minister Stephan
Toscani das Wort.

Minister Toscani:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir alle
wissen, wie wichtig die Feuerwehr für unser Ge-
meinwesen ist, für den Brandschutz und die techni-
sche Hilfe, aber auch, wenn Sie an das Leben in un-
seren Städten und Gemeinden, in unseren Dörfern
denken. Wir wissen, dass die Feuerwehr eine der
tragenden Säulen des ehrenamtlichen Engagements
in unserer Gesellschaft ist. Deshalb ist es wichtig,
dass die Leistungen der Feuerwehren für die Gesell-
schaft gewürdigt werden.

Seit dem Jahr 1959 gibt es bei uns im Saarland ein
Gesetz, mit dem das Feuerwehr-Ehrenzeichen ein-
geführt wurde. Es wurde gestiftet, um diese beson-
deren gesellschaftlichen Leistungen der Feuerwehr
anzuerkennen. Bislang gab es drei Stufen dieses
Feuerwehr-Ehrenzeichens: erste Stufe, das silberne
Feuerwehr-Ehrenzeichen am Bande für eine Dienst-
zeit von 25 Jahren, zweite Stufe, das goldene Feu-
erwehr-Ehrenzeichen am Bande für eine Dienstzeit
von 35 Jahren, die dritte Stufe, das goldene Feuer-
wehr-Ehrenzeichen als Steckkreuz.

Mit dem jetzt vorgelegten Gesetzentwurf will die
Landesregierung eine neue Stufe für das Feuer-
wehr-Ehrenzeichen einführen. Das Ganze geschieht
in Abstimmung und auf Vorschlag der Feuerwehren.
Die Abstufung der Ehrenzeichen soll verändert wer-
den. Wir wollen ein neues Ehrenzeichen einführen,
und zwar das bronzene Feuerwehr-Ehrenzeichen
am Bande. Es soll nach einer Dienstzeit von 25 Jah-
ren verliehen werden. Entsprechend verändern sich
die anderen Feuerwehr-Ehrenzeichen. Künftig soll
das silberne Ehrenzeichen nach 35 Jahren Dienst-
zeit verliehen werden und das goldene nach 45 Jah-
ren. Diese Änderungen erfolgen auf Vorschlag der
Feuerwehren und in Abstimmung mit den Feuerweh-
ren.

Das Ganze rührt daher, dass sich die Biografien der
Feuerwehrleute verändert haben. Nach unten und
nach oben gibt es mehr Dienstzeiten oder die Mög-
lichkeit zu mehr Dienstzeiten als früher. Sie wissen,
dass das Eintrittsalter für die Jugendfeuerwehren
vor ein paar Jahren abgesenkt wurde auf acht Jah-
re. Die Zeiten, die man bei der Jugendfeuerwehr er-
dient hat, werden auf dieses Feuerwehr-Ehrenzei-

chen angerechnet. Zum anderen ist die aktive
Dienstzeit bis zum vollendeten 63. Lebensjahr ver-
längert worden. Das heißt, man kann heutzutage
länger in der Feuerwehr dienen, als das früher der
Fall war. Die neue Staffelung bei den Ehrenzeichen
soll diese veränderten Feuerwehrbiografien genauer
abbilden. Ich bitte Sie um Zustimmung in Erster Le-
sung und Überweisung an den Innenausschuss.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Ich danke dem Herrn Minister und eröffne die Aus-
sprache. - Wortmeldungen sind nicht eingegangen.
Ich schließe die Aussprache. Es wird vorgeschla-
gen, den Gesetzentwurf an den Ausschuss für Inne-
res und Datenschutz zu überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme
des Gesetzentwurfes Drucksache 14/567 in Erster
Lesung unter gleichzeitiger Überweisung an den
Ausschuss für Inneres und Datenschutz ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? -
Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass
der Gesetzentwurf in Erster Lesung einstimmig - mit
den Stimmen aller Abgeordneten - angenommen
und zur weiteren Beratung an den Ausschuss für In-
neres und Datenschutz überwiesen ist.

Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der Regierung einge-
brachten Gesetzes zur Verlängerung der Gel-
tungsdauer von Vorschriften im Bereich des
Brandschutzes und der Technischen Hilfe
(Drucksache 14/568)

Zur Begründung erteile ich noch einmal Herrn Minis-
ter Stephan Toscani das Wort.

Minister Toscani:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auch in diesem Gesetzentwurf geht es um Brand-
schutz und Technische Hilfe. Der Gesetzentwurf
sieht vor, mehrere Vorschriften im Bereich des
Brandschutzes und der Technischen Hilfe zu verlän-
gern. Es geht also um eine reine Verlängerung der
zeitlichen Geltungsdauer von Vorschriften.

Im Einzelnen sind es fünf Vorschriften: einmal das
Gesetz über den Brandschutz, die Technische Hilfe
und den Katastrophenschutz im Saarland, zweitens
das Gesetz über die Errichtung und den Betrieb der
Integrierten Leitstelle sowie fünf Rechtsverordnun-
gen. Alle würden am 31. Dezember dieses Jahres
auslaufen, wenn wir sie nicht verlängern. Sie sind al-
so bis zum Ende des Jahres befristet, deshalb
besteht die Notwendigkeit, sie zu verlängern. Denn
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eine Evaluation dieser Vorschriften hat ergeben,
dass wir sie unbedingt brauchen.

Die Evaluation dieser Vorschriften hat ferner erge-
ben, dass es auch einen inhaltlichen Veränderungs-
und Novellierungsbedarf gibt. Ich nenne nur als
Stichworte die Feuerschutzsteuer, die Altersgrenze
sowie Vorbereitungsgruppen für die Jugendfeuer-
wehr. Dieser inhaltliche Novellierungsbedarf besteht
unstreitig. Er wird zurzeit vom Ministerium mit der
Feuerwehrfachseite, mit den kommunalen Spitzen-
verbänden und mit dem Landesbeirat für Brand-
schutz, Technische Hilfe und Katastrophenschutz
beraten und abgestimmt.

Aber dieser inhaltliche Veränderungsbedarf ist nicht
Gegenstand des jetzt vorliegenden Gesetzes, weil
wir der Meinung sind, dass diese fachlich-inhaltli-
chen Änderungen ohne Zeitdruck beraten werden
sollen. Die Landesregierung wird im Jahre 2012 ein
eigenes Gesetzgebungsverfahren einleiten und
einen Entwurf in den Landtag einbringen, um die-
sem inhaltlichen Veränderungsbedarf Rechnung zu
tragen. Heute geht es - wie gesagt - nur um eine
Verlängerung der zeitlichen Geltungsdauer. Da die
Vorschriften dringend notwendig sind, bitte ich um
Ihre Zustimmung.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Ich danke dem Herrn Minister Stephan Toscani und
eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen sind nicht
eingegangen. Ich schließe die Aussprache. Es wird
vorgeschlagen, den Gesetzentwurf an den Aus-
schuss für Inneres und Datenschutz zu überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme
des Gesetzentwurfes Drucksache 14/568 in Erster
Lesung unter gleichzeitiger Überweisung an den
Ausschuss für Inneres und Datenschutz ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? -
Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass
der Gesetzentwurf in Erster Lesung einstimmig - mit
den Stimmen aller Abgeordneten - angenommen
und zur weiteren Beratung an den Ausschuss für In-
neres und Datenschutz überwiesen ist.

Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der Regierung einge-
brachten Gesetzes zur Eingliederung des
Landesjugendamtes in das Ministerium für
Arbeit, Familie, Prävention, Soziales und
Sport (Drucksache 14/570)

Zur Begründung erteile ich Frau Ministerin Monika
Bachmann das Wort.

Ministerin Bachmann:
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordnete! Der Ihnen vorliegende Gesetz-
entwurf sieht die Verlängerung der Eingliederung
des Landesjugendamtes in das Ministerium für Ar-
beit, Familie, Prävention, Soziales und Sport vor.
Seit 2006 ist das Landesjugendamt in eine oberste
Landesbehörde eingegliedert, zunächst war dies im
Ministerium für Inneres, Familie, Frauen und Sport.
Heute werden diese Aufgaben von meinem Ministe-
rium wahrgenommen. Die gesetzliche Grundlage
hierfür ist befristet und läuft zum Jahresende aus.

Die Eingliederung hat sich bewährt. Sie ermöglicht
eine engere Kooperation beispielsweise im Bereich
Jugendschutz, es gibt flache Hierarchien. Daher soll
sie verlängert werden. Im gleichen Zug erfolgt die
Anpassung der Ressortbezeichnung. Ich darf Sie
bitten, dem Gesetzentwurf in Erster Lesung zuzu-
stimmen und ihn an den Ausschuss für Arbeit, Fami-
lie, Prävention, Soziales und Sport zu überweisen. -
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Ich danke der Frau Ministerin und eröffne die Aus-
sprache. - Wortmeldungen sind nicht eingegangen.
Ich schließe die Aussprache. Es wird vorgeschla-
gen, den Gesetzentwurf an den Ausschuss für Ar-
beit, Familie, Prävention, Soziales und Sport zu
überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme
des Gesetzentwurfes Drucksache 14/570 in Erster
Lesung unter gleichzeitiger Überweisung an den zu-
ständigen Ausschuss ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf in
Erster Lesung einstimmig - mit den Stimmen aller
Abgeordneten - angenommen und zur weiteren Be-
ratung an den zuständigen Ausschuss überwiesen
ist.

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der Regierung einge-
brachten Gesetzes zur Änderung des Schüler-
förderungsgesetzes und weiterer Vorschriften
(Drucksache 14/571)

Zur Begründung erteile ich Herrn Minister Klaus
Kessler das Wort.

Minister Kessler:
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Auf der Grundlage des Schülerförderungs-
gesetzes fördert das Land Schülerinnen und Schüler
von öffentlichen Schulen und Privatschulen durch
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Beitragsbefreiung von der entgeltlichen Schul-
buchausleihe und mit Zuschüssen zu den Fahrtkos-
ten. Das Gesetz wird in den Landkreisen von den
Ämtern für Ausbildungsförderung durchgeführt und
im Regionalverband durch das Amt für Ausbildungs-
förderung der Landeshauptstadt Saarbrücken.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die Ge-
währung von Fahrtkostenzuschüssen vereinfacht
werden. Der Entwurf sieht in Artikel 1 mit der Ände-
rung des Schülerförderungsgesetzes vor, dass auf
die bisherige umfangreiche und zeitintensive indivi-
duelle Einkommensprüfung verzichtet wird. Die För-
derberechtigung soll künftig nur noch nach Fallgrup-
pen festgelegt werden, wie dies bereits bei der Bei-
tragsbefreiung im Rahmen der Schulbuchausleihe
geschieht. Hier erfolgt durch die Gesetzesänderung
also eine Angleichung. Mit Artikel 2 des Gesetzent-
wurfs wird die Verordnung über die Ausführung des
Schülerförderungsgesetzes an die vorgenannten
Änderungen des Schülerförderungsgesetzes ange-
glichen.

Diese Neustrukturierung des Schülerförderungsge-
setzes ist auch im Hinblick auf die zum 01. Januar
2011 in Kraft getretene Hartz-4-Reform geboten. Im
Rahmen dieser Reform wurde das sogenannte Bil-
dungspaket beschlossen. Das Bildungspaket ge-
währt Kindern aus Hartz-4-Familien und aus Famili-
en, die Leistungen nach dem Zwölften Buch Sozial-
gesetzbuch oder Wohngeld beziehungsweise Kin-
derzuschlag beziehen, zusätzliche Leistungen zum
Regelbedarf. Dazu gehören unter anderem auch
Leistungen für die Schülerbeförderung zur nächstge-
legenen Schule. Deshalb legt Ihnen die Landesre-
gierung heute einen Entwurf zur Änderung des
Schülerförderungsgesetzes vor, der diesen neuen
Rahmenbedingungen Rechnung trägt. Zugleich füh-
ren diese vorgeschlagenen Änderungen im Schüler-
förderungsgesetz auch zu Einsparungen im Landes-
haushalt.

Unser Gesetzentwurf enthält vier wesentliche Eck-
punkte. Erstens. Aus Gründen der Rechtsklarheit
und Rechtssicherheit wird eine Altergrenze für die
Beitragsbefreiung bei der Schulbuchausleihe und für
die Fahrtkostenzuschüsse eingeführt. Das Förde-
rungshöchstalter wird auf 25 Jahre festgelegt. Dies
entspricht auch der Altersgrenze zur Inanspruchnah-
me von Leistungen aus dem Bildungspaket.

Zweitens. Die vom Bildungspaket begünstigten Per-
sonen sollen künftig keine Fahrtkostenzuschüsse
mehr aus Landesmitteln erhalten. Das bedeutet zum
einen, dass die bisher im Schülerförderungsgesetz
ausdrücklich genannten Bezieher von SGB II- und
SGB XII-Leistungen aus dem förderberechtigten
Personenkreis herausgenommen werden. Zum an-
deren werden die Empfänger von Wohngeld und/
oder Kinderzuschlag nicht wie bei der Schul-
buchausleihe als Fallgruppen berücksichtigt, weil sie

nach dem Bildungspaket förderberechtigt sind. Dar-
über hinaus sollen auch Asylbewerber, die Leistun-
gen in entsprechender Anwendung des SGB XII und
damit auch Leistungen des Bildungspakets bean-
spruchen können, keine Förderung durch das Land
erhalten. Damit verbleiben als förderungsberechtigte
Fallgruppen folgende vier Personenkreise, die auch
bislang anspruchsberechtigt waren: Bezieher von
Waisenrente beziehungsweise Waisengeld, Perso-
nen, die in Heim- oder Familienpflege untergebracht
sind, Integrationsschüler und Leistungsberechtigte
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, soweit sie
nicht Leistungen nach dem SGB XII in Anspruch
nehmen können.

Drittens. Aus Gründen der Gleichbehandlung dieser
vier Fallgruppen mit den vom Bildungspaket begün-
stigten Personen wird die Gewährung der Fahrtkos-
tenzuschüsse auf die nächstgelegene Schule des
gewählten Bildungsgangs beschränkt. Im Gesetz
wird klargestellt, dass als nächstgelegene Schule
die nächstmögliche Schule gilt, die die Schülerinnen
und Schüler tatsächlich besuchen können.

Viertens. Im Hinblick darauf, dass die heutigen
Schülerfahrkarten auch privat und während der Feri-
en genutzt werden können, wird von den Fahrtkos-
ten ein zumutbarer Eigenanteil in Höhe von 20 Pro-
zent abgezogen. Hiermit wird vermieden, dass die
Förderberechtigten nach dem Schülerförderungsge-
setz besser gestellt werden als Leistungsberechtigte
nach dem Bildungspaket. Auch dort ist eine Eigen-
beteiligung vorgesehen.

Durch den Wegfall der Einkommensprüfung und der
Förderung ausschließlich nach Fallgruppen ist der
Personenkreis der Geringverdiener besonders zu
betrachten. Geringverdiener können auch weiterhin
Zuschüsse zu den Fahrtkosten erhalten, wenn sie
bei der Familienkasse Kinderzuschlag beantragen
und bei entsprechender Gewährung damit die Leis-
tungen des Bildungspakets in Anspruch nehmen
können. Der Kinderzuschlag ist nämlich eine geziel-
te Förderung von geringverdienenden Familien mit
Kindern, die mit ihrem Einkommen auf beziehungs-
weise knapp über den Bedarfssätzen nach dem
SGB II liegen. Die Ämter für Ausbildungsförderung
werden hierauf verstärkt hinweisen.

Meine sehr geehrte Damen und Herren, ich glaube,
durch diese Änderungen, die sich gut begründen
lassen, hat die Landesregierung einen Gesetzent-
wurf vorgelegt, der die Gewährung von Fahrtkosten
einerseits deutlich vereinfacht und andererseits den
geänderten Rahmenbedingungen, die durch das Bil-
dungspaket geschaffen wurden, angemessen Rech-
nung trägt. Der vorliegende Gesetzentwurf trägt
nämlich dazu bei, dass die bestehende Struktur ei-
ner doppelten Förderung über Bundes- und Landes-
mittel, die nach Inkrafttreten des Bildungspakets ent-
standen ist, beseitigt wird. Zugleich wird dafür Sorge
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getragen, dass Personenkreise, die von den Ver-
günstigungen des Bildungspakets des Bundes bis-
lang nicht profitieren, weiterhin eine vergleichbare
Förderung aus Landesmitteln erhalten. Somit sorgt
dieser Gesetzentwurf grundsätzlich dafür, dass Kin-
der, die für den Weg zur Schule auf die Nutzung öf-
fentlicher Verkehrsmittel angewiesen sind, nicht aus
finanziellen Gründen am Schulbesuch gehindert
werden.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Deshalb bitte ich Sie, den Änderungen des Schüler-
förderungsgesetzes in Erster Lesung und der Über-
weisung an den zuständigen Ausschuss für Bildung,
Kultur und Medien zuzustimmen. - Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Ich danke Herrn Minister Klaus Kessler und eröffne
die Aussprache. - Das Wort für die SPD-Landtags-
fraktion hat Herr Abgeordneter Ulrich Commerçon.

Abg. Commerçon (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die SPD-Fraktion wird sich in der heutigen
Ersten Lesung des Gesetzes der Stimme enthalten.
Ich sage trotzdem eindeutig, dass wir im Grundsatz
der Zielrichtung des Gesetzentwurfes zustimmen.
Das Bildungspaket des Bundes sieht vor - der Minis-
ter hat es eben erwähnt -, dass bestimmte Leistun-
gen künftig vom Bund gewährt werden, die bisher
noch vom Land getragen wurden. Deswegen ist es
angesichts der katastrophalen Haushaltslage des
Landes selbstverständlich notwendig, entsprechen-
de Korrekturen vorzunehmen, weil es in der Tat
nicht sein kann, dass Leistungen doppelt gewährt
werden beziehungsweise dass Leistungen vom
Land gewährt werden, die ansonsten vom Bund
übernommen werden würden.

Wir haben allerdings noch zahlreiche Detailfragen,
die wir noch nicht so genau prüfen konnten. Es gibt
schon eine öffentliche Debatte darüber. Wir werden
diese Fragen in der Anhörung zu stellen und zu dis-
kutieren haben. Für die SPD-Fraktion wird dabei der
Leitsatz sein, dass nach den Reformen kein Kind,
das bedürftig ist, schlechter gestellt sein darf als vor-
her. Das muss im Detail im Ausschuss beraten wer-
den. Gegebenenfalls müssen entsprechende Kor-
rekturen vorgenommen werden. Deswegen werden
wir heute noch nicht zustimmen, sondern uns in Er-
ster Lesung enthalten.

Ich will die Gelegenheit nutzen, um noch einmal dar-
auf hinzuweisen, dass das Bildungs- und Teilhabe-
paket des Bundes, so, wie es heute auf dem Tisch
liegt, eben nicht der Weisheit letzter Schluss sein
kann. Frau von der Leyen hat ursprünglich angekün-
digt, sie wolle mit diesem Gesetz das unbürokra-

tischste Gesetz aller Zeiten auf den Weg bringen.
Wir haben schon in mehreren Befassungen in ver-
schiedenen Ausschüssen hier im Hause feststellen
können, dass leider das Gegenteil eingetreten ist.
Es muss der Öffentlichkeit bewusst gemacht wer-
den, dass Eltern für ihre Kinder teilweise bis zu vier
Anträge stellen müssen, um anschließend eventuell
in den Genuss einer Förderung von wenigen Euro
zu kommen. Was daran unbürokratisch sein soll,
muss man mir zuerst noch erklären. Ich habe das
bis heute nicht verstanden. In meiner Fraktion hat
das bis heute niemand verstanden.

Ich nenne einen weiteren Punkt. Es ist in diesem Zu-
sammenhang bezeichnend für diese Bundesregie-
rung, dass man Dinge großartig ankündigt und unter
dem Strich kommt das Gegenteil heraus. Was wir
wirklich bräuchten - ich hoffe, dass wir uns in der
Debatte noch darauf verständigen, das auszutau-
schen -, wäre eine unmittelbare Finanzierungsbetei-
ligung des Bundes an bestimmten Bildungsinfra-
strukturleistungen statt dieser Einzelfall-bezogenen
Regelungen, die furchtbar kompliziert sind und bei
denen der Bund viel zu weit weg ist mit all dem bü-
rokratischen Kram, der daran hängt. Deswegen wä-
re ich froh, wenn wir heute ein Signal aussenden
könnten, dahin zurückkommen zu können, wo wir
schon einmal waren, nämlich, dass sich der Bund
unmittelbar daran beteiligt. Wir haben das damals
hier diskutiert. Ich weiß, dass SPD und CDU das
vereinbart hatten. Aber wir als SPD-Fraktion im
Land haben schon immer - auch damals - sehr deut-
lich gesagt, dass wir das Kooperationsverbot für
falsch halten und dass es insbesondere den Län-
dern schadet, die in einer Haushaltsnotlage sind,
weil der Bund nicht eingreifen kann. Deswegen
muss man diesen Gesetzentwurf heute dazu nutzen,
darauf hinzuweisen, dass ernsthaft darüber nachge-
dacht werden muss, das Kooperationsverbot wieder
aus dem Grundgesetz zu streichen.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Ich will eines nicht verhehlen. Es wäre natürlich
wünschenswert, so vorzugehen, wie es andere mit
dem Bildungs- und Teilhabepaket tun. Das Land
Rheinland-Pfalz geht einen anderen Weg und inve-
stiert in Bildung. Ich weiß, dass wir das angesichts
unserer Haushaltslage nicht können, aber man
muss trotzdem darauf hinweisen. In Rheinland-Pfalz
werden die Fahrtkosten für die Schüler in der Zu-
kunft komplett übernommen. Rheinland-Pfalz geht
den Weg, Bildung wirklich von Beginn an beitragsfrei
zu machen. Das ist ein zukunftsweisender Weg.

Ich sage es mahnend. Wir müssen aufpassen, dass
uns an dieser Stelle nicht immer mehr Eltern verlo-
ren gehen, die sagen: „In Rheinland-Pfalz ist im Bil-
dungsbereich alles viel besser.“ Das ist ein ernsthaf-
tes Problem. Darauf müssen wir an dieser Stelle hin-
weisen. Wir werden in den nächsten Monaten und
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Jahren auf jeden Fall weiter darauf achten müssen
und das auch bei den Gesetzesberatungen tun. Wie
gesagt, wir werden uns heute in Erster Lesung ent-
halten, aber wir machen Fragezeichen und signali-
sieren, dass dieser Weg im Kern angesichts der La-
ge des saarländischen Haushaltes zurzeit keine ver-
nünftige Alternative bietet. - Ich danke für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Präsident Ley:
Für die CDU-Fraktion hat das Wort Frau Abgeordne-
te Gisela Rink.

Abg. Rink (CDU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich wollte eigentlich auf unser Schülerförde-
rungsgesetz zurückkommen, aber, Herr Kollege
Commerçon, wenn Sie Rheinland-Pfalz ansprechen,
dann meine ich, wir sollten einmal abwarten, wie
sich dort die Schuldenbremse bemerkbar macht. Ich
weiß nicht, wie das Land Rheinland-Pfalz die Dinge,
die es auf den Weg gebracht hat, angesichts der
Schuldenbremse, die ja auch für dieses Bundesland
gilt, wird durchhalten können. Von daher sage ich:
Warten wir ab, wie lange man sich so etwas noch
leisten kann.

Aber ich möchte ein paar Anmerkungen zum Bil-
dungspaket machen. Soweit mir bekannt ist, war
auch die SPD für dieses Paket. Ich habe mir das An-
tragsformular des Regionalverbands aus dem Inter-
net herausgezogen. Das ist ein einziges Formular,
auf dem ich die unterschiedlichen Leistungen bean-
tragen kann. Ich stelle es Ihnen gern zur Verfügung.
Es ist nicht so kompliziert, und ich weiß, dass viele
Wohlfahrtsverbände - auch der Kinderschutzbund in
Völklingen - jedem, der mit diesem Antragsformular
nicht zurechtkommt, anbieten, ihm zu helfen. Ich
denke, es ist einerseits wichtig, den Menschen diese
Hilfe anzubieten, wenn sie sie benötigen. Anderer-
seits ist es aber auch ganz wichtig, dass das Bil-
dungspaket eine Umsetzung erfährt und die Kinder,
die von ihm profitieren können, die vorgesehenen
Leistungen auch wirklich erhalten.

Zum Schülerförderungsgesetz haben Sie gesagt,
dass Sie sich heute enthalten werden. Ich begrüße
das. Es ist gut, die Kosten, die der Bund übernimmt,
den Kindern zugutekommen zu lassen. Wichtig ist,
dass die Fahrtkosten der Kinder erstattet werden.
Kein Kind darf aus finanziellen Gründen vom Schul-
besuch ausgeschlossen werden. Die Kinder dürfen
nicht benachteiligt werden. Und wie gesagt: Bei der
Antragstellung muss Hilfestellung geleistet werden,
sollte dies wirklich vonnöten sein.

Einen weiteren Punkt lassen Sie mich noch kurz an-
sprechen. Bei den Geringverdienern müssen einige

Leistungsberechtigte den Kinderzuschlag beantra-
gen, aber diese Leistung steht ihnen zu. Die monatli-
che Höchstgrenze liegt bei 140 Euro. Wenn die Lei-
stungsberechtigten einen Kinderzuschlag erhalten,
bekommen sie automatisch auch die Leistungen, die
im Bildungspaket festgeschrieben sind. Ich finde es
gut, dass die Ämter für Ausbildungsförderung die
Aufgabe haben, die Familien auf diese Leistungen
hinzuweisen, und kann nur jedem, der in diesem Be-
reich engagiert ist, empfehlen, den Menschen diese
Hilfestellung zu geben und ihnen nahezulegen, den
Kinderzuschlag zu beantragen.

Ich habe die Einkommensgrenzen etwas verglichen,
insbesondere auch deshalb, weil wir den gestaffel-
ten Beitrag nicht mehr haben. Die Eltern bekommen
also keine 100-, 75- oder 50-prozentige Bezuschus-
sung mehr, was ein sehr kompliziertes Verfahren
war. Ich habe festgestellt, dass der Korridor in etwa
in den Bereichen der bisherigen Förderung liegt,
aber ich meine, wir können uns im Rahmen der Be-
ratungen im Ausschuss noch intensiver damit befas-
sen.

Vielleicht noch zwei Worte zur Eigenbeteiligung. Ich
denke, auch im Bildungspaket ist an und für sich ei-
ne Eigenbeteiligung vorgesehen, und wir können bei
den Schülern, die wir von Landesseite fördern, keine
Besserstellung vornehmen. Aber Sie haben im Ge-
setzentwurf sicher gelesen, dass es auch hier eine
Öffnungsklausel gibt. Wenn also beim Bildungspaket
etwas verändert wird, wird dies auf die Förderungs-
berechtigten, die vom Land gefördert werden, über-
tragen.

Insgesamt, denke ich, bedeutet der vorliegende Ge-
setzentwurf eine Vereinfachung im System der Be-
zuschussung. Das gilt insbesondere für diejenigen,
die eine Landesförderung erhalten. Das Bildungspa-
ket wird umgesetzt. Wir können als Land die finanzi-
ellen Mittel, die wir von Bundesseite bekommen, in
Anspruch nehmen. Ich bitte deshalb für die Koaliti-
onsfraktionen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen und
ihn zur weiteren Beratung an den zuständigen Aus-
schuss zu überweisen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU.)

Präsident Ley:
Das Wort hat für die Fraktion DIE LINKE Frau Abge-
ordnete Barbara Spaniol.

Abg. Spaniol (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich finde
es eigentlich schon ein wenig bedauerlich, wenn hier
lediglich von Anpassung und Vereinfachung gespro-
chen wird. Es geht nämlich schon auch um Spar-
maßnahmen, quasi durch die Hintertür. Das haben
Sie selbst in Ihren Gesetzentwurf hineingeschrieben.
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Die soziale Herkunft, meine Damen und Herren, ent-
scheidet nach wie vor über den Bildungserfolg. An
diesem unrühmlichen Zusammenhang hat sich auch
zehn Jahre nach der ersten PISA-Studie nicht wirk-
lich etwas geändert. Dabei postulieren alle politisch
Verantwortlichen, dass Kinder in den Mittelpunkt ge-
hören. Ein Kind, das in eine ärmere Familie hinein-
geboren wurde, soll die gleichen Chancen haben
wie eines, das in eine wohlhabendere Familie hin-
eingeboren wurde. Diese Chancengleichheit kann
an einer Schule am besten verwirklicht werden,
wenn alle Kinder möglichst lange gemeinsam ler-
nen. Den ersten Schritt dazu haben wir gemeinsam
erreicht, Herr Minister, nämlich mit der Einrichtung
der Gemeinschaftsschule hier im Saarland. So weit,
so gut. Wenn man aber wirklich Chancengleichheit
erreichen will, gehört viel mehr dazu. Es gehört un-
ter anderem dazu, Bildungsbarrieren abzubauen,
und da spielen Gebühren und Kosten, die Familien
mit geringerem Einkommen belasten und den Zu-
gang ihrer Kinder zu Bildung erschweren, eine ent-
scheidende Rolle. Deshalb muss der Zugang zu Bil-
dung möglichst kostenfrei sein. Auf jeden Fall darf
über die Wahl des Bildungsweges nicht schon bei
den Kosten für eine Monatskarte entschieden wer-
den, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN.)

Und da sind wir schon an einem wunden Punkt an-
gelangt, der heute in Form dieses Gesetzentwurfs
auf dem Tisch liegt. Im Saarland sind die meisten
Wege zur Schule besonders im ländlichen Raum im-
mer noch weit und teuer. In diesem Zusammenhang
haben auch die Grundschulschließungen der letzten
CDU-Landesregierung sicherlich eine nicht gerade
rühmliche Rolle gespielt. Deshalb fordern wir die
wohnortnahe Gemeinschaftsschule. Sie spielt künf-
tig eine große Rolle und soll verhindern, dass die
Entfernung zur Schule über Bildungschancen ent-
scheidet. Es ist nämlich eindeutig nicht gerecht,
wenn die Eltern des Kindes, das weiter weg von der
Schule wohnt und allein schon wegen des längeren
Schulwegs einen Nachteil hat, für die Fahrten künf-
tig noch zuzahlen müssen.

Nun zu Ihrem Gesetz. Die Wohlfahrtsverbände kriti-
sieren den vorliegenden Gesetzentwurf sehr hart.
Statt - was eigentlich die Begrifflichkeit voraussetzt -
Schüler mit gesetzgeberischen Maßnahmen und zu-
sätzlichen Leistungen zu fördern und Chancen-
gleichheit mit zusätzlichen Förderangeboten zu er-
wirken, benutzen Sie - so sagen es die Wohlfahrts-
verbände - das sogenannte Bildungs- und Teilhabe-
paket dazu, Ihrer selbst auferlegten Schuldenbrem-
se Rechnung zu tragen. Ich frage Sie: Werden jetzt
wieder diejenigen zur Kasse gebeten, die sowieso
wenig verdienen und auf Leistungen angewiesen
sind, diejenigen, die es sowieso schon schwer ha-
ben? Das ist doch die Frage, um die es wirklich

geht: Welche Rahmenbedingungen schaffen wir für
diejenigen, die am Rande stehen?

Wir meinen, es wird wieder eine Chance verpasst,
es wird wieder versäumt, andere, bessere Rahmen-
bedingungen zu schaffen, um mehr Familien zu ent-
lasten. Denn wieder einmal wird deutlich, dass Sie
mit Sparkeulen dieser Art keine Schulden bremsen,
sondern dringend benötigte Investitionen. Dies ge-
ben Sie in Ihrem Gesetzentwurf unumwunden zu,
vorn auf dem Deckblatt und hinten in der Begrün-
dung. Sie sprechen von einer mit der Schulden-
bremse unabweisbar verbundenen Reduzierung von
Ausgaben, auch im Bereich der Gewährung von
Fahrtkostenzuschüssen. Also, das klingt wirklich wie
alternativlos - das war das Unwort des letzten Jah-
res, Kolleginnen und Kollegen. Sie wollen mit den
Leistungen aus dem Bildungspaket die bisherige Fi-
nanzierung der Fahrtkostenzuschüsse praktisch er-
setzen. Das sagen die Wohlfahrtsverbände. Dabei
ist es doch gerade nicht das Ziel dieses Pakets, bis-
herige Strukturen zu ersetzen, sondern neue Förder-
möglichkeiten zu eröffnen. Das ist doch hier der
springende Punkt.

Ich nenne in aller Deutlichkeit noch weitere Spar-
maßnahmen, die sich hinter dem Gesetzentwurf ver-
bergen. Sie wollen die jährlichen Fahrtkostenzu-
schüsse von 2,4 Millionen auf 600.000 Euro reduzie-
ren. Für Kinder und Jugendliche, die in Heimen le-
ben, müssen die Heimträger künftig 20 Prozent
mehr an Schülerfahrtkosten aufbringen. Die Mehrbe-
lastung wird auf die Kreise abgewälzt, da die Ju-
gendämter die stationäre Jugendhilfe finanzieren.
Das steht dort so. Das ist kein Bildungspaket, son-
dern klingt nach einem harten Sparpaket. Fast
schon zynisch - das muss ich ebenfalls anmerken,
Herr Minister, denn es hat mich sehr gewundert - ist,
dass nach der berechtigten öffentlichen Kritik der
Wohlfahrtsverbände das Bildungsministerium sagt,
die umstrittene Vorlage sei zurzeit in der öffentlichen
Anhörung, was letztlich im Gesetz stehe, könne
noch nicht so genau gesagt werden. Dabei war der
Entwurf schon im Druck. Die Erste Lesung war für
heute vorgesehen. Die Änderungen zum externen
Entwurf sind marginal. Inhaltlich hat sich an der vor-
gesehenen zusätzlichen Belastung unter dem Strich
nichts geändert.

Kolleginnen und Kollegen, das wirft viele Fragen auf.
Das Beispiel Rheinland-Pfalz wurde genannt. Ich
muss es Ihnen ebenfalls vorhalten. Wenn wir uns
mit Rheinland-Pfalz und den anderen Bundeslän-
dern vergleichen, laufen wir Gefahr, abgehängt zu
werden. In Rheinland-Pfalz ist die Schülerbeförde-
rung ab dem nächsten Schuljahr bis Klasse 10 kos-
tenfrei. Das sei ein großer Schritt zur finanziellen
Entlastung von Eltern und auch ein Beitrag zu mehr
Chancengleichheit auf dem Bildungsweg, so die
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rheinland-pfälzische Bildungsministerin. Da kann
man ihr nur recht geben.

Ich füge hinzu, dass es sich in eine Palette von
Maßnahmen einreiht, die dort schon auf den Weg
gebracht worden sind, die hier erst angekündigt wur-
den, wie zum Beispiel das Ganztagsschulprogramm
und die gänzliche Beitragsfreiheit im Kindergarten.
Meine Damen und Herren, ich muss Ihnen wieder
den Spiegel vorhalten. Sie haben die Beitragsfreiheit
letztlich wieder gekappt und gestrichen. Es gibt sie
im letzten Kindergartenjahr nicht mehr. Sie haben
die Gehälter für Junglehrer hier im Lande gekürzt.
Und jetzt gehen Sie so weit, dass Sie Fahrtkosten-
zuschüsse doch kürzen wollen. Ist das der dritte Akt
in Ihrem Spar-Theater? - Ich hoffe nicht. Wir halten
als LINKE trotz der schwierigen Haushaltslage eine
angemessene Schülerförderung für unumgänglich.
Eine schnelle und vor allem sozial gerechte Lösung
für die Finanzierung der Schülerbeförderung in un-
serem Land wäre ein wichtiger Schritt, wenn Sie
ernsthaft von Investitionen in Bildung reden wollen.

Herr Minister Kessler, noch im Februar 2009 waren
Sie auf dem richtigen Weg. Damals haben Sie im
Zuge der letzten Änderung des Schülerförderungs-
gesetzes die damalige Bildungsministerin Kramp-
Karrenbauer angeschrieben und eine Erhöhung aller
Einkommensstufen um jeweils 100 Euro gefordert.
Damit wollten Sie zu Recht den Kreis der Förderbe-
rechtigten erweitern. Sie wollten es zu Recht tun, um
mehr Familien mit geringem Einkommen Zuschüsse
zu gewähren. Herr Minister, wir fordern Sie auf, blei-
ben Sie auf diesem Weg. Bleiben Sie bei dieser Li-
nie. Überzeugen Sie Ihre heutige Kollegin Minister-
präsidentin davon. Wir sind noch nicht überzeugt.
Für uns sind noch viele Fragen offen. Wir wollen die
Anhörung abwarten und werden uns deshalb heute
in Erster Lesung enthalten. - Ich bedanke mich.

(Beifall von der LINKEN.)

Präsident Ley:
Das Wort hat für die CDU-Fraktion Frau Abgeordne-
te Gisela Rink.

Abg. Rink (CDU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
habe mich noch einmal kurz zu Wort gemeldet, da
ich den letzten Satz von Ihnen, Frau Kollegin, über-
haupt nicht verstanden habe.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Wir geben Ihnen
noch eine Chance in der Anhörung.)

Zuerst machen Sie Fundamentalopposition und
dann sagen Sie, Sie enthalten sich.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Wie wir abstimmen, ist
unsere Sache. Was soll denn das?)

Die Kollegin sagt, dass Sie uns eine Chance geben,
aber lassen Sie mich bitte an eines erinnern. In die-
sem Hause haben wir im Frühjahr 2007 einstimmig
eine Bundesratsinitiative zur Bezuschussung des
Schulessens verabschiedet. Ich habe extra nachge-
schaut. Es war ein Antrag von CDU und FDP. Ent-
halten haben sich damals BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Sie gehörten damals noch dieser Fraktion an.
Die SPD hat sich ebenfalls enthalten. Schauen Sie
nicht so kritisch, Frau Kollegin, lesen Sie es in den
Unterlagen nach. Sie haben sich bei dieser Bundes-
ratsinitiative zum Schulessen enthalten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was war Sinn und
Zweck dieser Bundesratsinitiative? Wir hatten da-
mals eine Bundesratsinitiative zur Bezuschussung
des Schulessens für Hartz-4-Empfänger geplant.
Heute sind wir froh, dass es dieses Bildungspaket
gibt, denn es beinhaltet diese Bezuschussung des
Schulessens. Damals haben Sie sich enthalten.
Heute enthalten Sie sich ebenfalls, aber Sie sagen,
alles sei so schlimm. Im Übrigen möchte ich für das
Protokoll und die Öffentlichkeit festhalten, dass wir
nicht von einer Kürzung sprechen.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Das sehen die Wohl-
fahrtsverbände anders.)

Es gibt veränderte Förderungen. Zum einen haben
wir die Bundesmittel, die wir in Anspruch nehmen.
Wir können es uns als Bundesland in dieser finanzi-
ellen Situation doch gar nicht leisten, Bundesmittel,
die zur Entlastung des Landeshaushaltes benutzt
werden können, nicht in Anspruch zu nehmen. Mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren, wenn es diese
Möglichkeit gibt, müssen wir sie doch ausschöpfen
und diese Ausgaben im Landeshaushalt durch Bun-
desmittel finanzieren.

Frau Kollegin, noch eine kurze Anmerkung. Sie ha-
ben die Grundschulen angesprochen. Sie fallen
nicht unter das Schülerförderungsgesetz, da dort gar
keine Fahrtkosten anfallen.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Das weiß ich auch,
aber man muss es Ihnen immer wieder sagen.)

Von daher bitte ich um eine realistische Betrachtung
der Sachlage und um eine faktenorientierte Bera-
tung im Ausschuss. - Ich bedanke mich für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Das Wort hat Minister Klaus Kessler.

Minister Kessler:
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich möchte, insbesondere mit Blick auf den
Beitrag der Kollegin Barbara Spaniol, noch einmal
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klarstellen, wo wir uns als Land befinden. Das Saar-
land ist ein Haushaltsnotlageland.

(Abg. Kugler (DIE LINKE): Rheinland-Pfalz
auch.)

Durch die Hartz-4-Reform und durch das Bildungs-
paket hat das Saarland die Möglichkeit, seine Aus-
gaben an einer Stelle zu reduzieren, ohne dass es
zu einem sozialen Kahlschlag für die Leistungsemp-
fänger kommt. Wenn wir dies nicht täten, würden wir
unserer Verantwortung für das Land und diesen
Haushalt einfach nicht nachkommen. Das wäre ver-
antwortungslos.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir haben die Schuldenbremse einzuhalten und
letztendlich tun wir an dieser Stelle nichts anderes,
als sie so umzusetzen, wie es vernünftig, verantwor-
tungsvoll, pragmatisch und im Blick auf Bundesrege-
lungen notwendig ist. Ich danke ausdrücklich der
SPD, die dem Bildungspaket auf Bundesebene zu-
gestimmt hat, für die Anerkennung unserer Bemü-
hungen an dieser Stelle. Was die Neuregelung an-
geht, so betone ich ausdrücklich, dass sich kein
Kind schlechter stellt im Sinne eines Schulbesuchs
der nächstmöglichen Schule. Das ist das Essential,
welches in diesem Gesetz enthalten ist. Daran wer-
den wir uns auch halten.

Zum Kooperationsverbot, das Sie ebenfalls ange-
sprochen haben. Ich habe dazu eine dezidierte Mei-
nung. Die Bundesbildungsministerin übrigens eben-
so.

(Zuruf des Abgeordneten Commerçon (SPD).)

An dieser Stelle haben wir noch Beratungsbedarf.
Was die bürokratische Umsetzung des Bildungspa-
ketes angeht, so hat die Kollegin Rink das Ihre ge-
sagt. Es ist nicht so bürokratisch, wie es immer un-
terstellt wird. Was die Umsetzung unseres Gesetzes
angeht, wenn es denn in Kraft ist, so werden wir An-
wendungshinweise für die Ämter machen und ihnen
Anleitungen für die Beratung der Betroffenen geben,
gleichsam als besondere Service-Leistung. Das si-
chere ich an dieser Stelle zu.

Zum Schluss der Blick in die Nachbarländer oder in
das Nachbarland Rheinland-Pfalz. Der Vergleich ist
natürlich nicht zutreffend. Rheinland-Pfalz ist kein
Haushaltsnotlageland. Es befindet sich in einer an-
deren finanziellen Situation als das Saarland und
kann an der einen oder anderen Stelle etwas mehr
tun als wir. Aber geradestellen möchte ich mit Blick
auf den Bildungsbereich die Aussage, dass dort al-
les besser sei als bei uns. Das kann nicht unwider-
sprochen bleiben. Ich kenne die Regelungen zur
Ganztagsschule in Rheinland-Pfalz. Ich kenne die
Ausstattung mit professionellem Personal in Rhein-
land-Pfalz und ebenso die dortigen Lehrerplanstel-
len im Ganztagsschulprogramm. Im Vergleich dazu

ist die Regelung zur ganztagsschulischen Betreuung
im Saarland weitaus besser. Mit Blick auf das, was
die SPD gerne unter dem Gesichtspunkt Schulstruk-
tur diskutiert, prognostiziere ich, dass wir, wenn wir
die Bildungssysteme von Rheinland-Pfalz und dem
Saarland vergleichen, mit unseren Strukturmaßnah-
men wie Zwei-Säulen-Modell, Gemeinschaftsschule
und so weiter mit Rheinland-Pfalz gut mithalten kön-
nen. Ich sage selbstbewusst, wir werden das besse-
re Schulsystem bekommen. So viel zur Klarstellung.
- Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Das Wort hat für die SPD-Fraktion Herr Kollege Ul-
rich Commerçon.

Abg. Commerçon (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Diskussion heute Morgen wird jetzt doch
etwas bizarrer, als ich das vermutet hatte. Alle hat-
ten gesagt, wir schauen uns das Gesetz im Aus-
schuss erst einmal genau an und stimmen nicht da-
gegen, wir bieten an, das vernünftig zu machen.
Und jetzt kommt reflexartig wieder der Versuch, auf
die Opposition einzudreschen. Ich will das jetzt aber
nicht weiter vertiefen.

(Zuruf von der CDU.)

Wenn Sie dazwischenrufen, ich sei geschont wor-
den, dann muss ich Ihnen sagen, es geht hier nicht
um mich und es geht nicht um Sie. Herr Kollege
Schmitt, dass man Sie verschont, das mag ja sein.

(Zuruf des Abgeordneten Schmitt (CDU).)

Das ist doch lächerlich. Fangen Sie nicht schon wie-
der mit dieser Kleingeistigkeit an, Kollege Schmitt.
Das ist ja unerträglich.

(Weiterer Zuruf des Abgeordneten Schmitt
(CDU).)

Ja, ich habe Ihnen zugehört. Aber offenbar haben
Sie mir eben nicht zugehört. Ich habe beispielsweise
nicht behauptet, dass in Rheinland-Pfalz alles bes-
ser sei. Wenn Sie mir ernsthaft zugehört hätten,
dann hätten Sie bemerkt, dass ich gesagt habe, wir
müssen aufpassen, dass die Eltern nicht langsam
den Eindruck bekommen, dass in Rheinland-Pfalz
alles besser sei. Wenn man eine solche Aussage so
verkürzt wahrnimmt und wiedergibt, dann ist das
nicht ganz redlich. Und ich frage mich langsam,
warum wir als Opposition in diesem Hause denn
konstruktiv mitarbeiten sollen, wenn man uns selbst
bei konstruktiver Mitarbeit sofort auf die Finger
klopft. Meine Damen und Herren, so geht es nicht.
Das ist schlechter parlamentarischer Stil.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)
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Genauso ärgert mich die Aussage, Herr Minister, die
SPD würde so gerne Strukturreformen diskutieren.
Ich glaube, Sie haben nicht mitbekommen, was wir
gesagt haben. Wir haben in den letzten Jahren ge-
sagt, dass es eben nicht in erster Linie um die Struk-
turreform geht, sondern es geht in erster Linie dar-
um, dass wir kleinere Klassen brauchen, dass wir ei-
ne bessere individuelle Förderung brauchen. Sie ha-
ben ein Problem in der Koalition, weil Sie nur noch
über Strukturreformen reden statt über Inhalte. Das
ist das Problem an dieser Stelle.

Im letzten Satz möchte ich noch einmal versöhnli-
cher werden. Lassen Sie uns doch einmal allen Ern-
stes interfraktionell darüber reden, ob es nicht sinn-
voll wäre, einen Vorstoß zu machen - ich meine her-
auszuhören, dass es sogar Kolleginnen und Kolle-
gen aus der CDU-Fraktion gibt, die dieser Meinung
sind -, das Kooperationsverbot endlich aus dem
Grundgesetz herauszubekommen. Das ist doch der
Schlüssel des Ganzen, wenn wir eine vernünftige
und solide Bildungsfinanzierung wollen. Sie haben
richtig ausgeführt, Herr Minister Kessler, dass die
Bundesbildungsministerin heute auch sagt, man
müsse darüber nachdenken, ob das so sinnvoll sei.
Sie war damals als Landesbildungsministerin aller-
dings eine der vehementesten Vertreterinnen des
Kooperationsverbotes. So schnell ändert sich das.
Und es sind logischerweise insbesondere Länder
mit einer extrem schwierigen Haushaltslage, die ein
Interesse daran haben. Lassen Sie uns doch einen
gemeinsamen Versuch dahingehend starten, dass
wir als Landesparlament sagen, wir müssen eine
Aufhebung des Kooperationsverbotes im Bildungs-
bereich anstreben. Wir sollten uns nichts vorma-
chen. Wenn wir wirklich dauerhaft bessere Bildung
für unsere Kinder auch in Haushaltsnotlageländern
wollen - wir dürfen die Kinder ja nicht dafür bestra-
fen, dass wir eine Haushaltsnotlage haben -, dann
wird das nur mit der massiven Hilfe des Bundes ge-
hen. Das wird nur gehen, wenn wir die Föderalis-
musreform an einer Stelle wieder korrigieren. - Ich
danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Präsident Ley:
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schlie-
ße die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme
des Gesetzentwurfes Drucksache 14/571 in Erster
Lesung unter gleichzeitiger Überweisung an den zu-
ständigen Ausschuss ist, den bitte ich eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf in
Erster Lesung bei Enthaltung der Oppositionsfraktio-
nen einstimmig angenommen und zur weiteren Be-
ratung an den zuständigen Ausschuss überwiesen
ist.

Wir kommen zu Punkt 19 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der CDU-Landtagsfrak-
tion, der FDP-Landtagsfraktion, der BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN-Landtagsfraktion, der SPD-
Landtagsfraktion und der DIE LINKE-Land-
tagsfraktion eingebrachten Gesetzes zur Än-
derung des Gesetzes über den Altenpflegehil-
feberuf und zur Bestimmung der zuständigen
Stelle zur Durchführung des Kostenaus-
gleichs in der Altenpflege- und Altenpflegehil-
feausbildung (Drucksache 14/569 - neu)

Zur Begründung erteile ich Herrn Abgeordneten To-
bias Hans das Wort.

Abg. Hans (CDU):
Herr Präsident! Meine verehrten Damen und Herren!
Kolleginnen und Kollegen! Wir freuen uns Jahr um
Jahr über stetig steigende Lebenserwartung auf der
einen Seite und beklagen geburtenschwache Jahr-
gänge auf der anderen Seite. Was bedeutet das für
die Situation in der Altenpflege? Wir haben immer
mehr ältere schwerstpflegebedürftige Menschen und
haben auf der anderen Seite auf dem Arbeitsmarkt
eine Situation, dass der Markt für examinierte Fach-
kräfte quasi leergefegt ist. Wie kann man dieser Her-
ausforderung begegnen? - Mit Sicherheit kann man
dieser Herausforderung begegnen, indem man Maß-
nahmen ergreift, um die Attraktivität des Pflegeberu-
fes voranzutreiben und insbesondere auch junge
Männer für diesen Beruf zu interessieren. Das ist
ganz wichtig. Aber eine Maßnahme, die man auch
ergreifen kann und die nachweislich erfolgreich ist,
ist die Einführung eines Umlageverfahrens in der Al-
tenpflegeausbildung. Das soll mit dem vorliegenden
Gesetzentwurf vorangebracht werden.

Wie ist die Historie der Altenpflegeausbildung? Be-
reits ab 1996 wurde auf Grundlage des Saarländi-
schen Altenpflegegesetzes und einer hierauf erlas-
senen Umlageverordnung die Ausbildungsumlage
erhoben. Dieses Saarländische Altenpflegegesetz
wurde am 01.10.2002 durch das Gesetz für die Al-
tenpflegeberufe im Saarland abgelöst. Damit entfiel
die Grundlage für die entsprechende Umlageverord-
nung. Bereits 2003 wurde dann mit dem Übergang
in die Gesetzgebungskompetenz des Bundes dieses
Saarländische Altenpflegegesetz abgelöst durch das
Altenpflegegesetz des Bundes, das bis heute Gel-
tung hat. In diesem Altenpflegegesetz des Bundes
ist in § 25 Abs. 1 geregelt, dass Landesregierungen
ermächtigt werden, zur Aufbringung der Mittel für die
Kosten der Ausbildungsvergütung Ausgleichsbeiträ-
ge zu erheben. Eine Umlageverordnung kann ge-
mäß dem Altenpflegegesetz jedoch nur dann erlas-
sen werden, wenn die Verhinderung eines künftigen
oder die Beseitigung eines bereits vorhandenen
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Ausbildungsplatzmangels gerichtsfest nachgewie-
sen ist.

Nach der Auswertung der gemeinsam mit der saar-
ländischen Pflegegesellschaft erhobenen Daten
stellte sich heraus - das wurde mehrfach im Aus-
schuss für Gesundheit und Verbraucherschutz be-
handelt -, dass es im Saarland derzeit 153 Ausbil-
dungsstellen in der Altenpflege gibt. Bei der sich er-
höhenden Pflegeintensität, die zu erwarten ist, und
unter Berücksichtigung von Alters- und Sozialstruk-
tur der in der Altenpflege Beschäftigten, müssten bis
zum Jahr 2020 jährlich 265 Menschen in der Pflege
tätig sein und im Altenpflegeberuf ausgebildet wer-
den. Das ist eine Diskrepanz von über 100 Stellen,
die nicht besetzt werden können. Damit ist einwand-
frei nachgewiesen, dass gehandelt werden muss
und dass im Sinne des Altenpflegegesetzes auch
gehandelt werden kann. Hinzu kommt - auch wenn
das für die Bewertung nach dem Gesetzesmaßstab
unerheblich ist -, dass mit der Umlagefinanzierung in
der Altenpflegeausbildung auch der preisliche Wett-
bewerbsnachteil für die Betriebe aufgehoben wird,
die bereits ausbilden. Gleichzeitig entsteht aber
auch ein Ausbildungsanreiz für die Betriebe, die bis-
her nicht ausgebildet haben.

Zum Verständnis: Wenn ein Betrieb bisher ausgebil-
det hat, dann hat er das logischerweise auf den Pfle-
gesatz umlegen müssen, was bedeutet, dass er am
Markt weniger attraktiv ist als Betriebe, die nicht
ausgebildet haben. Zusammengefasst ist es ein Ge-
winn nicht nur für die Betriebe und die Bewohner,
sondern auch für diejenigen, die die Pflegesätze zu
bezahlen haben, wenn wir dieses Umlageverfahren
einführen. Dass die zu erwartenden Verbesserun-
gen, die ich eben zitiert habe, kein Blick in die Kri-
stallkugel sind, das beweisen uns die Zahlen, die wir
schon jetzt, allein aufgrund der Ankündigung, dass
die Umlagefinanzierung kommt, an den saarländi-
schen Pflegeschulen haben. Wir haben rund 100 zu-
sätzliche Ausbildungsplätze gemeldet bekommen,
sodass aktuell 346 Anmeldungen vorliegen, Ten-
denz steigend. Immerhin 50 Betriebe wollen sich
jetzt erstmals an der Ausbildung von Altenpflegeper-
sonal beteiligen. Ich glaube, dass das allein auf-
grund der Ankündigung der Einrichtung der Alten-
pflege-Umlagefinanzierung erreicht worden ist, be-
weist die Richtigkeit dieses Unterfangens.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, ein wichtiges Signal ist
auch, wie ich finde, dass das mittlerweile parteiüber-
greifend so gesehen wird, dass alle Fraktionen des
Hauses dem Gesetzentwurf beigetreten sind und ihn
gemeinsam mit der Koalition einbringen möchten.
Dass der Ankündigung jetzt schnellstmöglich eine
Rechtsgrundlage folgen soll, ist in diesem Haus
Konsens.

Es hat sich im Dialog mit der Saarländischen Pflege-
gesellschaft auch herauskristallisiert, dass es im
Sinne aller Beteiligten ist, die Organisation dieser
Umlagefinanzierung so nahe wie möglich an den
Einrichtungen anzusiedeln und sie vor allem auch
weitestmöglich in Eigenregie durch die Saarländi-
sche Pflegegesellschaft durchführen zu lassen. Um
dem zuständigen Ministerium zu ermöglichen, die-
sem Anliegen in der Verordnung, die dem Gesetz
folgen muss, gerecht zu werden, wird mit dem vor-
liegenden Gesetzentwurf eine gesetzliche Grundla-
ge für die Beleihung einer juristischen Person des
Privatrechts mit der Durchführung des Kostenaus-
gleiches sowohl für die Altenpflegeausbildung als
auch für die Altenpflegehilfeausbildung geschaffen.
Des Weiteren werden aus der Umressortierung re-
sultierende Anpassungen vorgenommen. Meine Da-
men und Herren, ich bitte herzlich um Unterstützung
für den vorliegenden Gesetzentwurf in Erster Le-
sung und um Überweisung in den zuständigen Aus-
schuss für Gesundheit und Verbraucherschutz. -
Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und bei der
SPD.)

Präsident Ley:
Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen sind
nicht eingegangen. Ich schließe die Aussprache. Es
wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf an den Aus-
schuss für Gesundheit und Verbraucherschutz zu
überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme
des Gesetzentwurfes Drucksache 14/569 - neu - in
Erster Lesung unter gleichzeitiger Überweisung an
den zuständigen Ausschuss ist, den bitte ich, eine
Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält
sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass der Gesetz-
entwurf in Erster Lesung einstimmig mit den Stim-
men aller Abgeordneten angenommen und zur wei-
teren Beratung an den Ausschuss für Gesundheit
und Verbraucherschutz überwiesen ist.

Wir kommen zu den Punkten 6 und 15 der Tages-
ordnung:

Erste Lesung des von der DIE LINKE-Land-
tagsfraktion eingebrachten Gesetzes zur Än-
derung des Saarländischen Sparkassenge-
setzes (SSpG) (Drucksache 14/573)

Beschlussfassung über den von der SPD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Teilhaberechte sichern - Girokonto
für jeden Menschen auf Guthabenbasis ge-
setzlich festschreiben (Drucksache 14/579)
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Zur Begründung des Gesetzentwurfes der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion erteile ich Herrn Abgeordneten
Rolf Linsler das Wort.

Abg. Linsler (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Kollegin-
nen und Kollegen! Die Linksfraktion hat in diesem
Hause schon mehrfach Anträge zum Sparkassenge-
setz eingebracht. Im Juni dieses Jahres haben wir
den Antrag gestellt, über die Bezüge der Sparkas-
senvorstände zu reden, zu diskutieren. Ich darf bei
dieser Gelegenheit, Herr Minister Toscani, daran er-
innern, dass seinerzeit versprochen wurde, im
Herbst - ich glaube, heute beginnt der Herbst -

(Zuruf: Nein, noch nicht!)

ein Transparenzgesetz vorzulegen. Nun gut, es
bleibt ja noch ein bisschen Zeit. Wir gehen aber da-
von aus, dass Sie Ihr Versprechen einhalten.

Im August haben wir über die Zinsen bei Überzie-
hungskrediten gesprochen. Die Zinsen für Überzie-
hungskredite sind aber immer noch so hoch. Bei
Sparkassen sollte dies, und wir haben das damals ja
auch begründet, nicht der Fall sein. Schließlich sind
Sparkassen öffentlich-rechtliche Einrichtungen, sie
haben einen öffentlichen Auftrag, sie sollen dem Ge-
meinwohl dienen, sie sollen die Wirtschaft, insbe-
sondere den Mittelstand, und alle Bevölkerungs-
schichten, also auch wirtschaftlich schwache, mit
geld- und kreditwirtschaftlichen Leistungen versor-
gen. Sie sollen, ja sie müssen geradezu besonderes
Vorbild sein, da sie, wie erwähnt, einen besonderen
Auftrag mit Blick auf das Gemeinwohl haben. Für
Banken in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft darf, so
denke ich, Profit nicht alles sein.

(Beifall von der LINKEN.)

Heute stellen wir den Antrag, das Sparkassengesetz
zu ändern und damit die Sparkassen zu verpflichten,
Girokonten auf Guthabenbasis für jedermann anzu-
bieten. Das ist, Kolleginnen und Kollegen, in meinen
Augen überfällig!

(Beifall von der LINKEN.)

Die Sparkassen sollen Menschen, die beispielswei-
se auf Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe, einen Kinder-
zuschlag, Wohngeld oder Leistungen nach dem
Asylbewerbergesetz angewiesen sind, die Kontoge-
bühren erlassen. Es geht also um Menschen, die
Unterstützung brauchen. Niemand darf abgewiesen
werden! Für wirtschaftlich Schwache muss ein Sozi-
altarif angeboten werden, das halten wir für dringend
notwendig.

Derjenige, der kein Konto eröffnen darf oder sich die
Kontogebühren nicht mehr leisten kann, wird wirt-
schaftlich und sozial ausgegrenzt. Ohne Konto ist es
schwerer, einen Job zu finden oder auch die monat-

liche Miete zu zahlen. Welcher Arbeitgeber stellt
schon jemanden ein, wenn er erst einmal erfahren
hat, dass dieser Bewerber kein Konto hat? Es gibt
dann immer gleich auch gewisse Vorbehalte. Wel-
cher Vermieter nimmt schon einen Mieter auf, der
kein Konto angeben kann? Es folgt sofort die Unsi-
cherheit beim Vermieter, wie sich das mit der Zah-
lung wohl gestalten wird. Ohne Konto finden Arbeits-
lose schwerer einen Job. Ohne Konto wird die Inte-
gration Benachteiligter schwerer. Es ist auch
menschlich eine Demütigung, wenn einem die Bank
ein Konto verweigert. Das muss man einmal erle-
ben, dann weiß man, wovon ich rede.

Wirtschaftlich Schwache dürfen keine Menschen
zweiter Klasse sein. Sie werden aber faktisch zu
Bittstellern gegenüber den Banken degradiert. Wie
viele Menschen in Deutschland ohne Konto daste-
hen, das kann man nur schätzen, da die Banken
über entsprechende Zahlen schweigen. Die Arbeits-
agentur schätzt für das Saarland allein im Bereich
des Arbeitslosengeldes I die Zahl derjenigen, die
kein Konto bei einer Bank haben beziehungsweise
kein Konto bei der Beantragung der Leistungen an-
geben können, auf circa 10.000. Ohne Konto entste-
hen den Menschen, wie wir wissen, auch Zusatzkos-
ten, etwa wegen der Notwendigkeit von Barüberwei-
sungen.

Seit Mitte der Neunzigerjahre gibt es eine freiwillige
Selbstverpflichtungserklärung des Zentralen Kredit-
ausschusses. Danach sollen die Banken für alle Be-
völkerungsgruppen ein Girokonto, ein sogenanntes
Konto für jedermann, anbieten. Einen gesetzlichen
Anspruch für jedermann auf ein Konto bei den Spar-
kassen gibt es aber im Saarland nicht. Dass die
Selbstverpflichtung auch im Bereich der Sparkassen
im Saarland wirksam und ausreichend ist, das ist
nicht hinreichend belegt. Gewiss, der zuständige
Schlichter beim Sparkassenverband berichtet eher
von vereinzelten Beschwerden. Es liegt aber doch
nahe, dass vielen Verbraucherinnen und Verbrau-
chern die Möglichkeit einer Schlichtung überhaupt
nicht bekannt ist. Unter anderem deshalb besteht
die Notwendigkeit, in diesem Hause über diese An-
gelegenheit zu diskutieren.

Im Saarland bieten die Sparkassen zudem, man hö-
re und staune, durchaus kostenfreie Konten für ge-
wisse Bevölkerungsgruppen an. Das ist auch richtig
so! Für Schülerinnen und Schüler, für Auszubilden-
de, für Studentinnen und Studenten, für Wehr- und
Bundesfreiwilligendienstleistende wird das schon
angeboten. Die Sparkassen nehmen Rücksicht auf
die Einkommenssituation dieser Gruppen. Das ist
nachvollziehbar und richtig. Die Sparkassen nehmen
aber keine Rücksicht auf die Situation von Arbeitslo-
sen und Sozialrentnern. Das muss sich ändern, Kol-
leginnen und Kollegen!

(Beifall von der LINKEN und bei der SPD.)
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Deshalb wollen wir die Sparkassen verpflichten,
einen Sozialtarif anzubieten, also ein kostenloses
Konto für Benachteiligte. Dabei gibt es nach meiner
Ansicht für die Sparkassen kein wirtschaftliches Risi-
ko, denn es handelt sich um Guthabenkonten. Ein
solches Konto kann nicht überzogen werden.

In vielen anderen Bundesländern sind die Sparkas-
sen gesetzlich ausdrücklich verpflichtet, das Giro-
konto für jedermann anzubieten. Warum sollte das
im Saarland nicht möglich sein? Ich sehe keinen
Grund, weshalb das nicht funktionieren sollte, denn
die Sparkassen gehen finanziell ja nicht am Krück-
stock.

Die SPD-Fraktion kommt mit ihrem Antrag, die Spar-
kassen zu verpflichten, jedem Menschen ein Gutha-
benkonto zur Verfügung zu stellen, unserem Ge-
setzentwurf sehr nahe. Die Frage der Kontogebüh-
ren lässt der Antrag aber offen. Das verstehe ich
nicht ganz. Wir sind im Grunde genommen von un-
seren Programmen her immer für die sogenannten
sozial Schwachen eingetreten. Das wäre doch ein
Grund, dem zuzustimmen.

(Zuruf des Abgeordneten Schmidt (SPD).)

Kollege Schmidt, wir kennen uns ja vom Verwal-
tungsrat, ich kenne Ihre Auffassung in dieser Frage.
Aber ich habe gedacht, vielleicht kann ich Sie noch
überzeugen.

Wir wollen ein kostenloses Konto, nicht für besser-
verdienende Zahnärzte, nicht für Millionäre, nicht für
den Börsenmakler, sondern für Menschen mit wenig
Geld. Denen muss geholfen werden, Kolleginnen
und Kollegen. Wir können das heute tun. Dieses
kostenlose Konto wird - ich habe es bereits erwähnt
- für Studentinnen und Studenten, Auszubildende
und Schüler bereits von den Sparkassen auf freiwilli-
ger Basis angeboten. Das ist gesellschaftspolitisch
richtig und auch dementsprechend notwendig.

Kolleginnen und Kollegen, wer wirklich etwas ändern
will an der Situation, wer verhindern will, dass wei-
terhin Saarländer ohne einen gesetzlichen Anspruch
auf ein Konto dastehen oder trotz ihrer prekären La-
ge zu Gebührenzahlungen herangezogen werden,
der sollte sich im Parlament - wir sind ja alle frei ge-
wählt - einen Ruck geben und unserem Antrag zu-
stimmen. - Vielen Dank.

(Beifall von der LINKEN.)

Präsident Ley:
Zur Begründung des Antrages der SPD-Landtags-
fraktion, Drucksache 14/579, erteile ich Frau Abge-
ordneter Isolde Ries das Wort.

Abg. Ries (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir
beschäftigen uns in diesem Hohen Hause nicht zum

ersten Mal mit diesem Thema. Anfang der Neunzi-
gerjahre haben sowohl die SPD-Fraktion wie auch
die damals SPD-geführte Landesregierung versucht,
über den Bundestag eine Änderung des Kreditwe-
sengesetzes zu erreichen und eine verpflichtende
Regelung für ein Guthabenkonto durchzusetzen. Es
gab damals Druck von den Verbraucherzentralen,
den Wohlfahrtsverbänden und den Schuldnerbera-
tungsstellen - genau wie heute auch. Aufgrund die-
ses öffentlichen Drucks haben 1995 die im Zentralen
Kreditausschuss ZKA zusammengeschlossenen
Spitzenverbände der Kreditwirtschaft für ihre Mit-
gliedsinstitute die ZKA-Empfehlung zum Girokonto
für jeden ausgesprochen. Hier möchte ich betonen,
Herr Linsler: nicht für jedermann, sondern auch für
jederfrau, deshalb Girokonto für jeden.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Das ist gesetzlicher
Sprachgebrauch, Frau Kollegin.)

Die Kreditinstitute haben damit erwartungsgemäß ei-
ne gesetzliche Regelung verhindert. Wären sie die-
sen Weg nicht gegangen, hätten wir heute schon ei-
ne gesetzliche Regelung. Aber es war nur eine
Empfehlung, die keinerlei Bindungswirkung hatte.
Ich sage dennoch: Zum damaligen Zeitpunkt war es
richtig, der Kreditwirtschaft erst einmal die Möglich-
keit der freiwilligen Selbstverpflichtung einzuräumen.
Darin wurde festgehalten, dass jedem Bürger und
jeder Bürgerin ein Girokonto auf Guthabenbasis be-
reitgestellt werden muss. Dabei sollte die Bereit-
schaft zur Kontoführung nicht abhängig gemacht
werden von der Höhe und der Art der Einkünfte,
auch nicht von der Eintragung bei der Schufa, die
auf schlechte wirtschaftliche Verhältnisse der Kun-
den hindeutet. Die Kreditinstitute sind nach dieser
Selbstverpflichtung nur dann nicht verpflichtet, ein
Girokonto zu führen, wenn dies unzumutbar ist,
wenn zum Beispiel in den Geschäftsräumen randa-
liert wird.

Aber es kam anders. Die Selbstverpflichtung wurde
von Anfang an mangelhaft umgesetzt. Nach Infor-
mationen der Verbraucherzentralen sind 90 Prozent
der Kontoverweigerungen ungerechtfertigt. Die Ab-
lehnungen werden entweder gar nicht begründet
oder die Begründung erfolgt per Standardbrief. Meist
wird das Girokonto wegen einer negativen Schufa-
Auskunft verweigert. Dabei ist bei der Einrichtung ei-
nes reinen Guthabenkontos der Rückgriff auf die
Schufa überhaupt nicht erlaubt. Hier wird als etwas
gemacht, was gar nicht zulässig ist.

Umfragen und Stichproben der Schuldnerberatungs-
stellen und der Sozialverbände lassen vermuten,
dass zirka 600.000 Menschen in der Bundesrepublik
ohne ein Konto leben. Es gab am 01. September
einen Bericht auf ZEIT-Online, wonach man davon
ausgehen kann, dass zwischen 6.000 und 10.000
Menschen auch im Saarland kein Konto haben.
Menschen ohne Girokonto droht die gesellschaftli-
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che Ausgrenzung. Deshalb hat der Deutsche Bun-
destag die Kreditwirtschaft mehrfach aufgefordert,
der Selbstverpflichtung nachzukommen und alle
zwei Jahre zu berichten, wie die Umsetzung erfolgt.
Diese Berichte sind abgegeben worden, 2002, 2004
und 2006. Man musste feststellen, dass das nicht
ordentlich umgesetzt worden ist. Man hat den Kre-
ditinstituten noch eine Frist gesetzt und sie verpflich-
tet, Ablehnungsgründe schriftlich anzugeben und auf
die Schlichtungsstelle hinzuweisen, die eingerichtet
werden musste. So weit, so gut.

Die Schlichtungsstelle wird auch in Anspruch ge-
nommen, aber so ein Schlichtungsverfahren dauert
circa fünf Monate. Und selbst, wenn der oder die Be-
troffene recht bekam, wurde immer noch kein Konto
auf Guthabenbasis eingerichtet, weil auch der
Schlichtungsspruch nicht verpflichtend ist. In einigen
Fällen kam es zur Klage. Auch die Gerichte haben
bestätigt, dass weder die Selbstverpflichtung noch
der Schlichtungsspruch Rechtsansprüche der Bür-
ger auf die Eröffnung eines Kontos begründen.

Also auch nach 15 Jahren bleibt die Selbstverpflich-
tung ein Papiertiger; die Selbstverpflichtung ist ge-
scheitert, das können wir feststellen. Deshalb müs-
sen wir jetzt verbindliche Regelungen einbringen.
Die SPD Fraktion - Dr. Magnus Jung und ich - hat im
August dieses Jahres eine Anfrage an die Landesre-
gierung gerichtet, damit wir besseres Datenmaterial
haben und auf dieser Grundlage den heutigen Vor-
stoß machen können. Die Antwort liegt seit Ende
August vor.

In acht Bundesländern gibt es bereits Sparkassen-
gesetze, die ein Guthabenkonto verpflichtend vorse-
hen, nämlich in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen, Bay-
ern, Nordrhein-Westfalen und unser Nachbarland
Rheinland-Pfalz. Hinzu kommt, dass Hessen und
Schleswig-Holstein eine entsprechende Verpflich-
tung in die Satzungen aufgenommen haben. Des-
halb sagen wir: Auf Landesebene haben wir die
Möglichkeit, das Sparkassengesetz zu ändern. Das
wollen wir auch und fordern die Landesregierung
heute mit diesem Antrag dazu auf.

Das heißt nichts anderes, als die gelebte Praxis der
Sparkassen in einem Gesetz zu normieren. In der
Antwort auf unsere Anfrage wurde deutlich, dass bei
den Sparkassen die wenigsten Probleme auftreten.
Aber wenn das sowieso gemacht wird und es kaum
Probleme gibt, kann das auch in Gesetzesform ge-
gossen werden. So viel zum ersten Schritt.

Der zweite Schritt, der ist ganz wichtig: Wir wollen
die Gleichbehandlung aller Kreditinstitute. Es ist an
der Zeit, die gesamte Kreditwirtschaft durch ein Ge-
setz zu verpflichten. Das können wir natürlich nicht
hier, sondern das muss auf Bundesebene gemacht
werden.

(Abg. Lafontaine (DIE LINKE): Das ist ein Fehler.
Die Sparkassen haben einen Sonderauftrag.)

Wir wollen zuerst das hiesige Sparkassengesetz än-
dern. Das heißt aber nicht, dass die anderen Kredit-
institute freigestellt werden sollen. Nämlich gerade
dort haben wir die Probleme! Die Commerzbank und
die Deutsche Bank gewähren keine Guthabenkon-
ten, sie lehnen es schlichtweg ab! Deshalb ist es
richtig, wenn wir sagen: Das, was gelebte Realität
bei den Sparkassen ist, verankern wir hier per Ge-
setz, aber es darf nicht sein, dass die anderen Kre-
ditinstitute hier einen Wettbewerbsvorteil haben. Das
wollen wir zusätzlich auf den Weg bringen!

(Beifall von der SPD.)

Herr Linsler hat es schon gesagt: Niemand von uns
kann sich eigentlich vorstellen, wie es ist, ohne Giro-
konto zu leben, eine Wohnung zu mieten, eine Ar-
beitsstelle anzutreten, Strom- und Wasserrechnung
oder KFZ-Steuer zu bezahlen. All das geht doch nur
per Banküberweisung! Wer keine Bankverbindung
angeben kann, den kommt das teuer zu stehen, im
wahrsten Sinne des Wortes. Arbeitgeber zahlen
Lohn und Gehalt nicht mehr bar aus und Hauseigen-
tümer kassieren die Miete nicht mehr cash. Da muss
man kostspielige Bareinzahlungen oder Überwei-
sungen tätigen. Die Verbraucherzentrale Hamburg
hat in einer Untersuchung festgestellt, dass ein Pri-
vathaushalt monatlich für Wohnungsmiete, Energie-
kosten, Festnetzanschluss, Versicherungsprämien
und GEZ-Gebühr in der Regel acht Überweisungen
benötigt. Wenn man kein Konto hat, würden dafür im
Monat zwischen 40 und 80 Euro anfallen, also im
Jahr zwischen 480 und 960 Euro - und das für die
Menschen, die sowieso kein Geld haben!

Deshalb sagen wir: Wir brauchen ein Girokonto. Wer
ein Girokonto hat, hat eine Kostenbelastung von et-
wa 80 Euro im Jahr. Das, denke ich, ist durchaus
tragbar. Deshalb muss die Verpflichtung her, dass
jedem Menschen ein Girokonto zur Verfügung ge-
stellt wird.

Die dritte Forderung in unserem Antrag ist, besser
über das Pfändungsschutzkonto zu informieren, das
den Menschen einen Freibetrag von 985,15 Euro si-
chert. Dieser Betrag darf nicht gepfändet werden, er
dient der Existenzsicherung. Viele Menschen wissen
nicht, dass lediglich ein bestehendes Konto in ein
Pfändungsschutzkonto umgewandelt werden kann.
Keine Bank ist gezwungen, ein Pfändungsschutz-
konto zu eröffnen, aber jede Bank ist verpflichtet, ein
Konto in ein Pfändungsschutzkonto umzuwandeln,
das ist ein Rechtsanspruch. Ab 2012 ist jeder, der
über ein Konto verfügt und von einer Pfändung be-
troffen ist, auf ein Pfändungsschutzkonto angewie-
sen, weil die alte Pfändungsschutzregelung über die
Amtsgerichte ausläuft. Dieses Konto ist noch von
der SPD in der Großen Koalition, von Brigitte Zy-
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pries, auf den Weg gebracht worden und wurde
dann von der Nachfolgeregierung aus CDU und
FDP umgesetzt. Gut gemeint ist aber noch lange
nicht gut gemacht. Bedauerlich ist, dass dieses Kon-
to oft drastische Leistungseinbußen und horrende
Kontogebühren mit sich bringt. Wir brauchen
schnellstmöglich eine gesetzliche Klarstellung; die
Gebühren dürfen den Preis für ein allgemein übli-
ches Gehaltskonto nicht übersteigen.

Letztendlich freuen wir uns, dass das Thema jetzt
auch in der EU behandelt wird. Der Binnenmarkt-
kommissar Michel Barnier fordert ein Basiskonto für
jeden Menschen. Er geht davon aus, dass rund 30
Millionen Menschen in der EU kein Konto haben und
circa 7 Millionen Menschen davon der Zugang zu ei-
nem Konto verwehrt wurde. Jetzt hat die EU die
Bundesrepublik aufgefordert, innerhalb von sechs
Monaten Daten vorzulegen, ob und wie viele Men-
schen in Deutschland kein Konto haben. Sollte sich
herausstellen, dass in der EU und auch in Deutsch-
land viele Menschen vom bargeldlosen Zahlungs-
verkehr ausgeschlossen sind, wird die EU eine Ver-
pflichtung erlassen. Das heißt, die Bundesregierung
würde dann von der Europäischen Union gezwun-
gen werden, das Kreditwesengesetz zu ändern.
Dem kann man vorbeugen. Deshalb fordern wir Sie
als Landesregierung auf, eine Bundesratsinitiative in
diese Richtung anzugehen. Es geht also darum, ers-
tens das Sparkassengesetz im Saarland zu ändern
und zweitens eine Bundesratsinitiative zu starten,
damit das Kreditwesengesetz geändert wird. Ein
Konto ist ein Zeichen von Bonität, wer kein Konto
hat, gilt oft als unseriös. Wenn ich eine Güterabwä-
gung vornehme zwischen den berechtigten Interes-
sen der Banken und Sparkassen und den Interessen
der Menschen, die unverschuldet oder auch ver-
schuldet in Not geraten sind, ihnen den Wiederein-
stieg zu ermöglichen, dann komme ich zu dem
Schluss, dass der Gesetzgeber handeln muss, im
Bund wie im Land. Unterstützen Sie bitte deshalb
unseren Antrag. - Vielen Dank.

(Beifall von der SPD und bei der LINKEN.)

Präsident Ley:
Ich eröffne die Aussprache. - Das Wort hat für die
CDU-Fraktion Herr Abgeordneter Bernd Wegner.

Abg. Wegner (CDU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich glaube, dass wir bei diesem Thema ei-
gentlich alle einer Meinung sind. Aus der Antwort auf
die Anfrage der Kollegin Ries und des Kollegen
Jung geht hervor, dass die Landesregierung - ich
darf das auch für die CDU sagen - das ganz genau-
so sieht. In der heutigen Zeit, im heutigen Wirt-
schaftsleben, ist es nicht zumutbar, ohne Girokonto
zu sein. Das kann man sich kaum vorstellen. Des-

halb sind die Zahlen, die die Kollegin Isolde Ries ge-
nannt hat, im Grunde sehr verwunderlich.

Ich bin in verschiedenen Punkten anderer Meinung
als die Kollegin. Wenn das so ist, wie Sie sagen,
dass in fast allen anderen Bundesländern die Ver-
pflichtung der Sparkassen bereits per Gesetz
besteht, dann dürfte es diese Zahl von 600.000 Be-
troffenen so gar nicht geben. Es sind auch große
Bundesländer dabei. Das bedeutet also, dass jeder,
der dort kein Konto hat, eigentlich auch keins will,
denn er könnte sich das rechtlich erwirken. Ich darf
Sie an Ihre Rede vom August 2010 erinnern, in der
Sie deutlich dafür eingetreten sind - dafür bin ich Ih-
nen sehr dankbar -, dass wir keine einseitigen Be-
lastungen für Sparkassen einführen, die wie andere
Wettbewerber am Markt konkurrenzfähig sein müs-
sen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn Sie
die Anfrage gelesen haben, dann wissen Sie, dass
es 2010 drei Fälle gegeben hat, in denen ein Om-
budsverfahren bei den Sparkassen in die Wege ge-
leitet worden ist. Eine Person hat diesen Antrag zu-
rückgezogen. Eine andere hat das Konto für jeden
bekommen. Der dritte Antragsteller wurde aus von
Ihnen bereits genannten Gründen abgelehnt, weil es
möglicherweise jemand war, der Krawall gemacht
hat und einen kriminellen Hintergrund hatte. De fac-
to besteht das Problem im Saarland so nicht, dass
es Menschen gibt, die unbedingt ein Konto haben
wollen, zumindest im Sparkassenbereich.

(Zuruf der Abgeordneten Ries (SPD).)

Sie haben in Ihrer Rede im vergangenen Jahr richti-
gerweise gesagt, dass 80 Prozent aller Konten für
jedermann bei den Sparkassen geführt werden, da-
mals haben Sie noch „jedermann“ gesagt. Also be-
finden wir uns in einer sehr komfortablen und guten
Situation, dass dieses Problem im Saarland in die-
ser Art und Weise nicht besteht. Sie haben außer-
dem beschrieben, dass es seit 1995 den Zentralen
Kreditausschuss gibt. Dieses Gremium, das aus den
Bankengruppen besteht, ist eine freiwillige Verpflich-
tung eingegangen. Die Bundesregierung stellt dem
Bundestag diesbezüglich turnusmäßig Berichte vor.

Im Dezember 2011 wird wieder ein solcher Bericht
vorgestellt. Deshalb würde ich dafür plädieren, erst
einmal abzuwarten, wie sich die jetzige Situation
darstellt und wie die Selbstverpflichtung umgesetzt
wurde. Aus diesem Grund werden wir Ihren Ge-
setzesantrag ablehnen. Wir hatten zu Beginn dieser
Berichte die Situation, dass die Datenlage sehr unsi-
cher war. Dann hat der Bundestag 2004 deutliche
Forderungen formuliert mit Berichtspflichten und ge-
nauen Zahlen, die für das Konto für jeden vorliegen
sollten. Seitdem ist die Datenlage umfangreicher
und besser geworden. Wenn sich jedoch Ende die-
ses Jahres herausstellt, dass sich die Wettbewerbs-
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verzerrung weiter festigt, dass die Sparkassen also
ihrer Selbstverpflichtung nachkommen, während die
anderen Banken sich mehr oder weniger ausklinken
oder diese Pflicht nur zu einem kleinen Teil erfüllen,
dann bin ich auch der Meinung, dass man aus die-
ser freiwilligen Selbstverpflichtung eine gesetzliche
Verpflichtung machen sollte.

Das ist aber gar nicht so einfach. Bisher ist es so,
dass keine Handhabe besteht. Was machen Sie mit
einer Institution oder einer Bankengruppe, die sich
eben nicht an die Regeln hält? Sie müssten Maß-
nahmen ergreifen und sie zu diesen Schritten zwin-
gen können. Das ist bisher nicht der Fall und dar-
über muss man sich mit Sicherheit Gedanken ma-
chen. Sie haben auch deutlich gemacht, dass seit
der letzten Diskussion 2006, als wir über das Konto
für jeden gesprochen haben, die CDU das soge-
nannte P-Konto, also das Pfändungsschutzkonto,
gefordert und diesen Gedanken bei der Bundesre-
gierung vorgetragen hat. Die damalige Große Koali-
tion hat dies, wie Sie es richtig gesagt haben, auf
den Weg gebracht. Das Gesetz ist am 01. Juli 2010
in Kraft getreten. Ich glaube, dass wir hier etwas
sehr Richtiges gemacht haben, denn Menschen
können in Not geraten, Menschen können durch
Pfändungen in die Situation kommen, dass ihnen
das Konto gekündigt wird, weil es in die negativen
Zahlen abrutscht. Wenn man den Antrag stellt, ein
solches pfändungsfreies Konto zu bekommen, dann
hat man den Betrag von 985,15 Euro - Sie haben
die Zahl genannt - schon einmal sicher und kann zu-
mindest nicht vom bargeldlosen Zahlungsverkehr
ausgeschlossen werden. Hier ist schon vieles Richti-
ges passiert. Sie haben gesagt, das muss von den
Gebühren her so sein wie ein Lohnkonto.

Ich bin der Meinung, dass man darüber reden muss
und dass man hier den Sparkassen und den Banken
durchaus nahelegen muss, dies in einem über-
schaubaren Bereich zu belassen. Aber ich glaube
nicht, dass man gesetzlich vorschreiben kann, so
oder so muss es sein. Aber die Rahmenbedingun-
gen müssen stimmen. Das, was Herr Linsler gesagt
hat - er hat gesagt, Schüler und Studenten haben
ein gebührenfreies Konto -, gilt natürlich nur für das
Konto selbst, nicht für die einzelnen Transaktionen.
Die kosten trotzdem Geld. Von daher muss man na-
türlich auch hier differenzieren, was ein kostenfreies
Konto ist. Gebühren entstehen in der Regel durch
Transaktionen. Von daher kosten die auch bei den
sogenannten gebührenfreien Konten von Studenten
und Schülern Geld, zumindest was den Bereich der
Transaktionen betrifft.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Wenn das der Dis-
sens ist, können wir uns einigen.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt -
dieses Phänomen ist mit Sicherheit nicht zu bestrei-
ten - Menschen, die kein Konto haben. In der Anfra-

ge ist das behandelt worden, etwa 1 Prozent der
ALG-II-Bezieher haben kein Konto. Die Frage ist,
warum sie kein Konto haben. Wollen sie kein Konto?
Es gibt natürlich auch Menschen, die mit einem
Partner zusammen ein Konto nutzen. Es gibt Men-
schen, die mit anderen die Möglichkeit haben, ein
Konto zu nutzen. Deshalb, sage ich, ist das noch
nicht unbedingt ein Indikator dafür, dass die schon
einen Antrag gestellt haben und das wollen.

Sie haben auf die Gebühren verwiesen, die anfallen.
Wenn ich bei der Post meine Zahlungsanweisung
einlöse, die mir von der Agentur geschickt wurde,
dann kann es bis zu 7,50 Euro kosten, mir dieses
Geld auszahlen zu lassen. Aber auf der anderen
Seite gibt es eine klare Regelung: Wenn ich nach-
weisen kann, dass ich einen Antrag gestellt habe
und ich aus irgendwelchen Gründen - ich sage jetzt
einmal, nicht unbedingt nachvollziehbaren Gründen,
weil wie gesagt Schufa und all die Dinge für ein Gut-
habenkonto eigentlich nicht infrage kommen - nach-
weislich kein Konto bekommen habe, dann über-
nimmt die Agentur die Kosten für diese Überwei-
sung. Ähnlich ist es in anderen Bereichen dieser
Zahlungen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich glau-
be, dass wir hier alle gemeinsam die gleiche Intenti-
on haben. Ich bitte Sie einfach, ein bisschen Geduld
zu haben, zu warten, was Ende des Jahres heraus-
kommt, wenn die Bundesregierung ihren Bericht ab-
gibt. Danach wird sich entscheiden, ob Handlungs-
druck, ob Handlungsnotwendigkeit besteht. Das soll-
ten wir abwarten und nicht voreilig versuchen, ir-
gendwelche Dinge zu machen. Ich glaube, dass es
der richtige Weg ist, den man in Europa geht, den
auch alle Parteien im Parlament, im Deutschen Bun-
destag und hier gehen, indem sie sagen, jeder hat
ein Anrecht auf ein Girokonto. Das ist eine Lebens-
grundlage, die man unbedingt braucht. Dafür sollten
wir uns alle einsetzen. - Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Das Wort hat für die FDP-Fraktion Herr Abgeordne-
ter Christoph Kühn.

Abg. Kühn (FDP):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Kolleginnen und Kollegen! Wir, die FDP-
Fraktion, sagen Ja zum Girokonto auf Guthabenba-
sis für jeden Menschen. Das Girokonto ist von hoher
sozialer Bedeutung. Es ist eine wichtige Vorausset-
zung für die Teilnahme der Menschen am Wirt-
schaftsleben. Nein sagen wir zum jetzigen Zeitpunkt
zu einem Anspruch auf ein Girokonto, der gesetzlich
verankert ist, denn wir haben es eben vom Kollegen
Wegner erfahren: Ende des Jahres wird die Bundes-
regierung dem Bundestag ihren turnusmäßigen Kon-
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trollbericht vorlegen. Erst dann liegen verlässliche
Zahlen vor, mit denen wir anschließend die Diskus-
sion neu beginnen sollten.

Sollte sich dann herausstellen, dass die Banken ihre
Selbstverpflichtung nicht oder nur teilweise wahr-
nehmen, müssen weitere Maßnahmen folgen. Dann
muss die Weiterentwicklung der Selbstverpflichtung
angestrebt werden. Erst dann, wenn dazu keine Be-
reitschaft besteht, dürfte sich die Einführung eines
gesetzlich verankerten Anspruchs gegenüber allen
Kreditinstituten auf ein Girokonto auf Guthabenbasis
als unumgänglich erweisen, denn für uns Liberale
gilt: Eine gesetzliche Regelung sollte per se immer
Ultima Ratio sein, das heißt, die letzte Möglichkeit.
Für die saarländischen Sparkassen - das wurde be-
reits angesprochen - ist schon heute festzuhalten,
dass sie ihrer Verantwortung nachgekommen sind.

(Abg. Schumacher (DIE LINKE): Nein, sind sie
nicht.)

An das Ministerium für Wirtschaft und Wissenschaft
als Sparkassenaufsichtsbehörde sind in den letzten
Jahren keine Beschwerden in puncto Girokonto für
jedermann herangetragen worden. Beim Sparkas-
senverband gingen im Jahr 2010 drei Beschwerden
ein. Zwei davon haben sich erledigt. Im verbleiben-
den Fall war die Kontoführung unzumutbar. Wir ha-
ben eben die Gründe für eine Unzumutbarkeit be-
reits gehört. Bis August 2011 lagen keine Beschwer-
den vor. Schon aus diesem Grund ist eine sofortige
Änderung des Saarländischen Sparkassengesetzes
nicht möglich. Frau Kollegin Ries hat auch gesagt,
bei den Sparkassen funktioniert es. Sie hat uns
dann, sage ich einmal, den Grund bestätigt, warum
wir den Gesetzentwurf der LINKEN ablehnen. Denn
im Bereich der saarländischen Sparkassen liegt mo-
mentan keine Notwendigkeit vor.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Woher wissen Sie
denn das? Haben Sie eine Umfrage gemacht? -
Abg. Kugler (DIE LINKE): Die Schuldnerberatun-
gen sagen etwas anderes.)

Sie haben die Zahlen selbst in der Antwort gelesen.
Da können Sie gerne noch einmal nachlesen, Herr
Linsler, falls Sie sich überhaupt mit dem Thema so
intensiv beschäftigt haben.

Aber zwei Dinge können wir heute schon machen.
Wir können die Landesregierung auffordern, sich für
die Beibehaltung und Optimierung der Selbstver-
pflichtung der Kreditwirtschaft zum Girokonto für je-
dermann einzusetzen und wir können sie dazu auf-
fordern, sich für die Weiterentwicklung der derzeit
unverbindlichen ZKA-Empfehlung zu einer rechtlich
verbindlichen Selbstverpflichtung der Kreditwirt-
schaft einzusetzen. In diesem Zusammenhang muss
deutlich gemacht werden, dass es konkreter Maß-
nahmen der Kreditwirtschaft bedarf. Auch hier wur-
den bereits mögliche Sanktionsmaßnahmen ange-

sprochen, um gegen Kreditinstitute vorgehen zu
können, die sich dieser Selbstverpflichtung nicht un-
terworfen haben.

Ich fasse zusammen: Wir warten den Bericht der
Bundesregierung Ende des Jahres ab. Sollte es
dann negative Ergebnisse geben, stehen wir einer
gesetzlichen Regelung jederzeit offen gegenüber.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Na also!)

Girokonto für jedermann ja, gesetzliche Regelung -
leider, Herr Linsler, es tut mir leid - zum jetzigen
Zeitpunkt nein. Deshalb werden wir sowohl den Ge-
setzentwurf der LINKE-Fraktion als auch den der
SPD ablehnen. - Danke.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Herr Fraktionsvorsitzender Hubert Ulrich das Wort.

Abg. Ulrich (B 90/GRÜNE):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich kann mich eigentlich nur dem anschlie-
ßen, was meine Vorredner aus der Regierungs-
mehrheit schon gesagt haben. Wir reden heute über
ein Thema, bei dem wir eigentlich einer Meinung
sind.

(Abg. Schumacher (DIE LINKE): Dann kann man
ja zustimmen.)

Jeder Mensch braucht ein Girokonto. Die Rege-
lungen, die wir in Deutschland insgesamt haben,
sind da nicht vollends befriedigend. Das ist so. Des-
halb muss man vonseiten der Politik entsprechende
Vorstöße unternehmen, um die Situation an dieser
Stelle zu verbessern.

Auch wir GRÜNE haben das immer gefordert. Wir
haben im Jahr 2006 in diesem Hause als Oppositi-
onspartei zusammen mit den Sozialdemokraten
einen entsprechenden Antrag eingebracht. Dieser
Antrag hatte allerdings schon damals zum Inhalt,
das Kreditwesengesetz auf Bundesebene zu än-
dern, um eben nicht eine gewisse Ungleichbehand-
lung zwischen den Sparkassen und den Privatban-
ken im Gesetz zu verankern. Genau das wäre der
Fall, wenn wir den Vorstoß der LINKEN aufgreifen
würden, nur das Saarländische Sparkassengesetz
zu ändern und somit die saarländischen Sparkassen
zu verpflichten, auf jeden Fall ein solches Konto ein-
zurichten, was sie aber offenkundig ohnehin schon
tun. Auch dies scheint relativ unstreitig zu sein in
diesem Hause, dass das bei den Sparkassen jetzt
schon recht gut funktioniert.

Es gibt nur sehr wenige Fälle, die umstritten sind.
Eben wurden drei Fälle genannt, die in der Tat um-
stritten sind. Aber es würde natürlich für die Privat-
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banken bedeuten, dass sie die Fälle, die ihnen nicht
so genehm sind, ganz legal auf die Sparkassen ab-
schieben könnten. Ich denke, so sollten wir nicht
vorgehen. Wir sollten auch an dieser Stelle den Pri-
vatbanken nicht einen Vorteil einräumen, der den
Sparkassen zum Nachteil gereicht, auch wenn es
kein besonders großer Nachteil wäre. Aber es wäre
einer, und das muss nicht sein.

Dann ist zu Recht angeführt worden, dass zurzeit ei-
ne bundesweite Studie laufe, die uns eine bessere
Zahlengrundlage bringen soll, um eben einen Vor-
stoß auf Bundesebene zur Änderung des Kreditwe-
sengesetzes entsprechend zu unterfüttern. Wenn
wir einen solchen Vorstoß machen - ich glaube,
auch in diesem Punkt herrscht in diesem Hause Ei-
nigkeit -, sollte dieser Vorstoß auch Aussicht auf Er-
folg haben. Wir wollen ja als GRÜNE auf jeden Fall,
dass das Kreditwesengesetz auf Bundesebene ge-
ändert wird, dass es ähnliche Regelungen gibt wie in
Frankreich, Belgien und Dänemark. Das ist ja sinn-
voll und richtig, da sind wir völlig einer Meinung.
Aber wir sollten diesen Vorstoß nicht zur Unzeit un-
ternehmen. Im Moment ist es ganz einfach noch zu
früh.

Wir brauchen diesen Bericht, um eine bessere Da-
tengrundlage zu haben und erst dann einen entspre-
chenden Vorstoß zu starten. Vor diesem Hinter-
grund sind wir einer Meinung mit unseren Koalitions-
partnern. Wir sollten das zunächst zurückstellen,
sollten diese Studie abwarten und dann auf Bundes-
ebene versuchen, eine positive Änderung im Sinne
der betroffenen Menschen zu erreichen. Denn es ist
vollkommen klar - ich will das noch einmal beto-
nen -: Heute brauchen Menschen ein Girokonto.
Das ist eine grundlegende Voraussetzung, um am
Wirtschaftsleben und am sozialen Leben teilzuneh-
men. Das muss einfach sein. Darum geht es aber
heute nicht. Heute geht es nur um den Zeitpunkt.
Aus diesem Grunde werden wir den Antrag der LIN-
KEN, aber auch der SPD ablehnen - nicht in der Sa-
che, sondern weil der Zeitpunkt noch zu früh ist. -
Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Das Wort hat für die SPD-Landtagsfraktion Herr Ab-
geordneter Dr. Magnus Jung.

Abg. Dr. Jung (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann
den Ausführungen des Kollegen Wegner zustim-
men. Herr Wegner, Sie haben im Wesentlichen den
Antrag der SPD-Fraktion begründet, und zwar sehr
gut begründet. Daher wäre es für Ihre Fraktion ei-
gentlich ganz einfach, unserem Antrag heute zuzu-
stimmen. Sie wollen das nicht tun, weil Sie ebenso

wie der Kollege Ulrich argumentieren, es sei noch
nicht der richtige Zeitpunkt, man müsse noch etwas
abwarten.

Dazu möchte ich Ihnen zwei Dinge sagen. Erstens.
Offensichtlich war es für eine Vielzahl der Bundes-
länder in der Vergangenheit schon möglich, die ent-
sprechenden gesetzlichen Entscheidungen zu tref-
fen, ohne auf eine erweiterte Studie des Bundes zu
warten. Deshalb verstehe ich nicht, warum Ihnen die
Erkenntnisse, die wir in den letzten Jahren zu dem
Thema gewinnen konnten, heute noch nicht ausrei-
chen.

Der zweite Punkt. Es ist immer wieder zu Recht dar-
auf hingewiesen worden, dass die Sparkassen bis-
lang freiwillig etwas tun, was andere Banken nicht
tun, dass wir eigentlich sogar einen Wettbewerbs-
nachteil für die Sparkassen feststellen müssen und
dass es deshalb sinnvoll sei, das Gesetz auf Bun-
desebene zu ändern. Genau das ist der Vorstoß,
den wir als SPD-Fraktion mit unserem Antrag unter-
nehmen. Nur, wenn das Saarland im Bund aktiv
werden soll, dann wird man natürlich fragen, was wir
denn im Saarland selbst gemacht haben. Wenn da-
bei herauskäme, wir hätten unsere eigenen landes-
gesetzlichen Regelungsmöglichkeiten nicht ausge-
schöpft, dann wäre eine solche Initiative auf Bun-
desebene sicher unglaubwürdig. Deshalb ist es ge-
nau der richtige Weg zu sagen: Erst machen wir
das, was wir bei uns im Land tun können, und dann
gehen wir den nächsten Schritt und versuchen, auf
Bundesebene entsprechende Regelungen zu errei-
chen.

(Beifall bei der SPD.)

Ich möchte kurz begründen, warum wir der Gesetze-
sinitiative der Linkspartei heute nicht zustimmen
können. Herr Kollege Linsler, Sie haben hier gesagt,
die Sparkassen hätten eine besondere gesellschaft-
liche Verantwortung,

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Einen Auftrag)

sie seien nicht nur dazu da, Gewinn und Rendite zu
erzielen. Herr Kollege Linsler, Sie haben recht. Ge-
nau das tun die Sparkassen im Saarland. Sie verfol-
gen eine andere Geschäftspolitik als manche Privat-
bank. Die Sparkassen sind in der Fläche mit Ge-
schäftsstellen vertreten. Die Sparkassen werden ih-
rer Verantwortung auch heute schon in ganz ande-
rer Weise gerecht als viele andere Banken. Insofern
braucht man gar nicht so auf die Sparkassen zu
schimpfen, wie Sie das heute getan haben.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Wir haben nicht ge-
schimpft.)

Deshalb wollen wir auch nicht die Gebühren ab-
schaffen, denn das würde die Sparkassen schwä-
chen. Die Sparkassen übernehmen jetzt schon, in-
dem sie freiwillig das Konto für jedermann und jede
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Frau zur Verfügung stellen, eine Aufgabe, die sie
Geld kostet. Die Sparkassen verdienen dort nichts,
sie legen drauf. Das ist in Ordnung, das ist Teil ihrer
Verantwortung. Aber das sollte man zumindest mal
zur Kenntnis nehmen.

Man sollte auch zur Kenntnis nehmen - das müssten
Sie als Mitglied eines Verwaltungsrates wissen -,
dass die Gewinne, die die Sparkassen im Saarland
erwirtschaften und die im Vergleich zu ihrer Bilanz-
summe ja doch bescheiden sind, sich in nicht unwe-
sentlichem Umfang gerade auch aus den Einnah-
men der Kontoführungsgebühren generieren. Das
heißt, wenn man denen die Gebühreneinnahmen
wegnimmt, dann ist auch ein nicht unerheblicher Teil
der Erträge der saarländischen Sparkassen dahin.
Ich frage Sie, wollen Sie jetzt im Wettbewerb gerade
diejenigen schwächen, die wir als die öffentliche
Stütze im deutschen Bankensystem eigentlich nach
vorne entwickeln könnten? Ich glaube, Sie würden
gerade diejenigen bestrafen, denen wir im Banken-
bereich politisch etwas Gutes tun müssen.

(Beifall bei der SPD.)

Weil ich denke, dass Sie das wissen, muss man die
Frage stellen, was Ihre Motivation ist, was Sie an-
treibt, über die Forderung nach einem Girokonto für
jedermann und jede Frau hinaus auch noch die Ge-
bührenfreiheit für rund 100.000 Menschen im Saar-
land bei den Sparkassen zu fordern.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Nur drei haben sich
beschwert.)

Warum wollen Sie die Menschen von Gebühren
ausnehmen? - Nicht weil Sie den ersten Punkt Ihres
Antrages zum Erfolg führen wollten. Wenn Sie in der
Sache etwas erreichen wollten, hätten Sie heute auf
den zweiten Punkt verzichtet. Dann wäre eine Eini-
gung hier im Hause einfacher gewesen. Aber es
ging Ihnen nicht um die Sache, es ging Ihnen nicht
um die Menschen, für die Sie was erreichen wollten,
sondern es ging Ihnen um eine Pseudopolitik. Das
ist Schaufensterpolitik, wo diejenigen, für die man
angeblich etwas erreichen will, gar nicht in den Mit-
telpunkt gerückt werden. Vielmehr will man einfach
zeigen: Wir gehen immer noch ein Stück weiter als
die anderen. Das halte ich nicht für einen sonderlich
seriösen Politikstil. Wir verfolgen hier, glaube ich,
den richtigen Weg. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD.)

Präsident Ley:
Das Wort hat für die Fraktion DIE LINKE Frau Abge-
ordnete Heike Kugler.

Abg. Kugler (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen! Eine Änderung der Gesetzeslage - das haben

eigentlich alle beteuert - ist längst überfällig. Warum
also schieben wir das Ganze vor uns her und gehen
es nicht an? Also bitte!

(Beifall bei der LINKEN.)

Wollen wir abwarten, bis das Kind in den Brunnen
gefallen ist? Die Sparkasse hat einen Auftrag, und
zwar nicht den der Gewinnmaximierung. Darin sind
wir uns doch einig - oder, Herr Meiser?

(Sprechen bei der CDU.)

Sie soll eigentlich einem sozialen Aspekt Rechnung
tragen. Der wäre an der Stelle in höchstem Maße
fällig. Im Bericht der Bundesregierung zur Umset-
zung der Empfehlungen des Zentralen Kreditaus-
schusses zum Girokonto für jedermann aus dem
Jahr 2008 ist festgestellt worden, dass die Situation
für kontolose Bürger nicht verbessert worden ist. Wir
haben hier dringenden Handlungsbedarf. Das Pro-
blem besteht unvermindert fort. Man kann auch nicht
sagen, wir haben keine Zahlen von den Banken
oder irgendwelchen Ombudsmännern, denn die
Leute, die schon einmal weggeschickt worden sind
und die immer noch kein Konto haben, gehen nicht
drei- oder viermal betteln, bis sie endlich Gehör fin-
den. Außerdem werden sie nicht immer darauf hin-
gewiesen, dass es diese Schlichtungsstelle über-
haupt gibt.

(Beifall bei der LINKEN.)

Herr Jung, an Ihre Adresse. Das Ganze kommt jetzt
auf den Plan, weil diese Regelungen in diesem Jahr
zugeschlagen haben. Etwa um den 01. März herum
haben viele - ich nenne sie einfach Hartz-4-Bezie-
her; um die geht es schwerpunktmäßig - Hartz-4-
Empfänger Schecks über 5 Euro mehr im Monat be-
kommen. Wer kein Konto hatte, hat von der Summe
vielleicht gerade die Hälfte gesehen. Den Rest mus-
ste er bezahlen, weil der Scheck nämlich nicht kos-
tenlos eingelöst wird. Das ist das Problem bei der
Sache. Wenn wir nämlich dazu kommen, dass letz-
ten Endes ein Hartz-4-Empfänger von seinem weni-
gen Geld, das gerade einmal ausreicht, um den
Grundbedarf zu decken, auch noch das Geld für ein
Konto absparen muss - das sind über den Daumen
etwa 20 Euro Kontoführungsgebühr in einem Viertel-
jahr -, dann ist das ein unzumutbarer Zustand. Dar-
an muss man etwas ändern. Darum geht es uns.
Deshalb gibt es heute diesen Gesetzentwurf in die-
ser Form.

(Beifall von der LINKEN.)

Wenn wir uns da nicht so weit auseinander befin-
den, dann stimmen Sie doch einfach zu, wenn Sie
endlich einmal etwas tun wollen. - Vielen Dank.

(Beifall von der LINKEN.)
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Präsident Ley:
Das Wort für die CDU-Fraktion hat Herr Fraktions-
vorsitzender Klaus Meiser.

Abg. Meiser (CDU):
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Präsident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich will
darauf hinweisen, dass das Problem, das hier dra-
matisiert wird - zumindest, was die Sparkassen be-
trifft -, im Saarland kein Problem ist. Sie tun so, als
gäbe es 10.000 Menschen im Saarland, die ein Gi-
rokonto wollen und keines bekommen. Das ist barer
Unsinn.

(Abg. Schumacher (DIE LINKE): Das ist kein Un-
sinn. - Sprechen bei der LINKEN.)

Herr Linsler sitzt in den Gremien der Sparkasse und
weiß aus den Berichten - soweit er zugehört hat -,
dass die Sparkasse bis auf drei oder vier Fälle, die
begründet sind, bis heute kein Konto verweigert hat.
Deshalb reden wir hier nicht darüber, ob es sinnvoll
und geboten ist, dass Menschen über Konten am
Wirtschaftsleben teilhaben, sondern gerade mit Fo-
kus auf die Sparkassen darüber, ob es dort Defizite
gibt und ob die Sparkasse ihrem Auftrag auch in die-
ser Hinsicht nicht gerecht wird. Die klare Antwort ist:
Sie wird dem gerecht. Die zweite klare Antwort ist:
Wäre dem nicht so, würden wir das Gesetz ändern.
Deshalb ziehen Sie hier nicht die große soziale
Show ab nach dem Motto, wir sind für die Armen
und Entrechteten da und die anderen nicht.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen. - Oh-Rufe
von der LINKEN.)

Ich will noch etwas sagen. Typischer Beleg dafür,
dass hier Sprüche gemacht werden, die jeder
Rechtsgrundlage, jeder Kompetenz und Kenntnis wi-
dersprechen, ist, dass es klare Regularien gibt,
wenn Hilfeempfänger die Kontogebühren nicht zah-
len können. Schauen Sie sich das bitte an. Es wäre
schön, wenn wir hier im Land Dinge, die gut und so-
zial laufen, nicht selbst diskreditieren und in den
Dreck ziehen. Deshalb sage ich Ihnen in aller Klar-
heit: Wenn das Problem so bestünde oder entstehen
wird, wie Sie es schildern, dann sind wir die Letzten,
die nicht auf deren Seite sind, um das zu regeln.
Aber ich sage mit Blick auf die Sparkassen: Was Sie
hier darlegen, geht an der Lebenswirklichkeit vorbei.
Wenn es anders sein sollte, dann lassen Sie das bit-
te belegen.

(Sprechen bei der LINKEN.)

Kollege Linsler, wir können gerne für die nächste
Sitzung des Verwaltungsrates der Sparkasse einen
Bericht anfordern. Wenn er den Märchen entspricht,
die hier verbreitet werden, dann werden wir in die-
sem Hause handeln. Solange das nicht erforderlich
ist, regeln wir keinen Kontrahierungszwang dort, wo

auf freiwilliger Basis die Banken und Sparkassen ih-
rer Verantwortung gerecht werden. - Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Bevor ich weiterhin das Wort erteile, darf ich bei uns
eine Gruppe russischer Gastschüler der Gesamt-
schule Neunkirchen unter Leitung von Herrn Ralph
Schmidt sehr herzlich willkommen heißen.

(Beifall des Hauses.)

Das Wort für die Fraktion B 90/GRÜNE hat Herr
Fraktionsvorsitzender Hubert Ulrich.

Abg. Ulrich (B 90/GRÜNE):
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möch-
te wegen der Vorgehensweise der Linkspartei in die-
ser Frage noch einmal das Wort ergreifen. Wenn Ih-
nen dieses Anliegen ein ernsthaftes Anliegen wäre,
dann frage ich mich, warum Sie nicht im Vorfeld Ih-
res Gesetzesvorstoßes das Gespräch mit den Re-
gierungsfraktionen oder zumindest mit den Sozialde-
mokraten gesucht haben. Das haben Sie nicht ge-
macht. Das macht deutlich, worum es Ihnen geht.
Sie wollen nur einen Schaufensterantrag stellen, oh-
ne dass es im Kern um die Sache geht. Das ist das
Problem!

(Beifall bei den Regierungsfraktionen. - Zurufe
von der LINKEN.)

Ich betone für uns als GRÜNE und auch für unsere
Koalitionspartner: Wir verwahren uns nicht gegen
diesen Vorstoß. Dass wir auf Bundesebene einen
Vorstoß machen sollen, war eine Frage der Zeit,
aber aus unserer Sicht kann man über das Sparkas-
sengesetz reden. Andere Bundesländer haben diese
Regelung. Das muss man sich aber genau anschau-
en, weil es Argumente gibt, die es nicht mehr so ein-
fach erscheinen lassen wie in der Vergangenheit. Es
gibt Änderungen auf EU-Ebene. Man muss sehen,
ob das alles noch passt und geht. Das Wesentliche
aber ist: Der direkte Druck ist nicht da. Sie haben
bisher nichts anderes belegen können. Wir reden
nur von wenigen Einzelfällen im Saarland, die bisher
strittig sind.

Trotzdem sage ich, dass das ein sensibler Punkt ist,
über den man offen reden muss, aber nicht auf die
Art und Weise, wie Sie das machen. Das ist reiner
Populismus - nicht mehr und nicht weniger. Das ist
das Problem, das wir heute bei der Debatte mit Ih-
nen haben, sonst gar nichts.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen. - Zurufe
von der LINKEN.)

Noch ein Argument zum Abschluss. Wenn Ihnen
und Herrn Linsler, der für die Linkspartei gesprochen
hat, dieses Anliegen so wichtig wäre - Herr Linsler
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sitzt im Verwaltungsrat der Sparkasse Saar-
brücken -, dann verweise ich darauf, dass kein einzi-
ger Vorstoß von Herrn Linsler im Verwaltungsrat be-
kannt ist, damit zumindest einmal bei der Sparkasse
Saarbrücken dieser in Ihren Augen so schlimme Zu-
stand verbessert wird. Das hat es nie gegeben. Das
ist das nächste Indiz, worum es Ihnen hier geht. Sie
wollen Schaufensteranträge machen. Es geht Ihnen
nicht um die Sache.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen. - Lautes
Sprechen bei der LINKEN.)

Präsident Ley:
Das Wort für die LINKE-Fraktion hat Herr Fraktions-
vorsitzender Oskar Lafontaine.

Abg. Lafontaine (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich will zwei Dinge ansprechen, die hier vor-
getragen worden sind. Zunächst zur Meinung des
Fraktionsvorsitzenden von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, wir seien in der Sache unglaubwürdig, weil wir
einen Gesetzentwurf vorgelegt hätten, ohne dies mit
ihm oder wem auch immer abgestimmt zu haben.
Herr Ulrich, welche Parlamentsauffassung haben
Sie eigentlich? Parteien stehen miteinander im Wett-
bewerb; sie entwickeln Ideen und bringen sie hier
ein.

(Zurufe des Abgeordneten Ulrich (B 90/GRÜ-
NE).)

Selbstverständlich. So ist das Parlamentsleben. Sie
sitzen doch jetzt schon so lange hier im Parlament.
Ich dachte, Sie wüssten, wie Parlamentarismus
funktioniert, Herr Kollege Ulrich.

(Beifall bei der LINKEN.)

Ich muss mich wirklich wundern, wenn Sie hier mei-
nen, jede Partei müsse, bevor sie eine Initiative star-
tet, mit Ihnen Gespräche suchen und das Vorgehen
abstimmen. Das ist wirklich eine Albernheit, um dies
in aller Deutlichkeit zu sagen.

(Zurufe.)

Nun zu den Ausführungen des Kollegen Meiser. Wir
wissen nicht genau, Herr Kollege Meiser, wie viele
Menschen zwar gern ein Konto hätten, es jedoch
nicht einrichten wollen. Wenn ich Sie richtig verstan-
den habe, haben Sie dies vorhin ebenfalls einge-
räumt. Es gibt wenig Beschwerden, das ist richtig,
aber die Beschwerden sind ja keine zwingende Be-
weisführung. Es geht hier jedoch um etwas ganz an-
deres, das nach unserer Überzeugung falsch ange-
sprochen worden ist: die Rolle der Sparkassen im
Bankensektor. Es ist nicht so, dass die primäre Rolle
der Sparkassen im Bankensektor darin besteht, im
Wettbewerb mit anderen Kreditinstituten zu beste-
hen. Dies ist eine grundsätzlich falsche Herange-

hensweise. Das muss ich für unsere Fraktion hier
einmal in aller Klarheit sagen. Die Sparkassen ha-
ben einen öffentlichen Auftrag. Deshalb haftet ja die
Öffentlichkeit für sie. Sie haftet nicht für die privaten
Banken. Die Haftung der Öffentlichkeit, die Gewähr-
trägerschaft, ergibt sich aus dem sozialen Auftrag
der Sparkassen. Um den geht es hier; er wird nicht
wahrgenommen.

(Beifall bei der LINKEN. - Zuruf des Abgeordne-
ten Schmitt (CDU).)

Natürlich gibt es noch Gewährträgerhaftung. Sie ver-
wechseln das mit den Landesbanken.

(Sprechen.)

Selbstverständlich gibt es noch Gewährträgerhaf-
tung. Wir können ja das Rechtsseminar nachher
fortsetzen.

Der zweite Punkt, den Sie jetzt nicht in Abrede stel-
len können, ist folgender: Es ist doch erwiesen, dass
die Sparkasse an einer Stelle ihrem sozialen Auftrag
überhaupt nicht nachkommt. Diesen Punkt haben
wir hier schon mehrmals angesprochen. Es geht um
die Dispo-Zinsen.

(Abg. Wegner (CDU): Das ist doch Standard.)

Nein, das ist ein Test. Wenn die Sparkassen Dispo-
Zinsen zwischen 12 und 17 Prozent haben, dann hat
das mit ihrem sozialen Auftrag nichts mehr zu tun.

(Beifall bei der LINKEN.)

Deswegen müssen wir eine gesetzliche Regulierung
haben, um diese enorme Fehlentwicklung, sage ich
einmal, des Sparkassenwesens zu korrigieren. Sie
wollen diese Fehlentwicklung nicht ernsthaft ange-
hen, weil die Argumente immer wieder von den
Sparkassen selbst vorgetragen werden. Wenn Sie
beispielsweise die Vorstandsgehälter infrage stellen,
wird natürlich aus der Sparkasse heraus versucht,
diesen Vorstoß zu unterbinden, und die Sparkasse
findet hier auch Resonanz. Wenn man ein Konto für
alle fordert, wird dies im Bundestag in der Regel mit
großer Mehrheit abgelehnt. Die Anträge sind ja
schon seit Langem gestellt worden. Und wenn hier
die soziale Aufgabe der Sparkasse angesprochen
wird - um die geht es uns -, dann wird so getan, als
würden die Sparkassen ihrem sozialen Auftrag in
vollem Umfang gerecht. Das ist eine grobe Irrefüh-
rung der Öffentlichkeit. Denken Sie nur an die Dis-
po-Zinsen. Hätten die Hartz-4-Empfänger wirklich
ein Konto, Herr Kollege Meiser, und müssten sie bei
einer leichten Überziehung 12 oder 17 Prozent Zin-
sen zahlen, dann wäre dies asozial. Deswegen blei-
ben wir bei unserer Haltung.

(Beifall bei der LINKEN.)
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Präsident Ley:
Das Wort hat für die CDU-Fraktion Herr Fraktions-
vorsitzender Klaus Meiser.

Abg. Meiser (CDU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
denke, es macht Sinn, zur Versachlichung des The-
mas beizutragen, und Kollege Lafontaine, es wäre
schon gut, wenn hier Beleidigungen unterbleiben
würden. Ich habe von Ihnen Ausdrücke gehört, die
sich nicht gehören, und hätte die herzliche Bitte,
dass Sie sich dafür entschuldigen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

In der Sache, denke ich, haben wir klare Grundla-
gen, über die zu streiten nicht lohnt. Es geht nicht
um Glaubensfragen, sondern um Fakten und rechtli-
che Rahmenbedingungen. Deshalb bitte ich noch
einmal darum, sich anzusehen, wie das mit der Ge-
währträgerschaft entschieden ist. Aber ungeachtet
dessen müssen wir darüber nicht streiten. Ich bin ja
bei Ihnen, wenn wir sagen, dass der öffentliche Auf-
trag der Sparkassen ein besonderer Auftrag ist. Ich
habe vorhin nur dargelegt, dass die Sparkassen im
Saarland - zumindest soweit ich es überschaue - ge-
nau diesem öffentlichen Auftrag gerecht werden.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich werde auch darlegen, wie sie ihm gerecht wer-
den. Die Sparkassen haben sich nämlich genau mit
Blick auf das Problem, über das wir heute diskutie-
ren, Richtlinien gegeben, an die sie sich halten.

Aber vorab noch eines, Kollege Lafontaine. Sie ha-
ben die Dispo-Zinsen angesprochen. Auch ich sehe
diesen Korridor bei den Banken insgesamt als sehr
kritisch an. Das ist keine Frage. Aber Sie erlauben
mir den Hinweis, dass wir in einer Diskussion über
Guthabenkonten mit Sicherheit nicht über das Pro-
blem von Dispo-Zinsen diskutieren. Dies, denke ich,
ist eine andere Diskussion, die man führen kann,
aber ganz sicherlich nicht im Zusammenhang mit
dem Problem heute.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Mir ist nämlich kein Fall bekannt, in dem bei Gutha-
benkonten Dispo-Zinsen angefallen sind. Ein Weite-
res, ich habe schon einmal darauf hingewiesen: De-
nen, die die Gebühren nicht zahlen können, werden
sie erlassen. Und ein Drittes: Die Sparkassen haben
exakt das Problem, das hier zur Diskussion steht,
aufgegriffen und nach Aufforderung durch die Politik
selbst geregelt. Sie haben sich Richtlinien gegeben,
in denen steht, dass ein Girokonto für jedermann je-
dem zusteht.

(Zurufe des Abgeordneten Linsler (DIE LINKE).)

Herr Kollege Linsler, es wäre gut, wenn Sie die
Richtlinien einmal gelesen hätten. Dann würden Sie

nicht von Gummiregelungen sprechen, sondern fest-
stellen, dass die Dinge im Detail geregelt sind. Die
Sparkassen haben nämlich als Grundsatz festge-
legt, dass ein Girokonto „Jedermann“, wie sie es
nennen, einzurichten ist, wenn alle Voraussetzun-
gen gegeben sind. Ich will zwei oder drei Ausnah-
men nennen, die auch Sie nicht bestreiten werden.
Unzumutbar ist die Eröffnung und Führung eines
Kontos nach Ansicht der Sparkassen, wenn die Kun-
den Leistungen des Kreditinstituts missbrauchen -
insbesondere für gesetzeswidrige Transaktionen wie
Betrug und Geldwäsche -, wenn sie falsche Anga-
ben machen oder bei Beleidigungen oder Belästi-
gungen. Das ist ein klarer Katalog, der nachvollzieh-
bar und richtig ist.

Erlauben Sie mir eine letzte Anmerkung in diesem
Zusammenhang. Ich denke, viel wichtiger ist - und
darüber sollten wir einmal diskutieren -, dass das
Ziel, das ja politisch formuliert ist, auch erreicht wird,
dass man für die Personengruppen, über die wir
sprechen und die, wie ich meine, in der Regel sehr
kleine Guthabenkonten haben, den Pfändungs-
schutz einführt und so dafür sorgt, dass der Zugriff
auf 300 Euro, die vielleicht auf dem Konto sind, un-
terbleibt und dass man die Tausend-Euro-Grenze,
die diskutiert wird, endlich einführt.

Meine herzliche Bitte ist, nicht den Eindruck zu er-
wecken - ich wiederhole mich -, als sei dieses Haus
zweigeteilt: auf der einen Seite diejenigen, die für
soziale Belange und die Armen da sind, und auf der
anderen Seite diejenigen, die nicht dafür sind. Wir
wissen um die Probleme und Nöte. Wir sind ent-
schieden dafür, dass die Personengruppe, die hier
angesprochen ist, am Wirtschaftsleben teilhaben
soll, auch mit einem Girokonto. Aber ich wiederhole
es: Wir sind der Auffassung, dass gerade die Spar-
kassen in diesem Bereich ihrer Verantwortung ge-
recht werden. - Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Das Wort hat Wirtschaftsminister Dr. Christoph Hart-
mann.

Minister Dr. Hartmann:
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich will aufgrund des Verlaufs der Debatte
ein paar Sätze aus Sicht der Landesregierung zu
diesem Thema sagen. Es ist völlig richtig, dass wir
inhaltlich über alle Fraktionsgrenzen hinweg der
Meinung sind, dass es sinnvoll, zielführend und not-
wendig ist, dass jeder ein Girokonto hat und es des-
wegen unser gemeinsamer Wunsch ist, dass genau
dies entsprechend umgesetzt wird.

Ich habe aber genauso herzlich die Bitte, dass wir
nicht Dinge skandalisieren, die kein Skandal sind.
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Ich will die Zahlen noch einmal nennen. Im letzten
Jahr gab es drei Beschwerden bei der Schiedsstelle
der Sparkassen. Bei der Aufsichtsbehörde gab es
keine einzige Beschwerde. In diesem Jahr gab es
bei der Schiedsstelle der Sparkassen nicht eine Be-
schwerde und bei uns als Ministerium, das obendrü-
ber sitzt, ebenfalls nicht eine einzige. Insofern ist es
richtig, dass die Sparkassen in unserem Bundesland
ihrer Verantwortung gerecht werden.

Viele von Ihnen sitzen in den Aufsichtsgremien der
Sparkassen. Ich habe die herzliche Bitte, dass Sie in
den Aufsichtsgremien bei jeder einzelnen Sparkasse
nachfragen. Dann werden Sie bestätigt finden, was
ich eben sagte. Es wurde hier gesagt, wenn die
Sparkassen kein Problem seien, dann solle man
doch einfach ein entsprechendes Gesetz machen.
Ich muss Ihnen sagen, die Landesregierung sieht
das anders. Wir handeln an dieser Stelle so, wie
Montesquieu es vorgegeben hat: Wenn es nicht not-
wendig ist, ein Gesetz zu machen, dann ist es not-
wendig, kein Gesetz zu machen. - Die Selbstver-
pflichtung reicht an dieser Stelle aus. Das ist bei den
Sparkassen unsere Meinung. Wenn es sich durch
Fakten anders belegen lässt, sind wir gerne bereit,
darüber nachzudenken und die Dinge anders zu re-
geln. Aber fragen Sie bitte in den Sparkassen und
Aufsichtsgremien nach. Dort werden Sie diese Hal-
tung und Fakten bestätigt finden. Deswegen werden
wir heute dem Anliegen der Opposition nicht zustim-
men. - Herzlichen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Es wird
vorgeschlagen, den Gesetzentwurf an den Aus-
schuss für Wirtschaft, Wissenschaft und Grubensi-
cherheit zu überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung. Zunächst über den
Gesetzentwurf der DIE LINKE-Landtagsfraktion,
Drucksache 14/573. Wer für die Annahme des Ge-
setzentwurfes Drucksache 14/573 in Erster Lesung
unter gleichzeitiger Überweisung an den zuständi-
gen Ausschuss ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stim-
me? - Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf in Er-
ster Lesung mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist. Zu-
gestimmt hat die Fraktion DIE LINKE, abgelehnt ha-
ben die übrigen Landtagsfraktionen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
SPD-Landtagsfraktion, Drucksache 14/579. Wer für
die Annahme der Drucksache 14/579 ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? -
Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass
der Antrag Drucksache 14/579 mit Stimmenmehrheit
abgelehnt ist. Zugestimmt haben die Oppositions-

fraktionen. Abgelehnt haben die Regierungsfraktio-
nen.

Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung:

Zweite Lesung des von der CDU-Landtags-
fraktion, der FDP-Landtagsfraktion und der
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-Landtagsfraktion
eingebrachten Gesetzes zur Änderung des
Saarländischen Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes (Drucksache 14/514) (Abänderungs-
antrag des Ausschusses ID Drucksache 14/
555)

Zur Berichterstattung erteile ich Herrn Abgeordneten
Lothar Schnitzler das Wort.

Abg. Schnitzler (DIE LINKE), Berichterstatter:
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Ge-
setzentwurf der Landesregierung zur Änderung des
Saarländischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes,
Drucksache 14/514, wurde vom Plenum in seiner
22. Sitzung vom 15. Juni 2011 in Erster Lesung an-
genommen und zur weiteren Beratung an den Aus-
schuss für Inneres und Datenschutz überwiesen.

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, unter Wahrung des
Prinzips der Freiwilligkeit die Kooperationsmöglich-
keiten auf dem Gebiet des öffentlich-rechtlichen
Vollstreckungswesens zu erweitern, indem die Mög-
lichkeit geschaffen wird, Vollstreckungsaufgaben
durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung zu übertra-
gen.

Der Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksa-
che 14/514, schafft für Gemeinden, Gemeindever-
bände und sonstige Körperschaften, Anstalten oder
Stiftungen des öffentlichen Rechts die Möglichkeit,
die Vollstreckung eigener oder von ihrer Kasse zu
vollstreckender Geldforderungen auf das Landesver-
waltungsamt zu übertragen. Die Übertragung erfolgt
durch öffentlich-rechtlichen Vertrag, wobei der Ge-
setzentwurf den Mindestinhalt einer solchen Verein-
barung vorgibt. Zudem ist die Vereinbarung im
Amtsblatt des Saarlandes bekannt zu machen.
Letztlich wird in dem Gesetzentwurf klargestellt,
dass das aufgrund einer Vereinbarung zuständige
Landesverwaltungsamt landesweit zur Vollstreckung
befugt ist.

Der Gesetzentwurf wurde vom Ausschuss gelesen.
Im Rahmen der Anhörung wurden der Saarländi-
sche Städte- und Gemeindetag, der Landkreistag
Saarland, die EVS Gesellschaft für Abfallwirtschaft
mbH und die Arbeitsgemeinschaft kommunaler Voll-
streckungsbeamter beteiligt, von denen alle eine
schriftliche Stellungnahme abgegeben haben. Ver-
treter des Saarländischen Städte- und Gemeindeta-
ges, des Landkreistages und der Arbeitsgemein-
schaft kommunaler Vollstreckungsbeamter nahmen
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auch an der mündlichen Anhörung am 11. August
2011 teil.

Ein wesentlicher Teil der Anhörung betraf die Frage,
ob zur Stärkung der Kooperationsmöglichkeiten der
Gemeinden neben der Vollstreckungsübertragung
auf das Landesverwaltungsamt auch eine Voll-
streckungsübertragung durch die Gemeinde auf den
jeweiligen Gemeindeverband ermöglicht werden
soll. Zu diesem Anliegen legten die SPD-Landtags-
fraktion, die LINKE-Landtagsfraktion sowie die Re-
gierungsfraktionen Abänderungsanträge vor. Es be-
stand im Ausschuss schließlich fraktionsübergrei-
fend Einvernehmen darüber, nicht nur eine Übertra-
gung der Vollstreckung auf das Landesverwaltungs-
amt, sondern auch auf den jeweiligen Gemeindever-
band zu ermöglichen. Der von den Regierungsfrak-
tionen vorgelegte Abänderungsantrag wurde mit den
Stimmen aller Abgeordneten als gemeinsamer Ab-
änderungsantrag des Ausschusses, Drucksache
14/555, angenommen. Der angenommene Abände-
rungsantrag stellt für den Fall der Übertragung der
Vollstreckung durch eine Gemeinde auf den Ge-
meindeverband klar, dass eine Finanzierung über
die Gemeindeverbandsumlage unzulässig ist und
dass eine solche Vereinbarung im Amtsblatt des
Saarlandes bekannt zu machen ist.

Der Ausschuss empfiehlt dem Plenum einstimmig -
ohne Enthaltungen - die Annahme des Gesetzent-
wurfes zur Änderung des Saarländischen Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes, Drucksache 14/514,
nach Maßgabe des Abänderungsantrages, Drucksa-
che 14/555, in Zweiter und letzter Lesung. - Ich dan-
ke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall.)

Präsident Ley:
Ich danke dem Herrn Berichterstatter und eröffne die
Aussprache. - Wortmeldungen sind nicht eingegan-
gen. Ich schließe die Aussprache. Der Ausschuss
für Inneres und Datenschutz hat mit der Drucksache
14/555 einen Abänderungsantrag zum Gesetzent-
wurf eingebracht.

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den
Abänderungsantrag. Wer für die Annahme der
Drucksache 14/555 ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Ich stelle fest, dass dieser Abänderungs-
antrag einstimmig, mit den Stimmen aller Abgeord-
neten, angenommen ist.

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf Drucksache 14/514. Wer für die Annah-
me des Gesetzentwurfes Drucksache 14/514 in
Zweiter und letzter Lesung unter Berücksichtigung
des eben angenommenen Abänderungsantrages ist,
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest,

dass der Gesetzentwurf in Zweiter und letzter Le-
sung unter Berücksichtigung des angenommenen
Abänderungsantrages einstimmig, mit den Stimmen
aller Abgeordneten, angenommen ist.

Wir kommen zu Punkt 8 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion, der FDP-Landtagsfraktion
und der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-Landtags-
fraktion eingebrachten Antrag betreffend: Än-
derung der Geschäftsordnung des saarländi-
schen Landtages (§ 12 - Bildung der Ständi-
gen Ausschüsse) (Drucksache 14/580)

Zur Begründung verweise ich auf die Drucksache
14/580, wonach die vorgeschlagene Neuordnung
der Ausschüsse den Geschäftsbereichen der Lan-
desregierung angepasst wird. - Ich eröffne die Aus-
sprache. - Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeord-
neter Stefan Pauluhn das Wort.

Abg. Pauluhn (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Ich möchte kurz begründen,
warum die SPD dem Vorschlag der Verschiebung
des Bereiches Kulturpolitik aus dem bisherigen Aus-
schuss für Bildung, Kultur und Medien in den Euro-
paausschuss nicht zustimmt. Nachdem die Kulturpo-
litik aus dem Verantwortungsbereich der Staats-
kanzlei in das Innenressort verlagert wurde, argu-
mentiert die Koalition nun mit einer aus unserer
Sicht zweifelhaften Notwendigkeit der Neuordnung
der Zuständigkeit in den Ausschüssen dieses
Hauses. Dabei ist dies keineswegs zwingend gebo-
ten und notwendig. Heute und in der Vergangenheit
werden und wurden Querschnittsaufgaben in den
Ausschüssen angesiedelt, die auch traditionell für
diese Bereiche zuständig waren. So verwundert es
beispielsweise keinesfalls, dass die Medienpolitik
zwar in der Staatskanzlei angesiedelt, aber im Bil-
dungsausschuss behandelt wurde und wird. Auch
der Kulturbereich wurde, obwohl in der Staatskanzlei
angesiedelt, jahrelang ausschließlich im bisherigen
Bildungsausschuss bearbeitet. Ich habe mir einmal
angesehen, seit wann die Kulturpolitik im Bildungs-
ausschuss behandelt wurde. Meine Recherche
reichte zurück bis in die 11. Legislaturperiode. Be-
reits 1994 wurde der Politikbereich Kultur im Bil-
dungsausschuss behandelt. Nun kommt man 17
Jahre später zu einer anderen Einsicht. Es wird ge-
sagt, da die ministerielle Zuständigkeit nach dem
Ressortneuzuschnitt im Bereich des Innern liegt,
müsste auch eine entsprechende Anpassung bei
den Ausschüssen erfolgen. Aber warum wandert
das dann nicht in den Innenausschuss? Inhaltlich
lässt sich das wohl kaum begründen. Es liegt die
Vermutung nahe, dass es vordringlichstes Ziel ist,
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die Kulturpolitik, diesen unter CDU-Regie mittlerwei-
le doch stark verminten Bereich mit unzähligen Fall-
stricken und Geldversenkungsmaschinerien an
einen Ausschuss zu geben, der nicht von einem Op-
positionspolitiker geleitet wird.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Der Bildungs- und Kulturausschuss durfte es nicht
mehr sein, weil dort Gisela Kolb den Vorsitz führt,
der Innenausschuss durfte es nicht sein, weil dort
Lothar Schnitzler den Vorsitz führt. Aber der Europa-
ausschuss könnte es werden, weil man dort nach
langer Suche fündig wurde. Dort führt nämlich eine
Koalitionärin, Frau Willger, den Vorsitz. Während
sich Minister Toscani als brutalstmöglicher Aufklärer
inszeniert, führt die Koalition hier und heute schon
Abwehrgefechte. Es geht offensichtlich nicht um
Aufklärung, sondern um die Vorbereitung einer Ver-
teidigungsstrategie. Vor Monaten wurden Abwehr-
mechanismen gegen den Rechnungshof organisiert,
teuer bestellt und bezahlt, heute soll eine erste Mau-
er aufgebaut werden, damit ja keiner der Verant-
wortlichen aus der CDU zu stark unter Beschuss ge-
rät. Die Jamaika-Koalition kann dies zwar heute mit
ihrer Mehrheit beschließen, aber die politische Ver-
antwortung - das garantiere ich Ihnen - können Sie
damit nicht verschleiern. - Vielen Dank.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Präsident Ley:
Das Wort hat für die CDU-Fraktion Herr Abgeordne-
ter Thomas Schmitt.

Abg. Schmitt (CDU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Zunächst gehe ich einmal davon aus, dass
jeder Ausschuss so neutral wie möglich geführt wird.
Deswegen haben wir auch im Parlament Ausschüs-
se entsprechend der Mehrheitsverteilung, und jeder
Abgeordnete darf in jeden Ausschuss gehen und
seine Fragen stellen. Von daher kann von Mauer
bauen oder Vertuschung überhaupt nicht die Rede
sein. Es ist Tradition hier im Parlament und es gibt
einen entsprechenden Grundlagenbeschluss, dass
die Ausschüsse entlang der Ministeriumszuschnitte
gebildet werden. Hätte der Kollege Pauluhn noch et-
was weiter zurück recherchiert, bis vor das Jahr
1994, dann wüsste er, dass der Kulturbereich vorher
dem Ausschuss für Kultur und Wissenschaft zuge-
ordnet wurde. Damals hatte die SPD-Landesregie-
rung nämlich die Bereiche Bildung und Kultur und
Wissenschaft getrennt und danach wieder in einem
Ministerium zusammengeführt. Deswegen ist er be-
wusst nur bis zum Jahr 1994 und nicht bis zum Jahr
1993 zurückgegangen.

Wir haben in der letzten Legislatur mehrfach Ände-
rungen der Ministeriumszuschnitte gehabt. Zum Bei-

spiel gab es zunächst einen Ausschuss Bildung,
Kultur, Wissenschaft, anschließend einen Aus-
schuss Bildung, Familie, Frauen und Kultur. Wir sind
immer den Ministeriumszuschnitten entsprechend
gefolgt. Und dass der Kulturbereich und der Medien-
bereich in dieser Legislatur zunächst im Bildungs-
ausschuss verblieben, hat einfach damit zu tun,
dass es keinen mit der Staatskanzlei korrespondie-
renden eigenen Ausschuss gibt.

(Zuruf der Abgeordneten Ries (SPD).)

Das sage ich Ihnen gleich, Frau Kollegin Ries. - Es
gibt keinen mit der Staatskanzlei korrespondieren-
den Ausschuss, und wir wollten auch keinen eigen-
ständigen Ausschuss bilden, damit wir nicht noch
einen Ausschuss schaffen, der auch zusätzlich Geld
kostet. Wäre das von den Oppositionsfraktionen be-
antragt worden, hätten wir darüber reden können.
Nachdem dann die Neuorientierung erfolgt ist, habe
ich mit beiden Oppositionsfraktionen Kontakt aufge-
nommen, um darüber zu sprechen, wie wir mit die-
ser Situation umgehen. Eine endgültige Rückmel-
dung von der SPD-Fraktion gab es zunächst nicht.
Ich darf aber berichten, dass die Fraktion DIE LINKE
gegen die Regelung, die wir vorgeschlagen hatten,
zunächst keine Einwände hatte. Zunächst war es of-
fenbar allen Fraktionen klar, dass der Innenaus-
schuss eigentlich nicht in Frage käme. Der Vor-
schlag kam auch nicht, weil alle wussten, wie bela-
stet der Innenausschuss ist und dass wir schon
einen zweiten Ausschuss im Bereich des Innenmini-
steriums haben, nämlich den Europaausschuss, der
von seinen Aufgaben her etwas weniger belastet ist
und dem man diesen Bereich Kultur zuordnen könn-
te. Das war alles. Es hat keinen Vorschlag der SPD
oder der LINKEN gegeben, den Kulturbereich dem
Innenausschuss zuzuordnen. Einen solchen Vor-
schlag hat es nicht gegeben. Hätte es ihn gegeben,
hätte man darüber reden können und wir hätten ihn
dann entsprechend zugeteilt. Jetzt aber einen Aus-
schuss zu bilden, quer über die Neuressortierung
der Ministerien hinweg, mit drei verschiedenen Zu-
ständigkeiten und drei verschiedenen Ministerien,
die dann Ansprechpartner wären, das ergibt
schlichtweg keinen Sinn. So etwas hat es in diesem
Haus auch noch nie gegeben. Sie können sich also
weder auf die Tradition dieses Hauses noch auf
Sachargumente berufen.

Präsident Ley:
Herr Schmitt, gestatten Sie eine Zwischenbemer-
kung des Kollegen Lothar Schnitzler?

Abg. Schmitt (CDU):
Herr Kollege Schnitzler, bitte schön.
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Abg. Schnitzler (DIE LINKE) mit einer Zwischen-
bemerkung:
Herr Kollege Schmitt, wir möchten das Thema ja gar
nicht so groß aufziehen. Trotzdem würde ich Ihnen
als Vorsitzender des Innenausschusses gerne eine
Frage stellen, weil man die Bildung der Ausschüsse
natürlich auch in Bezug setzen sollte zu der geplan-
ten Veränderung bei den Personen. Deshalb frage
ich Sie, ob Sie nicht richtigerweise die Kultur an den
Innenausschuss geben müssten, weil der Abgeord-
nete Karl Rauber in den Innenausschuss nach-
rücken soll. Karl Rauber ist ausgewiesener Experte
für Kultur, er kennt sich hier bestens aus. Das wäre
doch eine gute Sache.

Abg. Schmitt (CDU):
Ich weiß gar nicht, ob ich auf so etwas überhaupt
antworten muss. Das hake ich ab. Ich sage Ihnen
nur einen Satz. Erstens war das niveaulos und zwei-
tens wissen Sie ganz genau, dass ein ehemaliger
Minister traditionell nicht in den Ausschuss geht, für
dessen Bereich er vorher zuständig war. Von daher
erübrigen sich alle weiteren Diskussionen an diesem
Punkt.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Sie können sich weder auf die Tradition dieses
Hauses berufen noch gab es einen Vorschlag von-
seiten der LINKEN oder der SPD, mit denen im Vor-
feld gesprochen worden ist, diesen Bereich doch bit-
te in den Innenausschuss zu geben. Es stand ledig-
lich der Vorschlag im Raum, das beim Bildungsaus-
schuss zu belassen. Aber das Bildungsministerium
hat nicht die Zuständigkeit, sondern die Zuständig-
keit ist im Bereich Inneres, Europa und Kultur gelan-
det. Deswegen sollten wir unserer Tradition treu
bleiben, Ausschüsse entlang den Zuständigkeiten
der Ministerien zu bilden, und deshalb bleibt unser
Vorschlag so bestehen, wie wir ihn heute hier vortra-
gen. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Präsident Ley:
Weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich
schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag. Wer
für die Annahme der Drucksache 14/580 ist, den bit-
te ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? -
Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass
der Antrag Drucksache 14/580 mit Stimmenmehrheit
angenommen ist. Zugestimmt haben die Koalitions-
fraktionen bei Ablehnung der Oppositionsfraktionen.

Wir kommen zu Punkt 9 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion, der SPD-Landtagsfraktion,

der DIE LINKE-Landtagsfraktion, der FDP-
Landtagsfraktion und der BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN-Landtagsfraktion eingebrachten An-
trag betreffend: Bestimmung von Mitgliedern
für Ausschüsse des Landtages (Drucksache
14/581)

Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen sind
nicht eingegangen. Ich schließe die Aussprache. Wir
kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme des
Antrages Drucksache 14/581 ist, den bitte ich, eine
Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält
sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass der Antrag
Drucksache 14/581 einstimmig mit den Stimmen al-
ler Abgeordneten angenommen ist.

Wir kommen zu Punkt 10 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der SPD-
Landtagsfraktion und der DIE LINKE-Land-
tagsfraktion eingebrachten Antrag betreffend:
Stiftung Saarländischer Kulturbesitz: Missma-
nagement zukünftig verhindern - Kontrolle
verbessern (Drucksache 14/578 - neu)

Zur Begründung des Antrages Drucksache 14/578 -
neu - erteile ich Frau Abgeordneter Isolde Ries das
Wort.

Abg. Ries (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der
Vierte Pavillon droht ein in Deutschland kulturge-
schichtlich einmaliges Bauwerk zu werden, nicht et-
wa, weil er Weltkulturerbe werden könnte, sondern
weil er für Gigantomanie, für Günstlingswirtschaft,
für Verschwendung, für Fehlplanung, für Ignoranz
und für Unfähigkeit steht.

(Beifall bei der LINKEN und Zurufe: Genau!)

Dieses Bauwerk ist ein herausragendes Beispiel für
Gigantomanie und Großmannssucht. In diesem
Bauwerk soll die Sammlung der Stiftung Saarländi-
scher Kulturbesitz untergebracht werden, aber nie-
mand kann bislang sagen, wie der verbleibende
Platz überzeugend gefüllt werden soll. Jeder ver-
nünftige Bauherr definiert doch normalerweise zu-
nächst einmal den Bedarf und baut dann diesem Be-
darf entsprechend. Ihnen hingegen konnte dieser
hässliche Klotz - und ich als Saarbrückerin wehre
mich eigentlich gegen die Bezeichnung „Vierter Pa-
villon“ - gar nicht groß genug sein. Allen Warnungen
zum Trotz haben Sie hingenommen, dass dieser
Kunsthochbunker das schöne Schönecker-Ensem-
ble brutal totschlägt.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Mit 3.050 Quadratmetern Nutz- und Ausstellungsflä-
che ist dieser Klotz so groß wie die Pavillons 1 bis 3
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zusammengenommen; sie haben 3.250 Quadratme-
ter Nutzfläche. Dieser Bunker ist aber nicht nur in
seinen Abmessungen gewaltig, er ist auch gigan-
tisch als Fehlplanung. Es gibt Räumlichkeiten, die
den Voraussetzungen, die an ein Museum gestellt
werden, nicht entsprechen. Der Hochwasserschutz
ist nicht ausreichend. Es fehlen Türen. Die techni-
sche Gebäudeausrüstung ist völlig unzureichend ge-
plant.

(Abg. Rehlinger (SPD): Was ist mit den Toilet-
ten?)

Und die von Ihnen verfügte Abänderung der Glas-
fassade hat sogar die zuständigen Architekten twoo
in die Flucht geschlagen. Aufträge wurden doppelt
vergeben. Das exorbitante Honorar des Projektsteu-
erers von mehr als 1,4 Millionen Euro fehlt in der
Kostenrechnung. Es gab bis zu 30 Fachplaner, also
etwa doppelt so viele wie üblich. Und das kostet!
Das kostet!

Ich bin sicher, meine Damen und Herren, wenn wir,
wir im Parlament und die Öffentlichkeit draußen,
durch geeignete Maßnahmen vollen Überblick über
das gesamte Ausmaß des Desasters bekommen,
werden wir uns an den Kopf fassen und uns fragen,
welche Kontrollmechanismen hier dermaßen gravie-
rend versagt haben, dass mit diesem Ausmaß an Di-
lettantismus geplant und gebaut werden konnte.
Prof. Dr. Grewenig spricht gar schon vom Sanie-
rungsfall.

Herr Minister Toscani, am Samstag haben Sie laut
Saarbrücker Zeitung gesagt, Sie wollten für mehr
Transparenz sorgen, damit die Kunst endlich aus
den Negativschlagzeilen komme. Herr Minister, es
geht nicht um die Kunst! Nicht Frau Schlingmann,
Herr Leonardy, Herr Duis oder irgendein Kunstwerk
sind in die Negativschlagzeilen geraten. Es ist die
CDU-Landesregierung, die hier Negativschlagzeilen
schreibt!

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Unfähigkeit und Ignoranz gehen ja häufig eine un-
heilvolle Verbindung ein. Das, meine Damen und
Herren, können wir auch in diesem Fall beobachten.
Sie, Frau Ministerpräsidentin, waren von 2007 bis
2009 Kulturministerin und Kuratorin. In diese Zeit fal-
len der Architektenwettbewerb, die Auswahl des
fünften Preises und der Baubeginn. Daher mache
ich Sie, Frau Ministerpräsidentin, auch verantwort-
lich für dieses Desaster!

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Die „Bürgerinitiative gegen das Museumsmonster“,
SPD und GRÜNE im Stadtrat und der Denkmal-
schutz haben Sie gewarnt! Sie alle haben vergeblich
versucht, Sie von diesem wahnwitzigen Vorhaben
abzubringen. Sie aber haben, um Ihr Vorhaben
durchzusetzen, sogar bei den Kosten getrickst. Nicht

zu Unrecht haben Sie deshalb jetzt auch eine Straf-
anzeige der Bürgerinitiative am Hals.

(Zurufe des Abgeordneten Schmitt (CDU).)

Waren es 2008 noch 9 Millionen Euro, waren es
2009 - Herr Schmitt, schauen Sie in die Ausschus-
sprotokolle von April 2008! - schon 14,5 Millionen
Euro und 2010 18,7 Millionen Euro. Heute nun liegt
die Schätzung bei 30 Millionen Euro. Und wir alle
wissen doch: Wenn dieser Bau fertiggestellt sein
wird, wird dieses Geld bei Weitem - bei Weitem! -
nicht ausgereicht haben.

So gigantisch, wie dieser Bau angelegt ist, so gigan-
tisch fällt auch die Verschwendung von Steuergel-
dern aus, die Sie betrieben haben und immer noch
betreiben. Die „Bürgerinitiative gegen das Museums-
monster“ hat im August 2009 gefordert - ich zitiere,
Herr Präsident -: „Es ist noch nicht zu spät! Wir ha-
ben noch die Wahl! Erhebt eure Stimmen gegen die
Entrechtung von Bürgern, gegen die bürgerfeindli-
che Haltung der CDU!“ Und zur gleichen Zeit, am
07. August 2009, fand in einer Nacht- und Nebelakti-
on der Spatenstich statt, um noch schnell vor der
Wahl Fakten zu schaffen.

(Abg. Schmitt (CDU): Was heißt hier „Nacht- und
Nebelaktion“? Das war mit Presse! Wir waren so-
gar eingeladen!)

Ich war nicht eingeladen.

(Anhaltendes Sprechen.)

Und unsere jetzige Ministerpräsidentin und damalige
Kultusministerin und Kuratorin sagte damals, ich zi-
tiere: „Ich freue mich, dass wir mit diesem Muse-
umsneubau nicht nur die Kulturmeile der Stadt Saar-
brücken vom linken zum rechten Saarufer komplet-
tieren, sondern dass es den Architekten mit dem
nun zu realisierenden Entwurf gelungen ist, das Mu-
seumsensemble harmonisch zu erweitern.“

(Lachen bei den Oppositionsfraktionen.)

Ich weiß nicht, Frau Ministerpräsidentin, was Ihnen
damals die Sinne trübte. Den jetzt vorhandenen
Bauklotz können Sie keinesfalls gemeint haben.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Es gab weitere warnende Stimmen. SPD und GRÜ-
NE im Saarbrücker Stadtrat wollten im Jahr 2008
einen Bebauungsplan aufstellen, um eigene Gestal-
tungs- und Beteiligungsmöglichkeiten zu haben, da-
mit gerade das, was nun eingetreten ist, nicht pas-
sieren sollte. Wir haben jetzt einen Klotz, der ein En-
semble verdeckt, das den Architekturpreis des Saar-
landes gewonnen hat. Wir haben einen Klotz, der
die Sichtachse zur Bismarckstraße verstellt, einen
Klotz, der die schöne Freifläche, auf der die Gaia
stand, verschandelt. Die damalige CDU-Mehrheit im
Saarbrücker Stadtrat hat aber die Aufstellung des
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Bebauungsplanes verhindert, gewiss auf Druck der
CDU-Landesregierung.

Aber es kommt noch schlimmer, meine Damen und
Herren! Professor Michael Braum, der Vorstandsvor-
sitzende der Bundesstiftung Baukultur und Mitglied
des Deutschen Nationalkomitees für Denkmal-
schutz, wollte 2008 mehrfach mit Ihnen, Frau Minis-
terpräsidentin, und mit Herrn Dr. Melcher ins Ge-
spräch kommen. Ein bereits vereinbartes Treffen,
Frau Ministerpräsidentin, haben Sie und Herr Dr.
Melcher kurzfristig und ohne Angabe von Gründen
platzen lassen. Ich kann Ihnen aber gerne den
Grund nennen, weshalb dieses Treffen nie zustande
kam: Sie ahnten, dass der Vorsitzende der Bundes-
stiftung Baukultur, Herr Professor Braum, aus Sorge
um den mit dem Architekturpreis des Saarlandes ge-
ehrten Schönecker-Bau von der Errichtung dieses
Klotzes abgeraten hätte. Aber Sie wollten diesen
Bau haben, und dabei gingen Sie ohne Rücksicht
auf Verluste vor. Daher konnten Sie die Meinung
des Denkmalschutzexperten Professor Braum halt
nicht gebrauchen. Und bei diesem Bau zeigt sich
nun wirklich ein komplettes Versagen des hiesigen
Denkmalschutzes!

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Das war der Aspekt der Ignoranz, jetzt komme ich
auf den Aspekt der Unfähigkeit zu sprechen. Prof.
Dr. Grewenig meinte in einer Ausschusssitzung:
Schlamperei ist viel zu harmlos ausgedrückt, da dies
ja Fahrlässigkeit bedeuten würde. Hier ist aber tat-
sächlich Überforderung und Unfähigkeit anzuneh-
men.

Und eng verknüpft mit diesem Bau sind auch Ver-
schwendung und Günstlingswirtschaft. Statt profes-
sionellem Personaleinsatz werden wohl bei dieser
Landesregierung lieber alte Seilschaften bedient. So
wurde ein guter Bekannter von Jürgen Schreier zum
Projektsteuerer für den Museumsbau, obwohl der
Herr noch nie ein Museum gebaut hatte! Schon
2010 hat der Rechnungshof des Saarlandes auf die
fehlende Qualifikation des Projektsteuerers, der In-
nenarchitekt ist, hingewiesen. Hätte man damals die
Reißleine gezogen, meine Damen und Herren, wä-
ren dem saarländischen Steuerzahler eine Menge
Kosten erspart geblieben.

Unser neuer Kulturminister sagte letzte Woche in ei-
nem Interview beim Saarländischen Rundfunk: „Wir
müssen statt Duzfreunde Fachleute einbeziehen.“ -
Sehr richtig, Herr Toscani! Nur leider kommt Ihre Er-
kenntnis geraume Zeit zu spät.

(Minister Toscani: Falsch.)

Sie können das nachlesen. - Sicher wäre es besser
gewesen, Sie hätten Ihre warnende Stimme früher
erhoben. Sie sind ja schließlich nicht neu im Kabi-
nett.

(Weitere Zurufe.)

Man kann das nachlesen. - Es riecht auch nach
Günstlingswirtschaft, dass Sie, Frau Ministerpräsi-
dentin, in Ihrer damaligen Funktion als Kulturministe-
rin ohne Not Herrn Melchers Arbeitsvertrag vor Ab-
lauf verlängert und ihm eine satte Gehaltserhöhung
von 50 Prozent, nämlich 3.000 Euro, spendiert ha-
ben, sodass er mit der Bauzulage von 1.250 Euro
monatlich zum bestbezahlten Museumsdirektor
Deutschlands mutierte. Damit hatte Dr. Melcher als
Vorstand des überschaubaren Saarlandmuseums
mehr Gehalt als zum Beispiel der Chef der Stiftung
Preußischer Kulturbesitz, der 300 Mitarbeiter hat -
Melcher hatte 30. Der Rechnungshof sieht darin
einen Verstoß gegen das Besserstellungsverbot.
Frau Ministerpräsidentin, das hat der Rechnungshof
Ihnen persönlich ins Stammbuch geschrieben, weil
Sie das nämlich verbockt haben. Karl Rauber hat
oftmals nur den Kopf für Sie hingehalten.

Es war halt ein Duzfreund, mit dem man gern zum
Essen ging. Die Saarbrücker Zeitung schrieb am 03.
August: „Annegret Kamp-Karrenbauer pflegte einst
ein geradezu freundschaftliches Verhältnis zu Mel-
cher, gegen den jetzt die Staatsanwaltschaft ermit-
telt.“ Bei all dem war Essen und Trinken inklusive.
Viele Mitglieder der Regierungspartei und der Regie-
rung können davon berichten.

(Abg. Kugler (DIE LINKE): Und das in einem
Haushaltsnotlageland.)

"Freibrief für Verschwendung" titelte der Chefredak-
teur der Saarbrücker Zeitung, Peter Stefan Herbst,
im Juli 2010 - teure Bewirtungen, umstrittene Zula-
gen und Gehälter, Verschwendung von Steuergel-
dern halt. Vor diesem Hintergrund weiß ich nicht, ob
wir Herrn Schreier zustimmen sollten, der als dama-
liger Kulturminister in eine Kamera sagte: „Um die-
sen Museumsdirektor wird uns die Republik noch
beneiden.“

(Abg. Schnitzler (DIE LINKE): Ganz bestimmt!)

Ich fasse zusammen. Warnende und ernst zu neh-
mende Stimmen gab es wahrlich genug, doch die
Verantwortlichen wollten sie nicht hören. Sie wollten
diesen Bau haben, und die Steuerzahler zahlen da-
für die Zeche. Der Vierte Pavillon ist ein Symbol für
Größenwahn und Missmanagement.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Vorhin habe ich die Frage gestellt, welche Kontroll-
mechanismen versagt haben, dass es zu diesem
Desaster kommen konnte. Da stoße ich auf die Stif-
tung Saarländischer Kulturbesitz. Stiftungsgesetz
und Satzung haben einen Konstruktionsfehler.
Gestern haben Sie, Herr Minister Toscani, wohl in
Vorbereitung auf die heutige Debatte und in der
Hoffnung, uns den Wind aus den Segeln nehmen zu
können, verkündet, dass Sie spätestens im Oktober,
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das heißt im nächsten Plenum, einen Gesetzentwurf
vorlegen wollen, nachdem der Kulturminister nicht
mehr gleichzeitig Kurator sein darf, und dass es eine
Satzungsänderung geben wird, die eine Doppelspit-
ze aus kaufmännischem und kulturpolitischem Vor-
stand bei der Stiftung installiert. Es soll also endlich
das Vieraugenprinzip eingeführt werden. Wir begrü-
ßen das außerordentlich. Sie sind damit unseren
Forderungen nachgekommen und folgen damit end-
lich den Anregungen des Rechnungshofs.

Ich bin mir sicher, dass unser heutiger Antrag die
Zustimmung des gesamten Parlaments erhalten
wird, denn alles andere würde bedeuten, dass Ihre
Hopplahopp-Ankündigungen von gestern nicht ernst
zu nehmen sind.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Präsident Ley:
Ich eröffne die Aussprache. - Das Wort hat für die
CDU-Fraktion Herr Abgeordneter Thomas Schmitt.

Abg. Schmitt (CDU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Frau Kollegin Ries hat ja sehr weit ausge-
holt und versucht, ihre Sicht der Dinge rund um den
Vierten Pavillon von Beginn an zu schildern.

(Abg. Ries (SPD): Das ist alles belegt.)

Ich habe doch bisher noch gar nichts weiter gesagt.
- Sie geht damit weit über den Antrag hinaus. Ei-
gentlich wollte ich mich heute im Großen und Gan-
zen auf den Antrag konzentrieren.

(Abg. Lafontaine (DIE LINKE): Wer hier Falsches
sagt, wird zum Projektsteuerer ernannt. - Lachen
bei der LINKEN.)

Ich möchte aber doch ein paar Dinge klarstellen. Es
bleibt für mich dabei, dass die Grundidee, einen
Vierten Pavillon und eine Erweiterung der Modernen
Galerie zu planen, nicht falsch war und auch heute
nicht falsch ist.

Diese Idee ist nicht erst von einer CDU-Landesre-
gierung vorgebracht worden, sondern sie war we-
sentlich älter. Es hat immer wieder neue Versuche,
auch unter Vorgängerregierungen, gegeben, diese
Idee zu verwirklichen.

(Abg. Maas (SPD): Es geht doch hier nicht um
die Idee. - Zurufe der Abgeordneten Ries (SPD)
und Spaniol (DIE LINKE).)

Ich werde doch wohl hier ein paar Ausführungen im
Zusammenhang machen dürfen! Sie sagen, das
brauchten wir im Grundsatz überhaupt gar nicht, und
schon gar nicht an dieser Stelle.

(Abg. Maas (SPD): Wer hat das gesagt? Kein
Mensch hat das gesagt.)

Die Idee war meines Erachtens richtig, auch wenn
Frau Kollegin Ries hier den Eindruck erweckt hat,
die Idee sei grundsätzlich falsch und das Projekt sei
grundsätzlich Gigantomanie.

(Zuruf der Abgeordneten Ries (SPD).)

Das Saarlandmuseum hat Bestände, die es wert
sind, ausgestellt zu werden und die bisher in den
Räumlichkeiten des Museums nicht genügend Platz
gefunden haben. Von daher war der Grundgedanke
richtig, hier einen Erweiterungsbau zu planen. Es
hat auch immer schon Pläne und Entwürfe gegeben,
auch in der Vergangenheit, an dieser Stelle einen
entsprechenden Bau zu verwirklichen. Das ist nach-
weisbar. Es hat auch einmal eine Entwurfsplanung
von Herrn Schönecker selbst gegeben, neben ande-
ren Ideen auch an dieser Stelle noch einen Anbau
zu verwirklichen.

(Abg. Ries (SPD): Aber nicht so etwas.)

Auch der Hauptkritiker, der ehemalige Landeskon-
servator Lüth, hat an dieser Stelle schon einmal
einen entsprechenden Bau vorgeschlagen. Von da-
her war die Idee nicht neu, und im Grundsatz beken-
ne ich mich auch heute noch dazu, dass dort grund-
sätzlich ein Erweiterungsbau errichtet werden sollte.

Auch ist nicht von Beginn an alles schiefgelaufen!
Es haben dort unabhängige Preisgerichte getagt, mit
entsprechenden Fachleuten besetzt, Vertretern der
Architektenkammer, des Bundeskulturstaatsministe-
riums und renommierten Architekten. Im Wettbew-
erbsergebnis sind durch dieses unabhängige Gremi-
um tatsächlich Fehler passiert, danach hat die Ver-
gabekammer die Vergabe an den ersten Preisträger
aufgehoben.

Aber wenn Sie heute bemängeln, dass der fünfte
Preis gebaut wird, kann ich Ihnen sagen: Sie haben
damals auch schon den ersten Preis kritisiert! Und
die Bürgerinitiative gegen das sogenannte Muse-
umsmonster - ich weiß nicht, wie groß diese Initiati-
ve ist -, hat sich damals schon gegen diesen ersten
Entwurf gewandt. Das war also überhaupt nicht der
maßgebliche Punkt.

(Abg. Lafontaine (DIE LINKE): Aus welchem
Grund ist denn der fünfte Preisträger genommen
worden? Das weiß ich bis zum heutigen Tag
nicht.)

Das weiß ich nicht. Es gibt ein zweistufiges Verfah-
ren, und auch in der zweiten Stufe

(Abg. Schnitzler (DIE LINKE): Der Karl Rauber
weiß es. - Abg. Spaniol (DIE LINKE): Wo ist der
Abgeordnete Rauber?)

sind unabhängige Fachleute beteiligt, die dann ent-
scheiden. Ich war da nicht beteiligt. Aber dieses Ver-
fahren ist bundesweit üblich und ist übrigens auch
rechtlich so festgelegt. Daher maße ich mir gar nicht
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an zu sagen, ich hätte alles besser gewusst. Also
dieses zweistufige Verfahren ist im ganz normalen
rechtlichen Rahmen abgewickelt worden. Die Pro-
bleme sind später entstanden. Wir müssen darüber
diskutieren, wie das geschehen konnte, wieso da-
nach Versagen eingesetzt hat,

(Sprechen bei den Oppositionsfraktionen)

wieso Projektsteuerung und Bauleitung nicht ent-
sprechend funktioniert haben, sodass letztendlich
Mehrkosten entstanden sind.

Sie haben gesagt, die Architekten seien wegen der
Fassade abgesprungen. Da muss ich doch zumin-
dest konstatieren, dass die ursprünglich veran-
schlagten Kosten der Fassade, wie sie die Architek-
ten zunächst geschätzt hatten, so nicht einzuhalten
waren. Es ging in erster Linie darum, die Kosten in
den Griff zu bekommen, als das Kuratorium ent-
schieden hat, dass die Fassade nicht so gebaut wer-
den sollte, wie sie geplant war. Es war also kein Akt
der Vertreibung der Architekten, sondern der Ver-
such, die Kosten im Griff zu halten. Das ist in mei-
nen Augen nicht zu kritisieren. Tatsache ist, es sind
anschließend bei der Bauausführung Fehler pas-
siert, die so nicht hätten passieren dürfen. Unsere
Aufgabe ist jetzt, die Verantwortlichkeiten zu klären
und die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu zie-
hen.

Es sind Fehler passiert, das bedauere ich außeror-
dentlich. So etwas darf künftig nicht mehr gesche-
hen. Deshalb müssen wir uns ernsthaft Gedanken
machen, ob es bei der Stiftung Dinge gibt, die wir
korrigieren müssen.

(Abg. Dr. Jung (SPD): Wer sind denn die Verant-
wortlichen?)

Ich habe eben meins dazu gesagt, Herr Kollege
Jung.

(Abg. Maas (SPD): Wahrscheinlich geht das auf
die SPD-Regierung zurück!)

Ich bin der Meinung, dass wir bei der Stiftung Struk-
turen ändern müssen. Das hat sich insbesondere im
letzten halben Jahr gezeigt, als uns Sachverhalte
bekannt wurden, die vorher nicht bekannt waren.
Bisher hatten wir über Übertreibungen bei Spesen
gesprochen, die schon ärgerlich waren. Jetzt geht
es aber um Fehler bei Bauüberwachung und Bau-
ausführung, die für den Steuerzahler eine ganz an-
dere Dimension annehmen. Dann müssen wir auch
darüber nachdenken, ob es künftig Strukturen geben
kann, die helfen, so etwas zu vermeiden. Dazu ge-
hört unter anderem die Umsetzung des Vieraugen-
prinzips und die Einsetzung eines zweiten Vorstan-
des, der für den kaufmännischen Teil verantwortlich
ist. Es gibt durchaus Einrichtungen, auch in der Kul-
tur, die keinen gleichberechtigten Geschäftsführer
oder Vorstand im kaufmännischen Bereich haben,

was in der Vergangenheit trotzdem nicht schädlich
war. Hier hat es offensichtlich nicht funktioniert, ent-
gegen dem, was wir ursprünglich erwartet hatten.
Deshalb müssen wir jetzt handeln, um konsequent
neben dem künstlerischen einen gleichberechtigten
kaufmännischen Vorstand einzusetzen.

Ein nächster Punkt ist das Thema Rechts- und
Fachaufsicht sowie Kuratoriumsvorsitz. Aber bevor
ein falscher Zungenschlag reinkommt, stelle ich klar,
das Kuratorium - auch sein Vorsitzender, der Kura-
tor - ist kein operatives Organ im operativen Ge-
schäft. Das Kuratorium ist nach dem Stiftungsgesetz
ein Aufsichtsgremium; seine Befugnisse entspre-
chen in etwa denen eines Aufsichtsrates bei GmbHs
und Aktiengesellschaften. Es war bisher in der gan-
zen Republik und auch bei uns üblich, dass das auf-
sichtsführende Ministerium in diesem Gremium ver-
treten ist. Dennoch sind wir der Meinung, dass Kura-
toriumsvorsitz und Rechtsaufsicht künftig getrennt
werden sollten.

Was aber nicht geht, deshalb unterscheiden wir uns
vom SPD-Antrag, ist die weitgehende Formulierung,
die Sie heute vorschlagen. Ich halte es nicht für
möglich, sowohl alle Mitarbeiter des Kulturministeri-
ums als auch alle Mitarbeiter des Finanzministeri-
ums als Beteiligungsverwaltung aus dem Kuratorium
herauszuhalten.

(Abg. Maas (SPD): Ich halte alles für möglich,
nach dem, was alles passiert ist!)

Dies entspricht auch nicht den Forderungen des
Rechnungshofes, so scharf waren seine Formulie-
rungen nicht.

(Abg. Ries (SPD): Doch, das ist genau so über-
nommen worden! - Abg. Spaniol (DIE LINKE):
Das ist ein vernichtendes Zeugnis! - Abg.
Schnitzler (DIE LINKE): Sie sollten die Unterla-
gen lesen!)

Meine Damen und Herren, es erscheint mir etwas
weitgehend, alle Ministerien außen vor zu lassen,
wenn es um die Besetzung des Aufsichtsgremiums
geht. Es muss möglich sein, eine effektive staatliche
Kontrolle in diesem Gremium zu gewährleisten,
auch wenn die Rechtsaufsicht davon getrennt wird.
Ich kann nicht einfach alles privaten Dritten überlas-
sen. Irgendeine Art von Verantwortung muss die
Landesregierung in diesem Aufsichtsgremium weiter
erfüllen können. Das ist im Übrigen bei allen GmbHs
und Aktiengesellschaften, die sich in Landeseigen-
tum befinden, aber auch bei allen städtischen und
kommunalen Einrichtungen der Fall. Das ist gar
nichts Außergewöhnliches. Wir werden auf jeden
Fall Rechtsaufsicht und Kuratoriumsvorsitz trennen.
Dazu wird es im Oktober 2011 einen Gesetzentwurf
geben, der vorher mit dem Rechnungshof bespro-
chen wird.
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Deswegen können wir Ihrem Antrag heute so nicht
zustimmen, aus den Gründen, die ich eben genannt
habe, weil er an einer Stelle zu weit und an einer an-
deren Stelle zu kurz springt. Wir können einen sol-
chen Doppelvorstand nicht in der Satzung veran-
kern, ohne es gleichzeitig im Gesetz zu tun. Deshalb
sind wir der Meinung, dies soll gesetzlich geregelt
werden. Der Gesetzentwurf wird im Oktober 2011
kommen, dann werden wir das beraten, in die Anhö-
rung gehen und anschließend konkret beschließen
können. - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Das Wort hat für die Fraktion DIE LINKE Herr Abge-
ordneter Lothar Schnitzler.

Abg. Schnitzler (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Be-
sucher! Wenn Sie sich umdrehen und am Theater
vorbeischauen, von der Sichtachse des Abgeordne-
ten Karl Rauber aus gesehen, blicken Sie genau auf
den Rohbau des Vierten Pavillons. Bewundern Sie
den Charme eines Hochbunkers, der mal der Vierte
Pavillon, die früher sogenannte Galerie der Gegen-
wart, werden soll. Gegenwärtig sehen wir jedoch nur
grauen Beton. Wir wissen noch nicht, was davor
kommt, ob Milchglas, Butzenscheiben oder sonst et-
was Billiges an Material.

(Zuruf des Abgeordneten Ulrich (B 90/GRÜNE).)

Ich weiß nicht, warum der fünfte Entwurf gewählt
wurde. Ich hätte gerne, dass sich der Abgeordnete
Karl Rauber hier zu der Frage äußert, wie die Wahl
für den fünften Preis zustande kam. Das würde mich
sehr interessieren.

Es geht in meiner Rede um zwei Punkte. Der erste
Punkt ist Murks am Bau. Was wir heute feststellen,
in den Ausschüssen hören, tagtäglich in der Zeitung
lesen und was durchsickert, ist: Dieser Bau ist von
Anfang an vermurkst worden. Wir haben Vermutun-
gen, wer dafür verantwortlich ist, wissen es aber
noch nicht genau. Wir wissen aber, dass nichts
stimmt: kein Hochwasserschutz, keine Glasfront,
keine technischen Gewerke wie Alarmanlage, Be-
leuchtung, Klimaanlagen. All das ist unklar, irgend-
welche Dilettanten haben rumgefummelt.

Es geht bei dem, was die Staatsanwaltschaft in der
Sache Melcher untersucht, nicht mehr um die Frage,
wie er sich bei dem Vierten Pavillon verhalten hat,
sondern es geht um den ganzen Bereich der Neuge-
staltung der Museumslandschaft im Saarland. Die
Schlosskirche war der erste Umbau, den Herrn Mel-
cher betreut hat, da begann die ganze Geschichte.
Und jetzt haben wir diesen Klotz, über den wir heute
diskutieren.

Der zweite Punkt ist die Frage der Korruption bei der
gesamten Neugestaltung der Museumslandschaft.

(Zuruf des Abgeordneten Ulrich (B 90/GRÜNE).)

Da muss geschaut werden, wer was gemacht hat.
Herr Ulrich, vielleicht waren Sie auch bei diesen lu-
xuriösen Essenseinladungen dabei? Da hat eine
Flasche Bordeaux 140 Euro und mehr gekostet. Ich
hoffe, sie hat Ihnen geschmeckt.

(Abg. Ulrich (B 90/GRÜNE): Nein, nein, da war
ich nicht dabei. - Sprechen und Unruhe bei der
CDU. - Anhaltende Zurufe des Abgeordneten
Schmitt (CDU).)

Ich komme jetzt zu meiner Rede. Herr Kulturminister
Toscani, bei aller Wertschätzung Ihrer Person, dass
Sie mit fliegenden Fahnen die Positionen des Antra-
ges der SPD und der LINKEN übernommen haben,
den Sie ja im Vorfeld schon kannten, spricht für sich.
Sie wollen das Amt des Kurators der Stiftung Saar-
ländischer Kulturbesitz von dem des Kultusministers
trennen sowie eine Doppelspitze installieren, beste-
hend aus einem künstlerischen und einem verwal-
tungstechnischen Leiter, um das Vieraugenprinzip
zu gewährleisten. Herr Melcher hatte alle Funktio-
nen übernommen, er war sein eigener Controller.
Wie es dann gelaufen ist, wissen sehr viele in die-
sem Raum.

(Anhaltendes Sprechen und Unruhe bei der
CDU.)

Herr Minister, es ist löblich, dass Sie diesen Schritt
gehen. Er findet unsere Unterstützung, er löst je-
doch nicht das Problem des Vierten Pavillons und
beantwortet nicht die Fragen der Neugestaltung der
Museumslandschaft. Da haben wir noch viel Diskus-
sionsbedarf.

Sehr geehrter Herr Minister Toscani, das Jahr 2011
war wohl auch Ihnen des Guten zu viel bei den zahl-
reichen Kulturpannen im Saarland, für die in der Ja-
maika-Koalition besonders die CDU, Herr Schmitt,
verantwortlich ist. Vor allem, weil die CDU in zehn
Jahren Alleinherrschaft dafür gesorgt hat, dass wir
uns heute im Parlament um Missmanagement, Kor-
ruptionsverdacht und kulturellen Dilettantismus strei-
ten müssen, anstatt friedlich über die Neugestaltung
der Museumslandschaft sprechen zu können. Das
gute Konzept hätte es möglich gemacht, wären da
nicht die unsäglichen Umstände der Realisierung
des Vorhabens, die mehr als störend sind. Herr
Schmitt, ich stimme Ihnen zu, die Neugestaltung der
Museumslandschaft im Saarland, vor allem hier in
Saarbrücken, ist eine gute Sache. Die handelnden
Personen, die Namen kommen früher oder später
alle aufs Tapet, waren das Problem.

Ein gutes Konzept wurde zugrunde gerichtet durch
dilettantische CDU-Vorleute, durch dilettantische
Verantwortliche in den entsprechenden Gremien.
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Sie können gerne nachher widersprechen. Das steht
Ihnen ja frei.

Die Missstände in der CDU-Kulturpolitik sind schon
aufsehenerregend. Man muss sich einmal vorstel-
len, was alles los ist. Während das Weltkulturerbe
Völklinger Hütte still vor sich hinrostet, der Gondwa-
na-Park zu einer Investitionsruine ohne absehbares
Ende geworden ist, das industrielle, kulturelle Erbe
des saarländischen Bergbaus schmählich vernach-
lässigt wird, spitzt sich der Skandal um den Vorsit-
zenden der Stiftung Saarländischer Kulturbesitz, um
Ralph Melcher, immer mehr zu.

Auch der Umgang mit dem Skandal und das Verhal-
ten des ehemaligen Kurators der Stiftung Saarländi-
scher Kulturbesitz, des ehemaligen Kulturministers
Karl Rauber - Herr Rauber, ich muss Sie noch ein-
mal erwähnen, das nächste Mal wird es vielleicht ein
bisschen weniger, heute ist es ein bisschen mehr,
aber ich gehe davon aus, dass Sie das aushalten -
und der ehemaligen Kulturbeauftragten der saarlän-
dischen Landesregierung, Dr. Susanne Reichrath
(CDU), in der Affäre um den mittlerweile suspendier-
ten Stiftungsvorstand Melcher müssen Konsequen-
zen haben. Wir werden da als Opposition nicht
lockerlassen. Dafür ist viel zu viel Geld versenkt
worden. Dafür ist viel zu viel kaputt gemacht wor-
den, auch am Image des Saarlandes. Schließlich er-
mittelte die Staatsanwaltschaft, mittlerweile wegen
Korruptionsverdachts und der Veruntreuung von öf-
fentlichen Mitteln, gegen Ralph Melcher und auch
gegen andere Personen. Das müssen wir abwarten.
Schwebende Verfahren haben ihre eigene Dynamik.
Da wollen wir uns zuerst einmal heraushalten.

Aber wir würden uns gerne gemeinsam mit Ihnen er-
innern. Herr Schmitt, ich lade Sie gerne zur Ge-
schichtsaufarbeitung ein, damit Sie mir auf der Rei-
se in das Grauen folgen können. Seit 2003 wird die
Stiftung von Melcher geleitet. Eingestellt hat ihn der
damalige Kulturminister Jürgen Schreier, heute
oberster Spiele-Dealer des Saarlandes. Vorgesetz-
ter war neben dem ehemaligen Kulturminister Karl
Rauber von 2007 bis 2009 die jetzige Ministerpräsi-
dentin Annegret Kramp-Karrenbauer, die damals
nicht nur den Spatenstich an dem Vierten Pavillon
vorgenommen hat, sondern auch das Gehalt von
Ralph Melcher exorbitant erhöhte. Da gibt es Zahlen
- 50 Prozent und mehr, Verdoppelung -, vielleicht
können Sie dazu etwas sagen. Aber Karl Rauber
weiß es bestimmt auch.

(Zuruf aus den Regierungsfraktionen.)

Genau. Er kann dazu etwas sagen. Er kann vor al-
len Dingen auch die Frage beantworten, ob dieser
Spatenstich, Frau Ministerpräsidentin, von Ihnen da-
mals bei Nacht und Nebel oder bei hellem Tages-
licht stattgefunden hat. Ich vermute einmal das
Zweite. Aber wir werden das hören, wenn Sie sich

dazu vielleicht äußern würden. Es würde mir sehr
gut gefallen.

Es stellt sich die Frage, Frau Ministerpräsidentin,
warum Sie damals das Gehalt von Ralph Melcher so
exorbitant erhöht haben. Das muss doch einen
Grund gehabt haben. Was wurde denn da ausge-
handelt? Was hat dazu geführt, das Gehalt von
Ralph Melcher damals schon so zu erhöhen?

Auch veranlassten Sie die mit unsäglichen Verträ-
gen versehene Projektkoordination des Herrn Marx,
seines Zeichens Innenarchitekt, ein sehr guter Be-
kannter von Jürgen Schreier, der bereits beim Um-
bau der Schlosskirche zu einem Museum für mittel-
alterliche Sakralkunst, unter anderem beim gläser-
nen Verbindungsbau zu dem Museum für Vor- und
Frühgeschichte auf dem Schlossplatz der verant-
wortliche Architekt war. Schon da hat er die Finger
im Spiel gehabt, also eine sehr interessante Figur in
der Kulturpolitik der CDU.

Alle ehemaligen CDU-Minister sind dafür verantwort-
lich, dass schludrig mit den Geldern der Stiftung um-
gegangen wurde und dass Melcher außer Kontrolle
geraten ist. Die Änderung der Stiftungssatzung soll
hier Kontrollen einbauen, damit so etwas nicht mehr
möglich sein kann. Das unterstützen wir. Das habe
ich eben schon einmal gesagt, Herr Minister. An der
Stelle haben Sie das sehr schön gemacht. Sehr
schnell, sehr zügig. Ich wünsche mir weiterhin in die-
ser Angelegenheit ein entsprechendes Tempo.

In der 1990 gegründeten Stiftung Saarländischer
Kulturbesitz werden die vier größten Museen im
Saarland vereint: Das Saarlandmuseum, vor das
jetzt dieser Betonklotz gebaut wird, und bis zum
Jahresende noch die Stadtgalerie Saarbrücken, die
dann in die Trägerschaft der Stadt übergeht, das
Museum für Vor- und Frühgeschichte, das auch sehr
schön umgebaut worden ist - was die Umbautechnik
betrifft, kann man zu dem historischen Teil grund-
sätzlich nichts Negatives sagen; aber im Detail
schon, vor allen Dingen, welche Gelder wo geflos-
sen sind - und schließlich noch das Deutsche Zei-
tungsmuseum in Wadgassen. Ralph Melcher be-
zieht dafür nicht nur ein äußerst üppiges Gehalt, das
er mit dem damaligen Kulturminister Jürgen Schreier
ausgehandelt hatte und das, wie ich eben schon er-
wähnte, von dessen Nachfolgerin Annegret Kramp-
Karrenbauer, CDU-Kultusministerin von 2007 bis
2009, um mehr als 50 Prozent erhöht wurde. Zu-
sätzlich erhielt er noch eine von dem ehemaligen
Kulturminister Rauber veranlasste Pauschale, die
der Projektmanager Marx dann noch mit zusätzli-
chen Zahlungen für geleistete Dienste des Herrn
Melcher aufstockte. Da ist auch noch einmal Geld
geflossen. Das alles ist in dieser Zeit passiert.

Die Frage stellt sich doch, wieso hier doppelt und
dreifach verrechnet wurde. Auf jeden Fall kann man
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sagen, dass der Vorsitzende der Stiftung Saarländi-
scher Kulturbesitz Ralph Melcher aus Sicht des
Rechnungshofes überhaupt nicht kompetent war,
genauso wenig wie der Innenarchitekt Marx. Beide
haben sich da drangesetzt, ich vermute einmal, bei
den Luxusessen, wo der Bordeaux mehr als 140
Euro kostete. Sie haben sich vermutlich dann, nach-
dem sie die zwei Architekten, die diesen fünften Ent-
wurf eingereicht haben, diesen Klotz, den man da
sieht, herausgeekelt haben, schön zusammenge-
hockt, vielleicht vorm Kaminfeuer, und haben bei gu-
tem Essen und guten Getränken gemeinsam den
Bau geplant. Man hat fast den Eindruck, als wäre da
mehr Wein als Verstand eingebracht worden.

Schon die missglückte Ausschreibung um den Wett-
bewerb des Vierten Pavillons hat gezeigt, dass hier
Dilettantismus am Werk war. Das führte zu Kosten
in Höhe von 1,3 Millionen Euro, die für den Wettbe-
werb letztlich anfielen, und das Saarland musste
sich die Pleite leisten, den fünftbesten Entwurf des
Architektenwettbewerbs bauen zu müssen, nach-
dem der zweite Preisträger den ersten Preisträger
wegen Nichteinhaltung der Wettbewerbsvorgaben
erfolgreich verklagt hatte. Der Landesrechnungshof
hat schon im Sommer 2010 darauf hingewiesen,
dass ein Innenarchitekt für eine Projektsteuerung
dieser Art nicht qualifiziert ist. Viel zu spät wurde
jetzt die Reißleine gezogen. Die Linksfraktion sieht
insbesondere die neue Ministerpräsidentin Kramp-
Karrenbauer in der Pflicht. Ihre Rolle als zeitweise
verantwortliche Kultusministerin in diesem bizarren
Szenario muss aufgeklärt werden. Solche Projekte
sind politisch verlässlich und finanzierbar umzuset-
zen. Alles andere schadet dem Ansehen von Kultur
und Kunst.

Meine Damen und Herren, der Vierte Pavillon
scheint der teuerste Billigbau der deutschen Muse-
umslandschaft zu werden. Derzeit steht fest, dass
es massive Probleme gibt, das Gebäude in seiner
Bausubstanz sinnvoll als Museum zu nutzen. Die
Kosten steigen, und alle Gewerke wurden und wer-
den neu in Billigvarianten geplant: Eine Billigfassade
in Milchglas oder Butzenscheiben, ein unzureichen-
der Hochwasserschutz, dem ausreichende Pumpen
fehlen, zu klein geplante Ausstellungsräume, ganz
zu schweigen von den für ein Museum notwendigen
technischen Gewerken wie Klimaanlagen mit gleich-
bleibender Temperatur und gleichbleibender Luft-
feuchtigkeit, eine hochkomplexe Anlage also. Kom-
plexe Lichtanlagen zur Ausleuchtung der Exponate,
sichere Alarmsysteme und anderes mehr, all das ist
noch in der Schwebe, keiner weiß, was da hin-
kommt. Kommen da Tranfunzeln hin, kommen da
Halogenscheinwerfer hin oder kommt da irgendeine
Leuchte aus der Jamaika-Koalition hin?

(Zurufe.)

Wir wissen es nicht, meine Damen und Herren. Ich
komme zum Ende, Herr Präsident, Sie werden mir
die Zeit geben, hier einmal aufzuräumen.

(Lachen. - Unruhe.)

In der Konkurrenz zu Metz und Luxemburg kann das
Saarland sich einen extrem teuren Billigbau nicht
leisten. Wir machen uns lächerlich und schaden be-
reits jetzt dem Image des Saarlandes, das einmal
als Aufsteigerland bezeichnet wurde, wie eine Le-
gende berichtet. Jetzt gab es einen unglaublichen
Anstieg der Baukosten von anfänglich 9 Millionen
Euro, dann kurz nach dem Wettbewerb von 12,5 Mil-
lionen Euro auf 18,7 Millionen Euro. Derzeit werden
offen 35 Millionen Euro genannt, unter der Hand in
Fachkreisen wird bereits von 45 Millionen Euro ge-
raunt. Wenn man von den im Jahre 2006 von Jürgen
Schreier genannten 9 Millionen Euro ausgeht, ist die
neue Kalkulation ein Zeichen totaler Unfähigkeit der
politisch wie fachlich Verantwortlichen. Ob die jetzt
genannten Summen das Ende der Fahnenstange
sind, bleibt zu bezweifeln. Deshalb fordern wir einen
sofortigen Baustopp, Herr Minister, um den externen
Kontroller, den Sie ja eingesetzt haben - -

Präsident Ley:
Herr Schnitzler, ich darf Sie an Ihre Redezeit erin-
nern und bitten, zum Ende zu kommen.

(Jawohl-Rufe aus den Regierungsfraktionen. -
Beifall bei den Regierungsfraktionen und verein-
zelt bei der SPD. - Abg. Rehlinger (SPD): Für je-
de Million eine Minute.)

Abg. Schnitzler (DIE LINKE):
Ja genau, wenn man das Geld zugrunde legte, hätte
ich noch unendlich Zeit zu reden.

Präsident Ley:
Jetzt zum Schluss.

Abg. Schnitzler (DIE LINKE):
Es dürfen auch keine weiteren Aufträge mehr verge-
ben werden, weil sonst die Kosten nicht kalkulierbar
sind. Alles, was jetzt passiert, Herr Minister, unter Ih-
rer Leitung und Ihrer Verantwortung, was an Aufträ-
gen herausgeht und an Geld verausgabt wird, wird
Ihnen zur Last gelegt werden. Sorgen Sie dafür,
dass der Bau gestoppt wird. Denken Sie über eine
alternative Nutzung nach durch die Hochschule für
Musik, weil die einen Anbau plant, der auch Geld
kostet. Da muss man endlich mal deutlich werden
und sagen: Es muss ein Ende haben mit dieser
Geldverschwendung.

(Beifall bei der LINKEN. - Heiterkeit bei den Re-
gierungsfraktionen und Zurufe.)
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Meine lieben Jamaikaner, ich verstehe eure Erre-
gung. Die jamaikanische Hitze macht halt heiß. Ich
wünsche mir weiterhin eine rege Diskussion. Gehen
Sie mal in sich und denken Sie über die finanzielle
Notlage des Saarlandes nach - Herr Meiser, Sie
auch! - Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN. - Sprechen, Unruhe.)

Präsident Ley:
Das Wort hat für die FDP-Fraktion Herr Abgeordne-
ter Horst Hinschberger.

Abg. Hinschberger (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Ich hoffe, dass Sie mir
jetzt nicht die Redezeit abziehen, die der Kollege
Schnitzler zu viel hatte. Sehr geehrte Damen und
Herren! Lieber Kollege Schnitzer, jetzt machen wir
es mal so, wie wenn wir beim FC zusammen ein
Bier trinken. Jetzt wischen wir erst mal den Schaum
vom Mund und kehren zur Sachlichkeit zurück. Ich
glaube, es ist geboten, dass wir uns hier nicht ge-
genseitig in Vorwürfen ergehen. Im Übrigen gilt: Wer
eine lange Vorrede hält, kommt mit seiner Redezeit
nicht aus.

Ich will meine Rede mit einem Zitat aus der Regie-
rungserklärung der Ministerpräsidentin vom 24. Au-
gust 2011 beginnen: „Wir brauchen heute mehr Mut
denn je, die Probleme offen anzusprechen und den
Menschen auch die unangenehmen Wahrheiten zu-
zumuten.“ Das gilt ganz besonders im Zusammen-
hang mit der Stiftung Saarländischer Kulturbesitz
und im Umgang mit dem Erweiterungsbau der
Modernen Galerie, dem sogenannten Vierten Pavil-
lon. Wir müssen die Bevölkerung so schnell wie
möglich über die entstandenen Fehler und ihre Ur-
sachen informieren. Wir müssen lückenlos aufklä-
ren, wer hier im Umgang mit Steuermitteln versagt
hat. Dabei muss auch die Möglichkeit von Re-
gressansprüchen geprüft werden, denn es geht um
das Geld des Steuerzahlers. Da sind wir alle in der
Pflicht. Ein schwarzer Mantel des Schweigens ist
unangebracht und wird zu einem Verlust an Vertrau-
en innerhalb der Bevölkerung führen, der lange Zeit
nachwirken wird.

Deshalb begrüßen wir Liberale ganz besonders die
Ankündigung von Herrn Minister Toscani, morgen in
einem Zwischenbericht zeitgleich die Öffentlichkeit
und den zuständigen Ausschuss des Landtages
über die Ursachen der Situation zu informieren. Lie-
be Kollegin Ries, lieber Kollege Schnitzler, Sie ha-
ben ja eigene Recherchen betrieben, haben die Zei-
tungen ausgewertet. Sie wissen - ein schöner Gruß
an die Pressetribüne -, dass nicht immer alles richtig
ist, was in der Zeitung steht. Die Zeitung muss sich
mitunter auch ein bisschen korrigieren.

(Zurufe von den Oppositionsfraktionen. - Zuruf
von der SPD: Das gibt es nicht.)

Das ist nun mal so. Das wissen die Kollegen oben
auf der Pressetribüne auch. Ich sehe Heiterkeit in ih-
ren Gesichtern.

(Teilweise Heiterkeit.)

Wir sollten jetzt wirklich zur Sachlichkeit zurückkeh-
ren und nicht diesen Recherchen vertrauen, sondern
dem, was uns durch den Minister vorgelegt wird.
Wenn dann die Fehler offen liegen, ist der Zeitpunkt
gekommen, den Inhalt Ihres Antrages zu beraten.
Weil der Zeitpunkt noch nicht gekommen ist, ist das
der Grund für die FDP-Landtagsfraktion - auch wenn
wir viele Ihrer Forderungen teilen -, den Antrag der
SPD-Landtagsfraktion abzulehnen. Wir haben seit
dem 24.08.2011 einen neuen Minister im Bereich
der Kultur. Dieser hat seine Arbeit umgehend aufge-
nommen und hat unser Vertrauen verdient. Wir müs-
sen ihm die notwendige Zeit geben, um die Dinge
sauber aufzuarbeiten, auch wenn die Zeit drängt -
wohlgemerkt die notwendige Zeit. Das muss heißen:
Keine Antwort darf auf unbestimmte Zeit verschoben
werden.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der CDU.)

Eine gründliche und fundierte Aufklärung ist gefor-
dert, und ich sage mit Nachdruck: schnellstmöglich.
Minister Toscani rechtfertigt schon heute unser Ver-
trauen, indem er den saarländischen Rechnungshof
als unabhängige Institution um Mitarbeit gebeten
hat.

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, wir wis-
sen, es ist die Aufgabe der Opposition, die Entwick-
lungen in Sachen Vierter Pavillon kritisch zu hinter-
fragen und zu begleiten. Das verdient den Respekt
des Parlamentes und der Parlamentarier. Sie kön-
nen sich sicher sein, dass die FDP-Landtagsfraktion
das Gleiche tut. Deshalb aber auch unsere Bitte:
Nehmen Sie keine Vorverurteilungen und Anschuldi-
gungen vor, sondern warten Sie ab, bis der Rech-
nungshof und die Stiftung Saarländischer Kulturbe-
sitz im Oktober ihre abschließenden Berichte vorle-
gen. Denn Fairness und Aufklärung sind gefragt -
und keine Polemik, Herr Schnitzler.

(Abg. Schnitzler (DIE LINKE): Der Rechnungshof
hat doch schon einen Bericht abgegeben.)

Danach werden wir dann alle gemeinsam über die
notwendigen Forderungen und Maßnahmen disku-
tieren. Ein Fischen im Trüben ohne Zahlen und Fak-
ten wird niemandem weiterhelfen, vor allem nicht
der Glaubwürdigkeit der Politik und insbesondere
auch nicht dem Steuerzahler.

Lassen Sie mich noch eine inhaltliche Anmerkung
machen zu Ihrem Vorschlag mit dem Vieraugen-
prinzip. Das Vieraugenprinzip ersetzt nicht Eigenver-
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antwortlichkeit. Wenn das Vieraugenprinzip bedeu-
tet, dass in Zukunft zwei Weinkarten auf dem Spei-
setisch liegen, dann wird wieder was falsch ge-
macht. Deshalb müssen wir sorgfältig darauf achten,
dass die Dinge geklärt werden. Mein Vertrauen gilt
Herrn Toscani, der das federführend machen wird.
Lieber Stephan, ich wünsche dir eine glückliche
Hand. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Das Wort hat für die Fraktion BÜNDNIS 90/GRÜNE
Herr Fraktionsvorsitzender Hubert Ulrich.

Abg. Ulrich (B 90/GRÜNE):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wir reden heute hier über ein Thema, bei
dem vieles falsch gelaufen ist

(Abg. Schnitzler (DIE LINKE): Hört, hört!)

- ich glaube, das sehen fast alle in diesem Hause
so -, ein Thema, wo auch wirklich viel Aufklärungs-
bedarf besteht. Aber ich glaube auch, dass alle in
diesem Hause der Meinung sind, dass diese Aufklä-
rung offensiv betrieben werden muss und auch of-
fensiv betrieben wird, insbesondere durch Minister
Toscani, der jetzt zuständig ist.

Wir sind uns ferner darüber im Klaren - das sage ich
auch ganz klar für die GRÜNEN -, dass die Kosten
für dieses aus dem Ruder gelaufene Projekt Vierter
Pavillon nicht noch weiter aus dem Ruder laufen
dürfen. Ich habe schon in der Landespressekonfe-
renz vor Wochen gesagt, was wir nicht brauchen im
Saarland, nämlich eine weitere Elbphilharmonie. So
kann es nicht laufen, so darf es nicht laufen. Wir
sind alle gefordert, das Projekt Vierter Pavillon wie-
der in vernünftige Bahnen zu lenken. Dabei muss
man vielleicht auch sehr in Details einsteigen. Um
das tun zu können, brauchen wir jedoch - da folge
ich Herrn Hinschberger und Herrn Schmitt - keine
Anschuldigungen und Vorverurteilungen. Wir brau-
chen vielmehr Fakten, wir brauchen Klarheit. Mor-
gen kommt ein erster Zwischenbericht, dann wissen
wir etwas mehr. Wir müssen erst mal alle Zahlen
und alle Fakten auf dem Tisch liegen haben und
dann können wir im Detail darüber reden, wie es bei
der Stiftung Saarländischer Kulturbesitz weitergehen
soll.

(Beifall bei B 90/GRÜNE und teilweise bei der
CDU.)

Natürlich - auch da sind wir uns einig - muss es
strukturelle Änderungen bei der Stiftung Saarländi-
scher Kulturbesitz geben, denn es gibt dort struktu-
relle Defizite. Der Landesrechnungshof hat dazu ei-
nige Forderungen gestellt. Die Verantwortlichkeiten
müssen klarer strukturiert werden, die Kontrollfunk-

tionen müssen verbessert werden. Das ist alles rich-
tig, das ist alles klar. Deshalb wird auch - - (Der
Redner hustet.) Irgendetwas kratzt mich heute im
Hals.

(Zuruf von der LINKEN: Raucherhusten! - Große
Heiterkeit bei den Oppositionsfraktionen.)

Das muss es sein. - Deshalb wird auch der zuständi-
ge Minister im Oktober einen entsprechenden Ge-
setzentwurf vorlegen. Diesen Gesetzentwurf wollen
wir abwarten. Natürlich steht im Antrag der SPD vie-
les von dem drin, was dieser Gesetzentwurf im Ok-
tober beinhalten wird. Der Minister hat vieles von
dem bereits sehr seriös und sehr glaubwürdig im
Ausschuss vorgetragen. Dem wollen Sie jetzt vor-
greifen und wollen - das ist das Ziel Ihres Antrages -
Minister Toscani an dieser Stelle vorführen. Hier
werden wir als GRÜNE nicht mitmachen. Deshalb
werden wir Ihren Antrag auch ablehnen. Wir werden
den Gesetzentwurf abwarten. Darüber können wir
dann im Oktober ernsthaft diskutieren. Ich vermute,
mit dem Inhalt dieses Gesetzentwurfes werden auch
Sie dann weitgehend übereinstimmen.

So weit einige Einlassungen von mir. Ich kürze mei-
ne Rede ab, weil ich im Moment ein echtes Problem
mit meiner Stimme habe, wie Sie merken. - Vielen
Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Das Wort hat der Minister für Inneres, Kultur und
Europa Stephan Toscani.

Minister Toscani:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bei der
Stiftung Saarländischer Kulturbesitz gibt es unstrei-
tig Missstände und Reformbedarf. Dieser Reformbe-
darf bezieht sich auf zwei Themenkomplexe. Zum
einen bezieht er sich auf die Haushalts- und Wirt-
schaftsführung der Stiftung, wenn Sie so wollen, auf
die Struktur der Stiftung. Zum anderen bezieht sich
der Aufklärungsbedarf auf das Bauvorhaben Vierter
Pavillon.

Zwei Themenkomplexe - zwei Richtungen des Re-
formbedarfs. Zum einen müssen personelle Konse-
quenzen und zum anderen strukturelle Konsequen-
zen erwogen werden. Mein Amtsvorgänger Karl
Rauber hat diese personellen und strukturellen Kon-
sequenzen eingeleitet.

(Sprechen bei den Oppositionsfraktionen.)

Er war es, der den früheren Vorstand der Stiftung
Saarländischer Kulturbesitz im Frühjahr dieses Jah-
res beurlaubt hat. Zum Stichwort strukturelle Konse-
quenzen. Morgen tritt eine neue Satzung der Stif-
tung Saarländischer Kulturbesitz in Kraft. Diese wur-
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de von Karl Rauber initiiert und in Diskussion und
Abstimmung mit dem Rechnungshof erarbeitet. Das
ist ein weiterer Schritt auf dem Weg, strukturelle
Konsequenzen aus den Missständen bei der Stif-
tung zu ziehen.

(Abg. Ries (SPD): Aber die Doppelspitze ist nicht
drin.)

Wir wollen auf diesem Weg weitermachen. Zu den
strukturellen Konsequenzen gehört es, jetzt das Ge-
setz zur Errichtung der Stiftung Saarländischer Kul-
turbesitz - sozusagen die Grundlage der Stiftung -
zu reformieren. Ministerpräsidentin Annegret Kramp-
Karrenbauer und ich haben gestern in der Landes-
pressekonferenz die Eckpunkte für die Novelle die-
ses Gesetzes vorgestellt. Das Ziel der Novelle ist es,
in wesentlichen Punkten eine neue Stiftungsstruktur
zu schaffen.

Ich bin am 24. August in das Amt des Kulturminis-
ters berufen worden. Ich bin quasi kraft Amtes auto-
matisch aufgrund des jetzt geltenden Gesetzes Ku-
rator der Stiftung Saarländischer Kulturbesitz. Über
diese Konstruktion ist viel diskutiert worden. Es gibt
berechtigte Kritik daran. Es gibt bezüglich dieser
Konstruktion den Einwand, dass der Kulturminister
auf der einen Seite Chef der Rechtsaufsicht und Zu-
wendungsgeber für die Stiftung ist. Auf der anderen
Seite ist er in einem wichtigen Organ der Stiftung tä-
tig, ist also sozusagen Teil der Stiftung. Das kann
funktionieren. Das bedingt aber auch mögliche Inter-
essenkollisionen. Deshalb hat der Rechnungshof
diese Konstruktion kritisiert. Wir wollen dieser Kritik
Rechnung tragen. Wir wollen das aufgreifen. Des-
halb soll im neuen Gesetzentwurf das Amt des Kura-
tors von der Funktion der Rechtsaufsicht getrennt
werden.

Wir wollen einen weiteren Punkt aufgreifen, der im
Bericht des Rechnungshofs ein Thema war, der
aber nicht nur dort thematisiert wurde; ein Thema,
das weiter geht. Wir haben in manchen Einrich-
tungen des Landes - kulturellen wie wirtschaftlichen
- eine Doppelspitze, aus gutem Grund. Dort gilt das
Vieraugenprinzip. Dieses Vieraugenprinzip haben
wir bei der Stiftung bislang nicht. Deshalb hat die Mi-
nisterpräsidentin vorgeschlagen, dass wir neben
dem kunstwissenschaftlichen Vorstand einen weite-
ren Vorstand auf Augenhöhe installieren, nämlich
einen kaufmännischen Vorstand. Dieser soll im Ge-
setz verankert werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD und
von der LINKEN, deshalb gehen wir mit unserem
Vorschlag einen Schritt weiter als Sie. Sie schlagen
vor, dass der kaufmännische Vorstand in der Sat-
zung verankert wird. Ich sage: nur in der Satzung.
Wir halten es für geboten, dass wir an der Grundar-
chitektur der Stiftung eine Reform vornehmen und
das Gesetz verändern. Wir wollen diesen kaufmän-

nischen Vorstand im Gesetz verankern. Das sind
zwei wesentliche Punkte, die eine neue Stiftungs-
struktur beinhalten. Wir ziehen strukturelle Konse-
quenzen. Das sind Konsequenzen, die geboten
sind.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich habe ja nichts gegen eine harte Debatte. Harte
Debatten sind notwendig. Sie gehören zur Demokra-
tie und zu unserem Landtag. Liebe Frau Kollegin
Ries, ich möchte Sie aber bitten, in der Debatte fair
zu bleiben. Sie haben an zwei Stellen unsauber ar-
gumentiert. Die Ministerpräsidentin hat gestern ge-
meinsam mit mir angekündigt, dass wir im Oktober
einen Gesetzentwurf im Kabinett präsentieren wer-
den. Das heißt, die Reihenfolge lautet: Erst Präsen-
tation und Diskussion im Kabinett und danach wird
das Ganze ins Plenum eingebracht. Deshalb ist die
Aussage, die Frau Ries vorhin gemacht hat, im
nächsten Plenum im Oktober werde ein neues Ge-
setz präsentiert, schlicht falsch. Wir haben gestern
ausdrücklich gesagt, im Oktober wird der Gesetzent-
wurf im Kabinett präsentiert und nicht im Plenum.

Sie haben aus den Medien etwas von wegen Duz-
freunde und Fachleute zitiert. Liebe Frau Kollegin
Ries, diese Aussage ist so, wie Sie sie gebracht ha-
ben, schlicht falsch. Bitte unterlassen Sie es, hier je-
mandem falsche Aussagen unterzuschieben. Diese
Tricksereien haben Sie nicht nötig. Wir brauchen
harte Debatten, aber bitte faire!

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Die Ministerpräsidentin hat den Kurs klar vorgege-
ben. Sie hat gesagt, wir, die Landesregierung, wer-
den mit dem Rechnungshof zusammenarbeiten. Wir
möchten das Fachwissen des Rechnungshofes nut-
zen, wenn es darum geht, die Vorgänge bei der Stif-
tung aufzuklären. Es geht aber auch darum, das
Fachwissen des Rechnungshofes zu nutzen, wenn
wir diese Gesetzesnovelle erarbeiten. Dabei möchte
ich ausdrücklich sagen, dass wir den Rechnungshof
als beratendes Organ gerne in Anspruch nehmen,
aber wir tun dies auch im gegenseitigen institutionel-
len Respekt voreinander. Landesregierung, Landtag
und Rechnungshof haben unterschiedliche Aufga-
ben. Es geht nicht um Umarmung und Vereinnah-
mung, sondern um Zusammenarbeit im Rahmen der
institutionellen Gegebenheiten.

Annegret Kramp-Karrenbauer hat in ihrer Regie-
rungserklärung am 24. August sehr klar gesagt, bei
der Stiftung Saarländischer Kulturbesitz und beim
Bau des Vierten Pavillons gelten Offenheit und
Transparenz. Das neue Gesetz, das vorgelegt wird,
entspricht genau dieser Linie. Es entspricht genau
dieser Linie, dass ich als erste Maßnahme im Amt
des Kulturministers einen Stab in meinem Ministeri-
um berufen habe, der die Aufgabe hat, Aufklärung
zu betreiben. Es ist ein Stab zur Verwaltungsaufklä-
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rung, der im Rahmen der Rechtsaufsicht Dinge im
Zusammenhang mit der Stiftung und dem Bau des
Vierten Pavillons aufarbeitet.

Die erste Aufgabe für diesen Stab besteht darin,
mögliche arbeitsrechtliche Schritte gegen den bishe-
rigen Vorstand der Stiftung zu prüfen. Die Juristen
haben den ausdrücklichen Auftrag, Optionen zur Be-
endigung des Arbeitsverhältnisses mit dem bisheri-
gen Vorstand zu prüfen und auch, ob der Stiftung
Regressansprüche zustehen.

Stichwort Transparenz. Ich habe ausdrücklich die
Abgeordneten des Kulturausschusses und des Fi-
nanzausschusses eingeladen, sich persönlich ein
Bild von der Baustelle des Vierten Pavillons zu ma-
chen. Damit tragen wir dazu bei, dass die Debatte
sachlich geführt werden kann. Als Basis dafür ist es
notwendig, dass Sie sich selbst einmal ein Bild von
diesem Bauvorhaben machen.

Zur Transparenz gehört, dass wir so schnell wie
möglich Öffentlichkeit und Landtag über den Stand
der Dinge informieren. Ich habe deswegen den kom-
missarischen Vorstand, Prof. Grewenig, gebeten,
morgen einen Zwischenbericht über bislang festge-
stellte Planungs- und Baumängel sowie Steuerungs-
defizite vorzulegen. Dieser Bericht wird keine Spe-
kulationen über mögliche Baukosten enthalten. Ich
bin der Meinung, Gründlichkeit geht vor Schnellig-
keit. Ein Schritt nach dem anderen.

(Sprechen bei den Oppositionsfraktionen.)

Dass es zu einem Vertrauensverlust in Zusammen-
hang mit dem Bau des Vierten Pavillons gekommen
ist, liegt auch daran, dass immer wieder neue Spe-
kulationen über Wasserstände und Baukosten die
Runde gemacht haben. Ich habe bisher ganz be-
wusst keine Zahl genannt. Ich nenne auch heute
keine Zahl. Erst müssen wir die beiden Berichte ab-
warten. Es gibt den Controller, der von der Stiftung
eingesetzt wurde. Er legt morgen einen Zwischenbe-
richt vor, aber dieser Zwischenbericht ist noch kein
Endbericht. Wenn der Endbericht des Controllers
vorliegt, haben wir hoffentlich mehr Klarheit. Mehr
Klarheit verspreche ich mir auch vom jetzt laufenden
Rechnungshofbericht. Wir haben ja einen abge-
schlossenen Rechnungshofbericht zur Haushalts-
führung der Stiftung, der uns vorliegt. Es gibt jedoch
einen weiteren Bericht des Rechnungshofs, der zur-
zeit in Arbeit ist und sich auf den Vierten Pavillon be-
zieht. Wenn uns der Controllerbericht der Stiftung
und der zweite Rechnungshofbericht zum Vierten
Pavillon vorliegen, haben wir eine Grundlage. Diese
Berichte haben wahrscheinlich unterschiedliche
Themenstellungen, aber beide zusammen werden
uns die Möglichkeit geben, einen Status quo zu er-
mitteln, denn wir müssen wissen, wo wir stehen.
Das ist der erste Schritt. Der zweite Schritt besteht
dann darin, ein Handlungskonzept zu erarbeiten, um

den Vierten Pavillon innerhalb eines zuverlässig de-
finierten Termin- und Kostenrahmens sowie in ange-
messener Qualität fertigstellen zu können. Ich sage
ganz bewusst: Ziel der Landesregierung ist es, den
Vierten Pavillon in angemessener Zeit, zu vertretba-
ren Kosten und in ästhetisch ansprechender Weise
zu Ende zu bauen.

(Zuruf der Abgeordneten Ries (SPD).)

Im Moment werden ja durchaus einige Vorschläge
gemacht. Sie gehen vom Rückbau bis zum Abriss.
Ich sage ganz deutlich: Das ist kein Szenario für
mich als Kulturminister und für die Landesregierung
insgesamt. Damit würden wir bisher verausgabte
Mittel vernichten, und alle Überlegungen hin zu einer
Umnutzung würden auch dazu führen, dass wir wie-
der Kosten hätten, Veränderungskosten, die insge-
samt zu Mehrkosten führen würden. Von daher geht
es darum, den Bau dem Zweck zuzuführen, für den
er ursprünglich geplant war: der modernen Gegen-
wartskunst unseres Landes eine Heimstätte zu ge-
ben. Kollege Schmitt hat ja völlig zu Recht darauf
hingewiesen, dass die Stiftung Saarländischer Kul-
turbesitz und damit das Land über eine ganz her-
ausragende Sammlung verfügt. Es gibt zahlreiche
Kunstschätze, die der Öffentlichkeit bisher nur unzu-
reichend gezeigt werden können. Der Vierte Pavil-
lon, sosehr er kritisiert wird, bietet die Chance, ein
Museum des 21. Jahrhunderts zu gestalten, das
nicht nur traditionelle Kunstliebhaber anzieht, son-
dern auch neuen Besuchergruppen die Möglichkeit
gibt, moderne Gegenwartskunst zu besichtigen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mein Ziel
ist es, die Stiftung wieder in ruhigeres Fahrwasser
zu bringen. Aber so bedeutsam sie ist: Unsere saar-
ländische Kulturlandschaft ist mehr als nur die Stif-
tung Saarländischer Kulturbesitz. Ich nehme einmal
das vergangene Wochenende. Am letzten Sonntag
gab es zwei herausragende Konzerte: zum einen die
Saisoneröffnung der Deutschen Radiophilharmonie
mit ihrem neuen Dirigenten Karel Chichon, zum an-
deren und zur gleichen Zeit die Saisoneröffnung des
Staatsorchesters mit dem neuen Generalmusikdirek-
tor Professor Kamioka. Beides waren mitreißende
Konzerte, Konzerte auf unglaublich hohem Niveau.
Und wenn wir beispielsweise die Premiere von „Ma-
dame Butterfly“ hinzunehmen, die eine Woche vor-
her im Staatstheater stattgefunden hat und in Bezug
auf Musik und Regie überaus gute Kritiken bekom-
men hat, dann können wir sagen: Innerhalb von nur
einer Woche drei musikalische Highlights, drei Kul-
turereignisse der Spitzenklasse; dies zeugt von der
Spitze unserer saarländischen Kulturlandschaft. Lie-
be Kolleginnen und Kollegen, wir bedauern ja oft,
dass wir im Fußball nicht Erste Bundesliga spielen,
aber wir können mit Fug und Recht sagen, dass wir
zum Beispiel mit dem Saarländischen Staatstheater
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und dem Rundfunkorchester in der ersten Liga der
deutschen Kultur spielen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser Land, das
Saarland, ist ein reiches Land. Nicht finanziell, aber
wir sind ein kulturell reiches Land.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Ley:
Das Wort hat für die SPD-Fraktion Herr Abgeordne-
ter Reinhold Jost.

Abg. Jost (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich will zuallererst auf einen Punkt einge-
hen, und das ist ernst gemeint, Kollege Toscani: Ich
biete Ihnen - auch als Vorsitzender des Haushalts-
ausschusses - jede Unterstützung an, wenn es dar-
um geht, den Miststall auszuräumen, den wir hier in
diesem Land mit dem Sinnbild Vierter Pavillon und
Stiftung Saarländischer Kulturbesitz haben. Dieses
Angebot gilt, und es gilt so lange, wie Sie gegenüber
dem Parlament bemüht sind, die Affäre ehrlich und
mit aufrechtem Gang aufzuarbeiten. Wenn Sie es
ehrlich und aufrichtig meinen, haben Sie die Unter-
stützung des ganzen Parlaments.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Wenn ich mir jedoch in diesem Zusammenhang an-
sehe, was an der einen oder anderen Stelle ver-
sucht wurde - auch gerade eben vom Kollegen
Schmitt -, dann war ich schon dabei, den Präsiden-
ten zu bitten, hier einen Ventilator einzuschalten, um
die Schwaden der Nebelkerzen, die geworfen wur-
den, aus dem Raum zu bekommen. Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, die CDU ist Teil des Pro-
blems, das sie sich selbst geschaffen hat. Wer in
dieser Angelegenheit so mit dem Rechnungshof um-
gegangen ist, wer hier im Parlament immer mit dem
Finger auf andere gezeigt hat, statt auch einmal dar-
über nachzudenken, ob man nicht vielleicht selbst
Teil des Problems ist, der hat in dieser Situation
wahrlich schlechte Karten. Aber diese Karten wer-
den nicht dadurch besser, dass man Nebelkerzen
wirft, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Wir finden hier einen Stall vor, der bis obenhin voll
ist mit Mist. Wir haben es mit Steuergeldverschwen-
dungen in höchstem Stil zu tun. Wir haben es mit
Korruption zu tun, und wir haben es vor allen Dingen
zu tun mit einem Umgang gegenüber einem verfas-
sungsmäßig abgesicherten Instrument wie dem
Rechnungshof, wie es ihn so noch nicht gegeben
hat. Ich will nur eine kurze Passage zitieren; sie
steht als Schlussbemerkung auf Seite 178 des
Rechnungshofberichts vom Januar dieses Jahres:
„In Anbetracht des Umgangs mit dem Rechnungshof

in seiner Gesamtheit und der Art und Weise, wie zu
ausgesprochenen Empfehlungen Stellung genom-
men wurde, muss angenommen werden, dass die
Betroffenen verkennen, dass es sich beim Rech-
nungshof des Saarlandes um das oberste Organ der
Finanzkontrolle des Landes handelt. Ohne diesen
Umstand überbewerten zu wollen, aber dennoch in
dem Bewusstsein seiner unabhängigen Stellung
kann der Rechnungshof ein solches Verhalten nicht
hinnehmen.“ Sie haben es fertiggebracht, dass sich
der Rechnungshof am Pranger gesehen hat und
nicht diejenigen, die dort eigentlich hätten stehen
müssen. Sie glaubten, den verantwortlich machen
zu müssen, der die Skandale aufgedeckt hat, statt
diejenigen, die sie verbockt haben, meine Damen
und Herren. Das ist Kern des Problems und mit Kern
des Skandals.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen. - Zuruf.)

Der Vierte Pavillon steht als Sinnbild für vieles. Er
steht für mangelnde Aufklärungswilligkeit und völli-
ges Versagen in personeller, organisatorischer, ich
sage sogar auch gesetzgeberischer Hinsicht. Mittler-
weile - das haben Kollege Schmitt, Kollege Hinsch-
berger und sogar Kollege Ulrich in ihren Beiträgen
zum Ausdruck gebracht - sind wir uns eigentlich alle
einig, dass wir das, was wir in der Drucksache 14/
578 - neu - als Antrag der Fraktionen der SPD und
der LINKEN mit „Missmanagement zukünftig verhin-
dern - Kontrolle verbessern“ überschrieben haben,
tun müssen. Sie geben uns Recht. Jawohl, das ist
genau das, was wir wollen. Sie sagen es ja sogar.
Es wird ja auch geschrieben gegenüber dem Parla-
ment. Wir müssen das Stiftungsgesetz auf neue Bei-
ne stellen, wir müssen die Strukturen verändern. Sie
geben uns Recht in allem, was wir sagen. Es gibt
nur ein Problem: Der Antrag kommt von der SPD
und der Linkspartei; deswegen kann er nicht ange-
nommen werden.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Das ist natürlich auch ein Stück weit Denkweise. Es
macht Sie aber nicht unbedingt glaubwürdiger.
Wenn Sie der Auffassung sind, dass aufgeräumt
werden muss, dass in diesem und jenem Bereich
angesetzt werden muss, wie wir es richtig umschrie-
ben haben, dann nehmen Sie das doch zum Anlass
für eine Willensbekundung, die dem Rechnung trägt!
Alles andere setzt Sie wieder dem Verdacht aus,
dass Sie nur auf Zeit spielen, um die Angelegenheit
der Vergesslichkeit anheimfallen zu lassen, meine
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Kollege Hinschberger, wir haben in den vergange-
nen Monaten über dieses Thema heftig diskutiert,
und ich weiß, dass auch Sie Kritik immer dort ange-
bracht haben, wo sie notwendig war - ohne Scho-
nung von Personen. Ich sage Ihnen aber auch: Das
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Zitieren aus der Regierungserklärung entbindet nicht
von der Aufarbeitung des Skandals, um den es hier
geht. Sie sind nach dem Motto verfahren: Es ist
nicht gut gelaufen, wir haben Fehler gemacht. Frü-
her ist man in die Kirche zum Beichten gegangen,
und dann war das Thema erledigt. Nein, wer glaubt,
dass mit einer Entschuldigung nach dem Motto
„Deckel drauf und Schluss“ verfahren werden kann,
wird dem Problem nicht gerecht. Wir haben hier ein
Problem. Wir haben einen Skandal, der für Ver-
schwendung, Korruption und Versagen von Kontroll-
mechanismen steht wie kein anderer. Ich habe ge-
dacht, Gondwana sei nicht zu toppen. Ich hab mich
mit dem Vierten Pavillons eines Besseren belehren
lassen müssen.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Ich sage ganz bewusst, dass die Fakten auf dem
Tisch liegen. Kollege Ulrich, es geht nicht um Vor-
verurteilung.

(Abg. Ulrich (B 90/GRÜNE): Nein, nie! Natürlich
nicht! - Abg. Pauluhn (SPD): Sie sollten mal die
eigene Pressemitteilung lesen!)

Kollege Ulrich, ich wollte es Ihnen eigentlich erspa-
ren. Man muss sich nur einmal vor Augen führen,
dass heute gesagt wurde, es seien große Fehler ge-
macht worden, Melcher sei auch ein Teil des Pro-
blems, es sei zu Versagen gekommen. Ich darf ein-
mal etwas vom September letzten Jahres zitieren.
Da hat der Kollege Ulrich gesagt: Die Gutachten der
Wirtschaftsprüfer und das Votum des Kuratoriums
sehen eine massive Entlastung von Melcher. -
Gestern noch Paulus, heute Saulus. Sie sind wirk-
lich schneller als jeder Ratzeburger Achter, wenn es
um das Zurückrudern geht.

(Starker Beifall von den Oppositionsfraktionen. -
Unruhe.)

Ich sage Ihnen, wenn Sie es ernst meinen, dann
schmeißen Sie Melcher hinaus. Wenn Sie es ernst
meinen, nehmen Sie den Projektsteuerer in Re-
gress. Wenn Sie es ernst meinen, ändern Sie das
Stiftungsgesetz. Das wollen Sie? - Dann können Sie
das heute mit Ihrer Zustimmung zu unserem Antrag
zum Ausdruck bringen. Alles andere ist nur eine
Verlängerung des Hängens und Würgens, das Sie
hier abhalten, und wird dem Thema und dem Skan-
dal nicht gerecht.

(Anhaltender Beifall von den Oppositionsfraktio-
nen.)

Präsident Ley:
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schlie-
ße die Aussprache. Wir kommen zur Abstimmung.
Wer für die Annahme der Drucksache 14/578 - neu -
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist da-
gegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle

fest, dass der Antrag Drucksache 14/578 - neu - mit
Stimmenmehrheit abgelehnt ist. Zugestimmt haben
die Oppositionsfraktionen bei Ablehnung der Koaliti-
onsfraktionen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir treten jetzt in
die Mittagspause ein. Ich unterbreche unsere Sit-
zung bis um 13.45 Uhr und wünsche allen einen gu-
ten Appetit.

(Die Sitzung wird von 12.44 Uhr bis 13.45 Uhr
unterbrochen.)

Vizepräsidentin Ries:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir setzen unsere
unterbrochene Sitzung fort.

Wir kommen zu Punkt 11 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion und der SPD-Landtags-
fraktion eingebrachten Antrag betreffend: Kei-
ne Amnestie für Steuerflucht (Drucksache
14/574 - neu)

Zur Begründung des Antrags erteile ich Herrn Abge-
ordneten Prof. Dr. Heinz Bierbaum das Wort.

Abg. Prof. Dr. Bierbaum (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen, heute findet die Unter-
zeichnung des Steuerabkommens zwischen
Deutschland und der Schweiz statt. Insofern haben
wir das gut getimt. Allerdings reicht diese Unter-
zeichnung nicht aus, sondern das Abkommen muss
durch Bundestag und Bundesrat noch ratifiziert wer-
den.

Wir sind der Auffassung, dass dieses Abkommen
schlecht ist. Es stellt einen Rückfall bei der Bekämp-
fung der Steuerhinterziehung dar. Wir wollen, dass
der Landtag sich gegen dieses Abkommen aus-
spricht und die Landesregierung auffordert, im Bun-
desrat dagegen zustimmen.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Worum geht es? - Dieses Steuerabkommen hat
einen Zukunftsteil, der sich mit künftigen Erhebun-
gen befasst. Es hat einen Vergangenheitsteil, in
dem es sich damit beschäftigt, wie mit den vielen
Geldern, die auf Schweizer Konten lagern, umge-
gangen werden soll. Zukünftig sollen entsprechend
dem Abkommen die auf Schweizer Bankkonten lie-
genden Gelder - -

(Sprechen bei den Regierungsfraktionen.)

Ich schlage vor, dass ich kurz Pause mache. Wenn
Sie zu Ende gesprochen haben, mache ich weiter.

(Zuruf des Abgeordneten Schmitt (CDU).)
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Vizepräsidentin Ries:
Ich bitte die Abgeordneten um etwas Ruhe, damit
Herr Dr. Bierbaum reden kann.

(Abg. Becker (CDU): Es war hier schon lauter. -
Weitere Zurufe.)

Abg. Prof. Dr. Bierbaum (DIE LINKE):
Wenn sich alle wieder beruhigt haben, setze ich fort.
- Ich möchte den Inhalt dieses Abkommens darstel-
len. Dieser besteht zum einen darin, dass die Gutha-
ben auf Schweizer Konten von deutschen Bürgerin-
nen und Bürgern künftig mit einer Abgeltungssteuer
von 26,4 Prozent besteuert werden sollen, wobei
diese Steuer von den Banken einbehalten wird und
von ihnen ohne Namensnennung, also anonym,
dem Fiskus überwiesen wird.

Zweitens sieht das Abkommen vor, dass eine rück-
wirkende Besteuerung von Schwarzgeld - also von
Geldern, die der Steuer entzogen worden sind und
nun auf Schweizer Konten liegen - in einer Größen-
ordnung von 19 bis 34 Prozent erfolgt. Man erwartet
Einnahmen in der Größenordnung von 2 bis 3 Milli-
arden Euro. Meine Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, was das Steuerabkommen
vorsieht, nämlich die nachträgliche Besteuerung mit
dem Satz von 19 bis 34 Prozent, ist nichts anderes
als eine nachträgliche Legalisierung unversteuerten
Vermögens. Es ist nichts anderes als eine nachträg-
liche Legalisierung der Steuerhinterziehung.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Dies macht man für einen im Grunde genommen lä-
cherlichen Betrag von etwa 3 Milliarden Euro, den
man erwartet.

(Zurufe von den Regierungsfraktionen.)

Die Deutsche Steuergewerkschaft schätzt den Be-
trag auf 2 bis 3 Milliarden Euro. Jedenfalls wird es
nicht mehr. Wenn man berücksichtigt, dass die
Deutsche Steuergewerkschaft davon ausgeht, dass
es sich um ein Vermögen von etwa 150 Milliarden
Euro handelt, das auf diesen Konten lagert, dann ist
das wirklich lächerlich. Die Deutsche Steuergewerk-
schaft geht auch davon aus, dass mindestens ein
zweistelliger Milliardenbetrag zustande kommen
müsste.

Was die Abgeltungssteuer von 26,4 Prozent für
künftige Gelder, die auf diesen Konten lagern, an-
geht, so muss man auch feststellen, dass sie gegen-
über anderen Einkünften, zum Beispiel Arbeitneh-
mereinkommen und dergleichen mehr, doch deutlich
begünstigt werden und dass dieser Satz der Abgel-
tungssteuer auch unter dem Satz liegt, den etwa die
EU-Richtlinie für die Kapitalertragssteuer vorsieht.
Dieser liegt nämlich bei 35 Prozent. Aus unserer
Sicht ist besonders erschwerend, dass das Ganze
anonym stattfindet, das heißt, Steuerflucht ist weiter

möglich. Namen werden ja keine genannt. Die Ho-
heit der deutschen Finanzämter wird an die Schwei-
zer Banken abgetreten, die die Steuer erhebt und
anonym überweist. Dies bedeutet, dass wir weiterhin
der Steuerflucht Tür und Tor öffnen.

Es ist zwar auch vorgesehen, dass es Auskunftser-
suchen geben soll, diese sind aber auf 500 pro Jahr
begrenzt. Wenn man sich überlegt, dass wir etwa
560 Finanzämter haben, dann ist das noch nicht ein-
mal ein Auskunftsersuchen pro Finanzamt. Das be-
deutet, dass praktisch überhaupt nichts passiert. Es
bedeutet weiterhin, dass über diese Regelungen
auch alle EU-weiten Bemühungen um ein entspre-
chendes Meldesystem unterlaufen werden. Was wir
auch sehen, ist, dass über dieses Abkommen, das
einen deutschen Sonderweg darstellt, praktisch alle
internationalen Bemühungen unter Einschluss der
EU, aber auch der USA, unterlaufen werden und da-
mit die Steuerflucht nicht bekämpft, sondern eher
begünstigt wird.

Es gibt einen weiteren Punkt, der auch hier schon
einmal eine Rolle gespielt hat. Nach diesem Abkom-
men soll es nämlich künftig nicht mehr möglich sein,
sogenannte Steuer-CDs anzukaufen, also CDs, auf
denen wir die Namen der Steuersünder haben und
die dazu geführt haben, dass es zu erheblichen
Mehreinnahmen kam, was wir auch im Saarland
feststellen konnten. Auch hier hatten wir aufgrund
dieser CDs einiges an Mehreinnahmen.

Lassen Sie mich zusammenfassen. Dieses Steuer-
abkommen ist kein Fortschritt, sondern ein Rück-
schritt hinter alle Bemühungen, Steuerflucht wirksam
zu bekämpfen. Es ist eine Art Ablasshandel, in dem
man für relativ wenig Geld das legitimiert und legali-
siert, was eigentlich illegal ist, nämlich die Steuerhin-
terziehung. Mit diesem Steuerabkommen werden in-
ternationale Bemühungen unterlaufen, die zum Ziel
haben, eine wirksame Bekämpfung der Steuerhin-
terziehung zu erreichen.

Die Steueroase Schweiz wird weiter gefestigt. Man
schaue sich nur an, wie die Stellungnahme des
Schweizerischen Bankenverbandes hierzu aussieht.
Das spricht Bände. Der Schweizerische Bankenver-
band sagt, dass es ein Stück weit Konjunktur- und
Wirtschaftswachstumsprogramm für 2015 sei. Das
Abkommen wird von ihm stark begrüßt. Das zeigt,
dass alle Bemühungen, ein bisschen mehr Licht ins
Dunkel zu bringen, mit diesem Abkommen unterlau-
fen werden.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Was mich besonders ärgert und was ebenfalls
schon Gegenstand von Diskussionen in diesem
Hause war, ist der Umgang mit der Steuerflucht.
Dieses Abkommen bedeutet, dass die Steuerflucht
nach wie vor als Kavaliersdelikt behandelt wird und
nicht als ein Verbrechen, das es in Wirklichkeit aber
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darstellt. Man schaue sich nur einmal an, wie Steu-
erflüchtlinge mit großen Vermögen behandelt wer-
den! Wenn ich dann sehe, wie der kleine Mann bei
der Steuererklärung behandelt wird, muss ich fest-
stellen, dass wir es mit unterschiedlichen Welten zu
tun haben. Das ist überhaupt nicht hinnehmbar. Ich
halte das für ganz schlecht. Deshalb bin ich der Auf-
fassung, dass dieser Landtag ein deutliches Zeichen
dahingehend setzen sollte, dass wir dieses Abkom-
men ablehnen und die Landesregierung auffordern,
auch im Bundesrat gegen das Abkommen in dieser
Form zu stimmen. - Vielen Dank.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Herr Professor Dr. Bierbaum für die
Begründung des Antrages. Bevor wir zur Ausspra-
che kommen, darf ich ganz herzlich die Teilnehmer
des 28. Parlamentarischen Patenschaftsprogramms
des Carl Duisberg Centrums begrüßen, die im Rah-
men der Einführung von Gruppen in die Parlaments-
arbeit heute bei uns zu Gast sind. Seien Sie uns
herzlich willkommen.

(Beifall.)

Ich eröffne nun die Aussprache. - Das Wort hat Tho-
mas Schmitt von der CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Schmitt (CDU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Halten wir zunächst einmal fest, was derzeit
der Ist-Zustand ist. Im Moment ist es möglich, in der
Schweiz Gelder zu parken, ohne dass das deutsche
Finanzamt irgendetwas davon erfährt. Wir haben
keinerlei Auskunftsrechte, wir haben keinerlei Kon-
trollmöglichkeiten. Der deutschen Steuerfahndung
sind die Hände gebunden, sofern nicht irgendje-
mand auf dem Markt eine CD anbietet, die wir dann
aufkaufen können, die aber nur einen Bruchteil der
Daten von Vermögen enthalten, die in der Schweiz
lagern. Das gilt auch für andere sogenannte Steuer-
paradiese. Wir haben dort keinerlei Einfluss-, Kon-
troll- oder Besteuerungsmöglichkeiten. Gewiss, wir
können darauf hoffen, dass viele Steuerpflichtige
ehrlich sind und ihr Vermögen angeben, wir können
darauf hoffen, dass es die sogenannten Selbstanzei-
ger gibt. Aber dass das oft eben nicht der Fall ist,
das ist Realität. Wir kommen an dieses Vermögen,
das der deutschen Steuerverwaltung rechtswidrig
hinterzogen wird, beim derzeitigen Zustand nicht
heran. Und das ist für mich der sozial ungerechteste
Zustand, den man sich überhaupt vorstellen kann,
denn das Vermögen bleibt komplett unbesteuert.

Von daher gibt es seit Jahren Bemühungen, zu ei-
nem Doppelbesteuerungsabkommen zu kommen.
Ein solches Doppelbesteuerungsabkommen kann
natürlich in erster Linie nur die Zukunft betreffen.

Aber in diesem Abkommen, wie es hier heute unter-
zeichnet werden soll, geht es offensichtlich auch um
Fälle der Vergangenheit. Im Übrigen wird dieses Ab-
kommen erst heute unterzeichnet und erst dann
werden wir den vollständigen Text kennen. Bis jetzt
haben wir nur grobe Informationen über den Inhalt.
Der vollständige Text liegt erst nach Unterzeichnung
vor. Es gab ja auch eine Bundestagsdebatte zu dem
Thema. Auch da ist eigentlich schon gesagt worden,
dass es international üblich ist, dass der Text mit
Unterzeichnung vorgelegt wird und dann in der Rati-
fizierung beraten wird. Von daher kann ich mich
heute gar nicht zu allen Details des Abkommens äu-
ßern und sagen, ob wir zustimmen werden, ob wir
dagegen stimmen werden oder ob wir uns enthalten
werden, weil ich noch gar nicht alle Details kenne.

Ich halte nur fest: Der Zustand, wie er jetzt ohne Ab-
kommen herrscht, ist der denkbar ungerechteste Zu-
stand überhaupt. Dort liegt Geld von deutschen Bür-
gern, die dieses Geld nicht der deutschen Besteue-
rung unterwerfen. Das ist ein Problem, und dieses
Problems hat man sich in dem wohlmeinenden Be-
mühen angenommen, nicht irgendwelche Amnestien
zu verteilen oder nicht irgendwelchen Bürgern un-
rechtmäßig Steuern zu erlassen, sondern das Ver-
mögen zumindest für künftige Jahre - und teilweise
sogar rückwirkend - der Besteuerung zu unterwer-
fen. Dazu liegt jetzt ein Abkommen vor. Das ent-
spricht nicht in allen Details zu hundert Prozent den
Gerechtigkeitsvorstellungen, die wir uns wünschen
würden. Auf der anderen Seite gibt es leider Gottes
in der Schweiz Vorstellungen vom Bankgeheimnis,
die sich mit unsere Vorstellungen hier in Deutsch-
land und in der EU so nicht decken, und da müssen
wir irgendwie auf dem Verhandlungsweg zu einem
Ergebnis kommen. Ich bezweifele, dass irgendeine
Regierung es schaffen würde oder es schaffen wird,
hier zu Maximalergebnissen zu kommen, die es er-
möglichen, dass wir für die gesamte Zeit nachver-
steuern können, dass wir für die gesamte Zeit Aus-
kunftsrechte bekommen, dass wir Strafverfahren
einleiten können und auch in Zukunft alle Kontoda-
ten aus der Schweiz bekommen. Ich fürchte, das,
was unter dem Gesichtspunkt der Gerechtigkeit ei-
gentlich das Richtige wäre, wird auf dem Verhand-
lungsweg nicht erreichbar sein. Deshalb muss man
sich fragen, was ist möglich und was hat man hier
erreicht.

Erreicht hat man zumindest teilweise die Besteue-
rung für die Vergangenheit. Und es werden ja keine
unerklecklichen Summen sein, die dann fließen wer-
den. Man hat außerdem erreicht, dass in Zukunft ge-
genüber dem deutschen Steuerrecht wettbewerbs-
neutral besteuert wird. Das heißt, es wird der Steu-
ersatz, der auch in Deutschland fällig wäre, unmittel-
bar von der Quelle, also von der Bank, erhoben. Bei
besonders auffälligen Fällen besteht zudem eine
Auskunftsmöglichkeit, und diesbezüglich muss auch
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Auskunft gewährt werden. Wenn jemand versucht,
aus der Schweiz in ein weiteres Land zu flüchten,
wird es auch die entsprechende Auskunft der
Schweiz an Deutschland geben, sodass eine weite-
re Steuerflucht in andere Steuerparadiese so nicht
mehr möglich sein wird. Das ist für mich, zumindest
auf die Zukunft gesehen, ein Zustand, mit dem ich
mich eher abfinden kann als mit einem Zustand oh-
ne Abkommen, bei dem wir überhaupt nichts von
diesen Steuerpflichtigen bekommen, weil das Geld
dort einfach liegen bleibt. Es hat auch nichts mit
Legalisierung von Schwarzgeld oder mit Legalisie-
rung von verbrecherischem Vermögen zu tun, weil
bei Verdachtsfällen, also in diesen besonderen Fäl-
len, die ja gerade nicht die Regel sind, eine Aus-
kunftsmöglichkeit besteht und wir künftig dann kon-
krete Auskünfte verlangen können.

Ich halte fest: Was wir heute wissen, entspricht zwar
nicht hundertprozentig allen Gerechtigkeitsvorstel-
lungen, so wie man sich das wünschen würde, aber
es würde zumindest für die Zukunft ein Zustand ge-
schaffen, der die Zinsen in der Schweiz dann genau-
so besteuert wie in Deutschland und bei dem die
Menschen, die in der Schweiz ihr Geld liegen haben,
genauso ihre Steuern zahlen müssen. Das ist um
ein Vielfaches gerechter als ein Zustand ohne Ab-
kommen. Es würde übrigens auch für den saarländi-
schen Haushalt ganz erhebliche Mehreinnahmen
bedeuten. Man kann natürlich sagen, das ist quasi
nichts, wenn man damit rechnet, dass es rückwir-
kend etwa 4 Millionen Euro zusätzlich gibt und dann
jährlich 2 oder 3 Millionen Euro mehr. Das sind ja al-
les nur Schätzungen, aber ich denke, das sind ganz
erkleckliche Summen, auf die wir so einfach nicht
werden verzichten können, zumal wir nicht wissen,
ob irgendjemand ein besseres Abkommen würde
aushandeln können.

Wenn Sie jetzt sagen, damit werden Bemühungen
der EU und der USA konterkariert, dann muss ich
sagen, es ist jetzt zumindest für ein Land ein Schritt
gemacht worden. Ich kenne auch nicht die Kündi-
gungsklauseln, die womöglich in diesem Abkommen
stecken, ob dort in irgendeiner Art und Weise verein-
bart ist, dass ein solches Abkommen kündbar ist,
wenn mit der EU als Ganzes eine entsprechende
Regelung getroffen würde. Außerdem kann ich Ih-
nen heute noch nicht sagen, ob in diesem Abkom-
men eine Regelung getroffen wird für den Fall, dass
in Deutschland oder EU-weit die Zinsabschlagsteuer
erhöht werden sollte. Vielleicht ist dort eine Gleit-
klausel vorgesehen oder es ist geregelt, dass in ei-
nem solchen Fall ein Sonderkündigungsrecht be-
stünde. Tatsache ist, so wie heute der Steuersatz
auf Zinsen ist, wäre es gegenüber Deutschland wett-
bewerbsneutral. Es würde der gleiche Steuersatz er-
hoben. Von daher ist ein ganz wesentlicher Anreiz,
sein Geld in die Schweiz zu transferieren, mit die-
sem Abkommen entfallen.

Klar, Steuerhinterziehung ist kein Kavaliersdelikt und
es gehörten eigentlich alle bestraft, die das in der
Vergangenheit getan haben. Aber ich sage Ihnen
auch: Ohne dieses Abkommen kommen wir so oder
so an diese Menschen nicht heran und das Geld
bleibt für die Vergangenheit wie für die Zukunft un-
versteuert. Das kann eigentlich nicht im Sinne des
Erfinders sein und bedeutet erst recht einen unge-
rechten Zustand. Vor dem Hintergrund, dass das
Abkommen heute erst unterzeichnet und dann veröf-
fentlicht wird, rate ich uns im Moment noch zu etwas
Gelassenheit. Wir müssen uns das Abkommen kon-
kret Detail für Detail und Punkt für Punkt anschauen
und müssen am Ende entscheiden, ob dieses Ab-
kommen mehr oder weniger Gerechtigkeit schafft
als der Ist-Zustand, gefährdet es womöglich europa-
weite Abkommen in der Zukunft oder ist es ein er-
ster Schritt. Aber ohne das Abkommen in allen De-
tails zu kennen, kann ich diese schlussendliche Ent-
scheidung nicht treffen. Ich kann Ihnen nur sagen,
von den Details her, die ich jetzt kenne, schafft die-
ses Abkommen in jedem Fall einen Zustand, der er-
träglicher ist als der jetzige Zustand. Deswegen
möchten wir den Antrag der LINKEN und der SPD
ablehnen. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank Herr Abgeordneter Schmitt. - Das Wort
hat nun der Abgeordnete Horst Hinschberger von
der FDP-Landtagsfraktion.

Abg. Hinschberger (FDP):
Liebe Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen
und werte Kollegen! Ich möchte ein ganz großes
Dankeschön an die Fraktion DIE LINKE richten.

(Abg. Schnitzler (DIE LINKE): Das ist immer gut
so!)

Sie haben mit Ihrem Antrag und dessen Begründung
bereits einen Großteil der Argumente für ein Steuer-
abkommen mit der Schweiz geliefert, vermutlich oh-
ne es überhaupt zu bemerken. Das kann schon ein-
mal passieren, wenn man nur mit dem linken Auge
schaut. Sie haben aus den Fakten aber leider die
falschen Schlussfolgerungen gezogen.

(Abg. Schnitzler (DIE LINKE): 1,8 Prozent! Mehr
war es nicht!)

Du, soll ich noch etwas anderes zu dir sagen? - Das
vorrangige Interesse unseres Landes kann doch
nicht die Durchsetzung von Strafansprüchen gegen-
über möglichen Steuersündern sein, vorrangig muss
die Einnahmesicherung sein.

Lieber Herr Kollege Professor Bierbaum, Sie haben
hier erklärt, das seien läppische 3 Milliarden Euro.
Das, was uns jetzt zufließt, ist 1 Prozent des Bun-
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deshaushaltes. In einer Situation, in der wir jeden
Cent brauchen, sollten wir doch dankbar sein, wenn
es uns gelingt, durch dieses Abkommen Geld in un-
sere Kassen zu bringen.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Dass man die Gauner
nicht so viel besteuert, dafür soll man auch noch
dankbar sein?)

Das ist das, was wir vorrangig tun müssen.

(Abg. Jost (SPD): Vorrangig bleibt immer noch
das, was verfassungsrechtlich gesichert ist.)

Darauf gebe ich Ihnen gleich Antwort, lieber Herr
Kollege. - Allein der Einnahmesicherung dient die
Strafvorschrift im Steuerrecht, nichts anderem. Es
geht nicht darum, zu kriminalisieren.

(Weitere Zurufe von den Oppositionsfraktionen.)

Nein, es geht nicht darum, zu kriminalisieren. Es
geht darum, diejenigen zu bestrafen, die ihren Ver-
pflichtungen nicht nachkommen wollen und nicht
nachkommen. Es geht doch nicht darum, diejenigen
zu bestrafen, die ihre Steuern ordentlich zahlen!

Daher können wir doch alle gut damit leben, dass
nun Steuerschlupflöcher geschlossen werden. Ich
bin sehr dankbar, dass der Kollege Schmitt das
auch explizit ausgeführt hat. Künftig werden wir in
dieser Frage eine korrekte Besteuerung haben. Klar,
es bleibt ein unangenehmer Beigeschmack, wenn
Steuersünder im Ausland gegenüber Steuersündern
im Inland strafrechtlich bessergestellt werden. Keine
Frage. Nichtsdestotrotz ist das Abkommen richtig,
da es nun einmal im Ausland nicht die Strafverfol-
gungsmöglichkeiten wie im Inland gibt. Es wird inso-
weit nur eine der Realität angepasste Lösung ge-
schaffen.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Ja, so kann man das
wohl auch sehen.)

Die Landesregierung aufzufordern, die Umsetzung
des Abkommens zu verhindern und damit auf Ein-
nahmen in Milliardenhöhe zu verzichten, stellt eine
destruktive Blockadepolitik dar. Das ist eine Politik
zulasten der deutschen Bürger. Damit machen Sie
sich zum Genossen der Steuerhinterzieher.

(Lachen bei den Oppositionsfraktionen. - Abg.
Linsler (DIE LINKE): Das musst du mir noch mal
erklären, das habe ich nicht verstanden!)

Ich appelliere an Ihren gesunden Menschenver-
stand: Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass das Ab-
kommen die Durchsetzung bundesdeutscher ge-
setzlicher Steueransprüche auf dem Hoheitsgebiet
eines fremden Staates in voller Höhe - in voller Hö-
he! - gewährleistet. Und ebenso wichtig: Der Schutz
der Privatsphäre von Bankkunden bleibt gemäß den
Gesetzen und Vorstellungen des entsprechenden
Staates auf dessen Hoheitsgebiet gewährleistet. Es

handelt sich so gesehen um einen Beitrag zur Unter-
bindung der Steuerhinterziehung und auch zu guten
nachbarschaftlichen Beziehungen - ohne dass
gleich die Kavallerie ausrückt.

Übrigens: Nicht alle Kapitalanlagen deutscher Bür-
ger im Ausland sind unversteuertes Geld bezie-
hungsweise, wie Sie es nennen, „Schwarzgeld“.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Sondern?)

Tatsächlich trachten auch viele steuerehrliche Bür-
ger danach, ihr Geld in vertrauenswürdigen Volks-
wirtschaften und Staaten sicher anzulegen. Das ist
einer bei uns seit Jahren unsicheren Haushaltspolitik
und der mangelhaften Haushaltsführung in Deutsch-
land zu verdanken.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Also Schwarz-Gelb!)

Gerade auch Sie mit Ihren ständigen unbezahlbaren
Forderungen nach Ausweitung des Sozialstaates
tragen Verantwortung für das Misstrauen der Bürger
in Währung und Geldsicherheit.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Wir sind also schuld,
dass die die Steuern nicht zahlen! - Lachen bei
den Oppositionsfraktionen.)

Vertrauenswürdige Finanzpolitik und faire Steuern
halten deutsches Kapital in Deutschland. Damit wür-
den sich die hier diskutierten Fragen von allein erle-
digen.

Ich fasse die wesentlichen Vorteile des Abkommens
kurz zusammen. Erstens: Das Steuerabkommen
sieht für die Zukunft eine Abgeltungssteuer vor. Für
künftige Kapitalerträge und Kapitalgewinne soll ein
einheitlicher Steuersatz von 26,375 Prozent gelten.
Dies entspricht dem Abgeltungssteuersatz in
Deutschland. Die vollständige Gleichbehandlung ist
also gewährleistet. Damit gewährleistet das Abkom-
men die Durchsetzung berechtigter Steueransprü-
che so, als ob sich das Kapital in der Bundesrepu-
blik Deutschland befände.

Erlauben Sie mir an dieser Stelle einen kurzen Ex-
kurs zur Abgeltungssteuer. Mit der Abgeltungssteuer
wird für Kapitalerträge, ähnlich wie bei der Lohnsteu-
er, ein sogenanntes Quellenabzugsverfahren ange-
wandt. Die Erbringer der Kapitalerträge beziehungs-
weise die auszahlenden Stellen, zum Beispiel Ban-
ken oder Finanzdienstleister, behalten die Steuer ein
und führen sie direkt an das Finanzamt ab. Durch
die Abgeltungssteuer ist es also unmöglich, Kapital-
erträge vor dem Fiskus zu verheimlichen. Und nur
darum muss es uns gehen: Das Verheimlichen von
Einkünften muss unmöglich gemacht werden.

Das Argument, die Abgeltungssteuer sei ungerecht
und vor allem für Steuerzahler mit einem Steuersatz
höher als 25 Prozent von Vorteil, da diese eben nur
den Abgeltungssteuersatz zahlen müssten, geht
fehl. Denn für alle, die einen niedrigeren persönli-
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chen Steuersatz haben, gibt es die Möglichkeit, sich
die Differenz über die Steuererklärung vom Finanz-
amt zurückzuholen. Dadurch fördert der Staat die
private Vermögensbildung und die private Altersvor-
sorge, dies unabhängig von der Höhe des persönli-
chen Einkommens.

Zweitens. Es kann zukünftig besser verhindert wer-
den, dass neues Schwarzgeld in der Schweiz ange-
legt wird. Zu diesem Zweck können deutsche Behör-
den im Sinne eines Sicherungsmechanismus Aus-
kunftsgesuche stellen. Diese bedürfen jedoch eines
plausiblen Anlasses, um sogenannte Fishing Expe-
ditions auszuschließen. In der Tat: Die Vereinbarung
von 500 Auskünften muss man im Rahmen der
Durchführung dieser Maßnahmen noch einmal da-
hingehend werten, ob das ausreichend ist. Gegebe-
nenfalls muss auch hier noch einmal nachverhandelt
werden.

Drittens, und das ist besonders wichtig: Es wird die
Möglichkeit einer Vergangenheitsbesteuerung ge-
ben. Für Personen mit Wohnsitz in Deutschland
werden bestehende Bankbeziehungen in der
Schweiz im Nachhinein versteuert. Die Höhe dieser
Steuerbelastung wird zwischen 19 und 34 Prozent
liegen. Sie wird festgelegt auf der Grundlage der
Dauer der Kundenbeziehung sowie des Anfangs-
und des Endbetrages des Kapitalbestandes. Anstel-
le einer solchen Zahlung wird aber auch die Mög-
lichkeit bestehen, die Bankbeziehungen in der
Schweiz gegenüber den deutschen Behörden offen-
zulegen. Das Abkommen gewährleistet damit die
Durchsetzung berechtigter Steueransprüche auch
für die Vergangenheit, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

Nicht zuletzt ist der gefundene Weg wenig personal-
intensiv und löst die Hehlerproblematik, zu der es
beim Kauf von steuererheblichen Daten, die nicht
rechtmäßig beschafft wurden, kommt. Der Ankauf
von Steuer-CDs erübrigt sich dann ganz einfach und
ist deshalb auch ausgeschlossen. Für uns Liberale
ist das eine gute Lösung, sie trifft das, was wir hier
zum Ankauf der Steuer-CDs immer wieder gesagt
haben.

(Zuruf von der LINKEN: Ja, für die FDP! - Abg.
Linsler (DIE LINKE): Das glaube ich sogar. Für
die Liberalen!)

Eines will ich ganz deutlich sagen: Die Alternative zu
diesem Steuerabkommen wäre, alle Steuerflüchti-
gen ungeschoren davonkommen zu lassen und auf
mehrere Milliarden Euro an Steuereinnahmen für die
Vergangenheit, aber auch für die Zukunft zu verzich-
ten. Meine Damen und Herren von der LINKEN, mit
Ihrem Antrag machen Sie sich tatsächlich zum Ge-
nossen der Steuerhinterzieher. Deshalb lehnen wir
diesen Antrag ab und sagen: Lieber mehr als 26

Prozent von X als 100 Prozent von nix. - Ich danke
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall und Heiterkeit bei den Regierungsfraktio-
nen. - Abg. Linsler (DIE LINKE): Das war gar nix!
- Abg. Hinschberger (FDP): So ist es doch! So ist
die Realität, Herr Kollege. - Zuruf von der LIN-
KEN: Ehrlich und mutig! So ist die FDP.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Das Wort hat nun
Markus Schmitt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abg. Schmitt (B 90/GRÜNE):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! So viel vorweg: Wir werden Ihren Antrag
„Keine Amnestie für Steuerflucht“ ablehnen. Nicht,
weil wir GRÜNE dieses Abkommen mit der Schweiz
unbedingt wollten, sondern weil wir, verglichen mit
Ihren Positionen, andere Vorstellungen bezüglich
der Alternativen haben.

Auch wir sind gegen eine Amnestie für Steuerflüchti-
ge. Auch wir setzen uns konsequent für Steuerge-
rechtigkeit ein. Und auch wir sind für die Bekämp-
fung der Steuerhinterziehung. Wir wollen eine ge-
rechtere Besteuerung der Kapitaleinkünfte. Wir wol-
len Regelungen, die die Erbschaftssteuer einbezie-
hen. Vor allem aber wollen wir eine gesamteuropäi-
sche Lösung. Im Zeitalter globaler Finanzmärkte und
hochflexibler Kapital- und Geldströme ist eine bilate-
rale Lösung der falsche Weg. Ein automatischer In-
formationsaustausch, wie ihn die EU-Zinsrichtlinie
vorsieht, ist der richtige Weg.

Wir hätten uns gewünscht, die Bundesregierung hät-
te in den Verhandlungen erreicht, dass die Schweiz
von ihrem traditionellen Standortvorteil „Bankge-
heimnis“ abrückt. Diesbezüglich wollen wir einfach
mehr. Optimal wäre es gewesen, wäre die Schweiz
ebenso wie Österreich und Liechtenstein dem Infor-
mationsaustausch beigetreten. „Legalität statt An-
onymität“ beschreibt hier die vernünftige Lösung.

Man muss aber auch sehen, dass wir eine Lösung
brauchen, denn der jetzige Zustand ist nachvollzieh-
bar unhaltbar. Pragmatisch müssen wir jede Verbes-
serung diskutieren. Ein Schritt nach vorn bleibt ein
Schritt nach vorn, auch wenn er nicht gleich über die
Ziellinie führt. 50 Jahre ohne Regelung kann ich nun
auch nicht als Erfolg betrachten.

Es ist auch keine Form der Steuergerechtigkeit,
wenn wir darauf hoffen, dass mal wieder eine Steu-
er-CD im Finanzministerium auftaucht und daraufhin
vermutlich nur die Spitze des Eisbergs nachzahlt.
Die, die starke Nerven haben und die, die nicht auf
der CD sind, kommen ungeschoren davon. Ist das
dann Steuergerechtigkeit?
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Auch ein anderes Argument muss betrachtet wer-
den. Wir müssen unsere Einnahmesituation verbes-
sern. Als Folge des Abkommens werden wir einen
zweistelligen Milliardenbetrag erhalten. Und der wird
gezahlt, egal wie hoch der Faktor X von Herrn
Hinschberger ist. Das ist weniger, als dem Staat
durch die Steuerflüchtlinge entgeht, aber mehr, als
die CDs uns gebracht haben. Würden diese Mittel
nach dem üblichen Schlüssel zwischen Bund und
Ländern verteilt, würde dies auch für das Saarland
eine entsprechende Summe bedeuten. Und ich bin
in erster Linie gewählt, um die Interessen der Saar-
länderinnen und Saarländer zu vertreten, das sage
ich Ihnen hier ganz deutlich.

Dies alles muss abgewogen werden. Wir brauchen
ein Konzept, eine Strategie und eine wirkliche Lö-
sung. Das fehlt mir bei Ihrem Antrag, und deswegen
lehnen wir ihn heute ab. - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun der SPD-Abgeord-
nete Reinhold Jost.

Abg. Jost (SPD):
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Prä-
sidentin! Ich darf erst einmal zu kategorisieren ver-
suchen, was bei den einzelnen Jamaika-Koalitio-
nären die Begründung für die Ablehnung unseres
Antrags ist. Ich weiß nicht, welche abenteuerlicher
oder geistreicher ist oder ob das Eingeständnis der
Ehrlichkeit höher zu bewerten ist. Bei den GRÜNEN
ist es klar und deutlich die Koalitionsraison, nichts
anderes. Die Aussagen der GRÜNEN auf Bundes-
ebene und auch in anderen Landesverbänden, Kol-
lege Schmitt, stehen in diametralem Gegensatz zu
dem, was Sie hier gerade vorgetragen haben. Die
sagen nämlich ganz genau das Gleiche wie wir in
unserem Antrag. Das, was hier passiert, ist nicht nur
verfassungswidrig, es ist letztendlich ein Schlag ins
Gesicht des ehrlichen Steuerzahlers. Der Ehrliche
wird hier der Dumme sein, meine sehr geehrten Da-
men und Herren!

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Bei den GRÜNEN ist es die Koalitionsraison, die da-
zu führt, dass sie unseren Antrag nicht unterstützen
können. Bei der FDP ist es Realitätsverweigerung.
Es ist nämlich nicht so, Kollege Hinschberger, wie
Sie sagen, die Alternative hieße „nix“, sondern die
Alternative ist die Aufforderung, dort beharrlich wei-
terzumachen, wo damals in der Großen Koalition
insbesondere Peer Steinbrück den Hebel angesetzt
hat. Man muss Druck ausüben!

(Lachen bei den Koalitionsfraktionen - Zurufe der
Abgeordneten Schmitt (CDU) und Ulrich (B 90/
GRÜNE). - Sprechen.)

Alle die, die jetzt lachen, wissen ganz genau, dass
dieser Druck, dass diese Auseinandersetzungen mit
dem schäbigen Schweizer System - ich nenne es
so, wie es ist -, nämlich Kasse zu machen mit
Schwarzgeld und darauf sein System aufzubauen,
dazu führen wird, dass es letztendlich so nicht halt-
bar sein wird. Es war richtig, hier Druck auszuüben.
Dieser Druck fehlt bei Schäuble, weil er sich damit
letztlich eine billige Nummer erkaufen will. Das ist
die Realitätsverweigerung der FDP.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen. - Abg.
Schmitt (CDU): Was hat Steinbrück denn er-
reicht?)

Dann kommt die CDU, die offen eingesteht, dass sie
aus Unkenntnis dessen, was in dem Abkommen mit
der Schweiz steht, unserem Antrag nicht zustimmen
kann. Gut, das ist auch eine Möglichkeit, sich aus
der Affäre zu ziehen. Aber ich sage Ihnen: Damit
kommen Sie nicht weit.

Dieses Eingeständnis geht locker leicht über das
hinweg, was hier zu behandeln ist. Es geht niedrig
geschätzt um 150 Milliarden Euro an Schwarzgeld-
kapital - die Zahl stammt von der Deutschen Steuer-
gewerkschaft -, die in der Schweiz liegen. Das ist
Geld, das in Deutschland erwirtschaftet wurde, über
das schäbige Schweizer System in die Banken ein-
gepreist wurde und hier vorsätzlich dem System vor-
enthalten wird. Das ist Geld, das allen staatlichen
Ebenen fehlt. Geld, das nicht für Bildung, Infrastruk-
tur und auch die Schuldenbegrenzung vorhanden
ist. Geld, das über Jahre und Jahrzehnte - ich nenne
es beim Namen - mit großer krimineller Energie von
teilweise schwerreichen Straftätern unter Beihilfe der
Schweizer Banken dem deutschen Fiskus vorenthal-
ten wurde. Wer dies abstreitet, leugnet die Realität
und verschließt die Augen vor der Wirklichkeit, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen. - Abg.
Schmitt (CDU): Damit habe ich aber noch keinen
müden Euro versteuert.)

Der Kollege Schmitt ruft dazwischen, damit habe
man noch keinen müden Euro versteuert.

(Abg. Schmitt (CDU): So ist es!)

Ich sage Ihnen: Das ist falsch! Der Druck, den wir
ausgeübt haben, hat doch seine Wirkung gezeigt.
Es ist doch nicht so, als wären wir jetzt erst am An-
fang der Debatte. Nein, wir sind mittendrin! Die
Steuer-CDs, die uns zugespielt worden sind, die
dem saarländischen Fiskus - Herr Finanzminister,
vielleicht können Sie mir weiterhelfen, vielleicht ken-
nen Sie die Zahlen für das Saarland - 50 oder 60
Millionen mehr an Nachzahlungen eingebracht ha-
ben, zeigen doch, dass sich der Druck lohnt. Wenn
wir diesen Druck nun entweichen lassen, indem wir
ein solches Ablasshandel-Abkommen mit der
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Schweiz machen, geht das genau in die falsche
Richtung, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Das ist der entscheidende Punkt.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Ich stelle mir das einmal vor als Finanzminister ei-
nes Haushaltsnotlagelandes, dass man einen sol-
chen Ablasshandel mitmachen würde, der auch aus
verfassungsrechtlicher Sicht nicht haltbar ist, weil er
nämlich zu einer Ungleichbehandlung führt.

Dieses geparkte Vermögen, das in Deutschland er-
wirtschaftet und unter Umgehung der hiesigen
bestehenden Gesetze in die Schweiz geschafft wur-
de, soll nun durch dieses Abkommen zwischen dem
Bundesfinanzministerium und der Schweizer Bun-
desregierung, das genauso skandalös, rechts-, ver-
fassungswidrig und unmoralisch ist wie die Straftat
selbst, in Form eines Ablasshandels wieder legali-
siert werden. Sie glauben, die Sache quasi heilen zu
können. Da wird mir ganz schwummrig. Wenn das
die neue Linie der Finanzpolitik in diesem Lande ist,
dann gute Nacht Deutschland.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Es geht darum, dass hier eine Einzelfallregelung
eingeführt werden soll. Das ist ein ganz entschei-
dender Punkt! Eine Einzelfallregelung, um dem Ban-
kenplatz Schweiz nicht mehr wehzutun, als die be-
reit sind, uns zuzugestehen. Eine Einzelfallregelung
auch, um sich vielleicht das Wohlwollen des ein oder
anderen zukünftig noch einigermaßen zu erhalten,
dem man auch nicht allzu wehtun will. Ich sage Ih-
nen: Diese pauschale Nachversteuerung, dieses an-
onymisierte Verfahren und vor allen Dingen auch die
zeitliche Übergangsfrist, die dann auch noch ein
Schlupfloch zur weiteren Verlagerung in Drittländer
ermöglicht - -

(Abg. Schmitt (CDU): Eben nicht!)

„Eben nicht", sagt Herr Schmitt. Wenn es rückwir-
kend festgelegt würde, könnte ich das ja noch ver-
stehen, Herr Kollege, aber Sie machen dieses
Schlupfloch doch selbst auf, indem Sie die Regelung
erst ab 2013 voll zur Wirkung kommen lassen wol-
len. Das ist doch der entscheidende Punkt, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Dieser Einzelfall-
regelung und dem, was damit verbunden ist, können
wir so nicht zustimmen. Sie würden ein Scheunentor
öffnen, um diese Geschichte auch noch zu be-
schleunigen.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Der Weg, wie ihn zurzeit die Abgabenordnung mit
der strafbefreienden Wirkung von Selbstanzeigen
geht, nämlich Selbstanzeige, Offenlegung und eine
Eins-zu-eins-Nachzahlung der vorenthaltenen Steu-
ern, war, ist und bleibt für uns der richtige Weg.
Wenn man darüber nachdenken würde, das Instru-

ment sogar noch ein Stück weit zu verschärfen, um
auch hier den Druck zu erhöhen, wäre das eine
wirklich klare Regelung.

Diese neue Regelung gibt das schärfste Schwert
aus der Hand, das wir im Steuerrecht gegenüber
Steuerkriminellen haben, nämlich die Furcht vor der
Entdeckung. Das Schlimmste, was sie befürchten,
ist nämlich nicht, nachzahlen zu müssen, sondern
dass sie benannt werden, dass man weiß, wer den
Staat betrogen und die Steuern hinterzogen hat.
Dieses Schwert geben Sie mit diesem Abkommen
leichtfertig aus der Hand.

(Beifall bei der SPD.)

Steuerhinterziehung ist kein Kavaliersdelikt. Es ist
eine Straftat und ein strafbewehrtes Vergehen zulas-
ten der Gemeinschaft. Der hohe Druck und der Er-
folg bei der Entdeckung geben dem bisherigen Ver-
fahren auch recht. Diesen Druck muss man auf-
rechterhalten, den darf man jetzt nicht verringern, in-
dem man das Schweizer System indirekt belohnt. Es
ist ein Ablasshandel geplant, ein Verfahren nach
dem Motto: Billiger Jakob zugunsten der Kriminellen
und zulasten der Staatskassen. Wenn 150 Milliarden
Euro über Jahre und Jahrzehnte ins Ausland gewan-
dert sind, kann man sich doch vorstellen, welche
steuerlichen Auswirkungen das hat. Die lässt man
sich einfach in Form eines Ablasshandels abkaufen.
Auf der Strecke bleibt die Moral. Ich habe es schon
gesagt, die Gefahr besteht: Wer ehrlich ist, ist wie-
der der Dumme.

(Abg. Schmitt (CDU): Und der Unehrliche bleibt
unehrlich, an seine Steuern kommen wir dann
auch nicht ran.)

Herr Kollege Schmitt, wer über Jahre und Jahrzehn-
te bis heute mithilfe der Schweizer Banken massiv
deutsche Steuern hinterzogen hat, dem soll jetzt un-
ter Zahlung eines pauschalisierten Einmalbetrages
Legalität geschenkt werden. Das machen wir nicht
mit! Mit Steuergerechtigkeit hat ein solcher exklusi-
ver Sündenerlass nichts zu tun. Wir sind der Auffas-
sung, dass es mit der deutschen Verfassung auch
nicht vereinbar ist. Wir sagen ausdrücklich: Eine ge-
sonderte Amnestie für die Kapitalflucht in die
Schweiz, bei der es bei Anonymität und Straflosig-
keit der Täter bleibt, wird von uns vehement abge-
lehnt!

(Beifall bei der SPD.)

Irgendwo liegt in der Kreativität der Auslegung oder
der Gestaltung der Steuergesetze auch eine Gren-
ze, die hier überschritten wird, insbesondere aus
moralischer Sicht. Die Privilegierung gerade hoch
vermögender Steuerstraftäter macht sich an diesem
Beispiel ganz exklusiv deutlich. Kriminelle Energie,
die nach wie vor ausgelebt wird, darf nicht belohnt,
sondern muss bestraft werden. Für uns bleibt festzu-
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halten: Mit diesem Abkommen werden die Voraus-
setzungen für eine strafbefreiende Selbstanzeige,
die sich nach geltender Rechtslage und vor allen
Dingen nach den Erfahrungen der letzten zehn Jah-
re als wirkungsvoll herausgestellt hat, beispiellos un-
terlaufen. Anonymisierung ist das erste Stichwort,
Kapitalschonung das zweite. Man ist klientelbewusst
- das kann man an dieser Stelle, glaube ich, auch
sagen - und man handelt nicht in erster Linie im In-
teresse Deutschlands und des deutschen Steuerbür-
gers, sondern insbesondere im Interesse der
Schweiz und ihres Bankensystems, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren.

Die uneinsichtigen Täter werden belohnt und ge-
meinschaftsschädliches Verhalten wird fortgesetzt
werden können. Das Geschäftsmodell der Schwei-
zer Banken kann ohne eine grundsätzliche Ände-
rung der dahinter stehenden Denkstrukturen fortge-
führt werden. Wenn Sie mit einem solchen Abkom-
men es erreichen würden, die Denkstrukturen zu
durchbrechen, die hinter dem Schweizer Bankenmo-
dell stehen, würde ich darin letztendlich eine Argu-
mentation dafür sehen, einem solchen Abkommen
zustimmen zu können. Aber Sie richten sich gerade-
zu nach diesem System, das dafür gemacht ist, die
Steuergesetze anderer Staaten zu umgehen. Es hat
eine Steueroasen-Funktion und gilt als eine Beihilfe
zur Steuerhinterziehung.

Wir sind der Auffassung, dass eine solche Steuer-
straftat, Steuerhinterziehung mit hoher krimineller
Energie, nicht straffrei bleiben darf. Sie darf auch
nicht anonym bleiben. Derjenige, der in der Vergan-
genheit unter Missachtung deutscher Gesetze seine
Steuern nicht gezahlt, sondern sich in die Schweiz
gerettet hat, muss dafür genauso zur Rechenschaft
gezogen werden wie in anderen Ländern auch. Die-
ses Abkommen ist ein Kotau vor dem Schweizer
Bankensystem. Wir brauchen keinen Kotau, sondern
wir brauchen mehr Druck, um tatsächlich Steuerge-
rechtigkeit herbeizuführen. Genau das Gegenteil ist
mit diesem Abkommen der Fall. - Vielen Dank.

(Beifall von der SPD und bei der LINKEN.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Jost. - Das Wort hat
nun Horst Hinschberger von der FDP-Landtagsfrak-
tion.

Abg. Hinschberger (FDP):
Lieber Herr Kollege Jost! Sie sprechen hier von ei-
nem schädlichen Schweizer System. Sind Sie denn
bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass Ende der Drei-
ßiger- und Anfang der Vierzigerjahre sehr viele deut-
sche Juden ihr Überleben diesem schädlichen
Schweizer System, wie Sie es nennen, zu verdan-
ken hatten? Das ist der Grund, warum wir Liberale
uns dafür einsetzen, dass die Bürger Rechte haben,

insbesondere auch das Recht, ihr Geld in einem si-
cheren Land anzulegen. Nichts anderes habe ich
hier ausgeführt. Ich finde es eigentlich beschämend,
dass wir uns nicht daran erinnern, dass dieses Sys-
tem für viele Menschen auch Positives bewirkt hat.
Sie reden nur von fehlenden Steuermillionen, reden
Sie lieber von den Menschenleben, das würde uns
allen gut zu Gesicht stehen. - Ich danke Ihnen für
die Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun der Minister für Fi-
nanzen Peter Jacoby.

Minister Jacoby:
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Jost hat von einem schäbigen
System gesprochen, von der Beihilfe zur Steuerhin-
terziehung, von Ablasshandel, von billiger Nummer.

(Abg. Jost (SPD): Ich habe “billiger Jakob“ ge-
sagt.)

Er hat mehrfach von “billiger Nummer“ und “billigem
Jakob“ gesprochen.

(Sprechen und Unruhe. - Abg. Jost (SPD): Ich
habe “billiger Jakob“ gesagt, nicht “billiger Jaco-
by“!)

Ich will nur darauf hinweisen, wenn die Verhandlun-
gen Deutschlands mit der Schweiz in dem Stil, in der
Wortwahl und in der Attitüde geführt worden wären,
wie sie Herr Jost sich hier zu eigen gemacht hat,
dann wären wir keinen Schritt weiter gekommen.
Das ist das Erste, was ich sagen will.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Zuruf
des Abgeordneten Jost (SPD).)

Wahrscheinlich hat Herr Jost mit der “billigen Num-
mer“ eine Art Selbstgespräch geführt, also lassen
wir das!

(Zurufe und Sprechen.)

Meine Damen und Herren, alle Bemühungen in der
Vergangenheit, die deutschen Steueransprüche ge-
genüber deutschen Steuerpflichtigen mit Vermö-
gensanlagen in der Schweiz durchzusetzen, sind in
jedweder politischen Verantwortung gescheitert.
Deshalb will ich darauf hinweisen, auch heute
besteht, unabhängig von der Koalitionszusammen-
setzung in Berlin, für Deutschland alleine keine Mög-
lichkeit, einseitig daran etwas zu ändern. Insofern
bleibt nur die Alternative, ein akzeptables Angebot
zu machen, wenn wir für die Zukunft bei der Durch-
setzung der Steueransprüche für Vermögensanla-
gen deutscher Steuerflüchtlinge in der Schweiz
einen Schritt weiter kommen wollen. Es kann nur
darum gehen, etwas auf dem Verhandlungs- und
Verständigungsweg zu erreichen. Im Übrigen erin-
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nere ich mich daran - das will ich doch korrigierend
zu dem sagen, was der Kollege Jost hier ausgeführt
hat -, dass es eine ganze Reihe von Beispielen rück-
wirkender Amnestien für Steuerrechtsvergehen gibt,
die unter sozialdemokratischen Bundesfinanzminis-
tern vorgenommen wurden. Wenn hier eine
Teilamnestie vorgenommen wird, kann man das
nicht zum Anlass nehmen, um daraus eine große
Gerechtigkeitsdebatte zu machen. Das geht fehl
oder man klagt sich selbst und die eigenen Leute
an. Das ist der Punkt, Herr Kollege Jost, der in der
Sache einzufügen ist.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Der Hintergrund ist angesprochen, wir kamen in der
Verhandlung also keinen Schritt weiter. Jetzt hat
man sich darauf verständigt, dass Deutschland und
die Schweiz ihre finanzwirtschaftlichen Beziehungen
festigen und die Zusammenarbeit im steuerlichen
Bereich stärken wollen. Die Unterhändler beider
Länder haben deshalb ein Abkommen ausgehan-
delt, das heute unterzeichnet wird, anschließend be-
ginnt das parlamentarische Verfahren. Erst dann
wird sich diese Landesregierung positionieren, dar-
auf will ich ganz bewusst hinweisen.

Jetzt haben Verhandlungsunterhändler ein Abkom-
men ausgehandelt, durch das eine effektive Bes-
teuerung von Vermögenswerten deutscher Steuer-
pflichtiger sichergestellt werden soll. Dies soll so-
wohl für die Vergangenheit, der Kollege Schmitt hat
darauf hingewiesen, als auch für die Zukunft gelten
und dadurch geschehen, dass erstens - das bitte ich
doch einmal wirklich ganz nüchtern, mit kühlem Kopf
auseinanderzuhalten - unversteuerte Vermögens-
werte deutscher Steuerpflichtiger in der Schweiz auf
der Grundlage dieses Abkommens nachbesteuert
werden. Zweitens. Auf zukünftig anfallende Erträge
und Gewinne aus Vermögenswerten kann nach den
Regelungen des Abkommens eine Steuer mit grund-
sätzlicher Abgeltungswirkung erhoben werden.

Das ist der Ausgangspunkt. Ist das ein Schritt zu-
rück oder ist es ein Schritt nach vorne? - Nach unse-
rer ersten Analyse ist es ein Schritt nach vorne. Das
neue Steuerabkommen mit der Schweiz mag ja
nicht perfekt sein - das hat auch niemand behaup-
tet -, aber es kann für beide Seiten letztendlich als
akzeptabler Kompromiss gesehen werden, der in
seiner Wirkung für die Betroffenen, insbesondere
aber in seiner Wirkung für die öffentliche Hand in
Deutschland, besser ist als der Status quo. Das ist
ein wichtiger Maßstab. Deutschland erhält ab 2013
eine Abgeltungssteuer auf Kapitalerträge von rund
26 Prozent. Unversteuerte Altvermögen können mit
einem Steuersatz - das ist in der individuellen Be-
rechnung vorgesehen - von bis zu 34 Prozent belegt
werden. Darüber hinaus gibt es einen Vorschuss der
Schweizer Banken in der Größenordnung von 2 Mil-
liarden Euro. Das Handelsblatt vom heutigen Tag

kommentiert unter der Überschrift: „Die Kavallerie
kann heimkommen“

(Heiterkeit bei den Regierungsfraktionen)

diesen Vorgang wie folgt: Ein Kassenwart, der da
nicht zugreift, wäre ein Dummkopf. - Wer will in die-
sem Parlament ein Dummkopf sein?

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen. - Abg. Jost
(SPD): Sauber, genau die Klientel!)

Zwar gebietet es die Fairness darauf hinzuweisen,
dass die Schweizer gleichzeitig die Reste ihres
Bankgeheimnisses gerettet haben, weil die Abgel-
tungssteuer anonym erhoben werden soll - das ist
wahr -, andererseits gilt, die deutsche Seite hat es
künftig leichter, verdächtigen Steuersündern auf die
Spur zu kommen. Selbst wenn einzuräumen ist,
dass Steuerflüchtlinge auf der Basis des jetzigen
Abkommens etwas besser wegkommen dürften als
diejenigen, die sich in Deutschland wegen einer
Steuerhinterziehung selbst angezeigt haben - so ist
ja eben argumentiert worden -, bleibt die Frage, was
es bringen würde, das Steuerabkommen zu kippen.

Wie ist der Status quo, wie ist die Zukunftsregelung?
Was ist besser, was ist schlechter? Ich glaube, die
Antwort kann man leicht geben. Letztlich wird mit
der ausgehandelten Lösung gewährleistet, dass in
der Schweiz bei Inkrafttreten des Abkommens keine
unversteuerten Kapitalanlagen deutscher Steuer-
pflichtiger auf Depots oder Konten mehr vorhanden
sind. Zweitens. Damit dies für die Zukunft weiterhin
sichergestellt werden kann, ist die Einführung einer
Abgeltungssteuer für Kapitalanlagen deutscher
Steuerpflichtiger in der Schweiz vorgesehen, die in-
haltlich der deutschen Abgeltungssteuer entspricht.
Das ist der Regelungsgegenstand des Abkommens,
über das wir uns unterhalten.

Die Alternative, meine Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, zum jetzt gefundenen Kom-
promiss wäre eine jahrelange Fortsetzung der Treib-
jagd mit den umstrittenen Ankäufen gestohlener
Steuerdaten. Auch darüber ist öffentlich diskutiert
worden, auch das ist öffentlich infrage gestellt wor-
den. Das ist keine Rechtsgrundlage, die sakrosankt
ist oder die man einfach so zu akzeptieren hätte. Am
Ende würden mehr Steuersünder davonkommen
und Deutschlands Kassen wären leerer, als das ge-
genwärtig der Fall ist. Frage sozusagen als Ab-
schlussfrage: Wäre das gerecht? Wäre das anstre-
benswert? Wir glauben, nein. - Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Herzlichen Dank. - Das Wort hat nun Prof. Dr. Heinz
Bierbaum.
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Abg. Prof. Dr. Bierbaum (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst einmal, Herr Minister Jacoby, das Handels-
blatt ist für mich nicht die Instanz, die darüber ent-
scheidet, wer hier Dummkopf ist und wer nicht.

(Beifall bei der LINKEN. - Abg. Wegner (CDU):
Sagen wir auch nicht!)

Es wundert mich nicht, dass das Handelsblatt mit ei-
ner doch ziemlich eindeutigen Interessenlage das
eher begrüßt, als es ablehnt. Aber jetzt zur Sache.
Das, was hier von Ihnen und von anderen vorgetra-
gen worden ist, dass das jetzige Abkommen besser
sei als der Status quo, heißt ja, besser ein schlech-
tes Abkommen als gar kein Abkommen. Dieser Lo-
gik kann ich überhaupt nicht folgen.

(Beifall bei der LINKEN.)

Was wir wollen, ist ein besseres Abkommen. Wir
wollen nicht den Status quo beibehalten, um das
eindeutig zu sagen - ich habe das hier schon einmal
vorgetragen -, ich halte auch die Steuer-CD für äu-
ßerst fragwürdig, sie ist sicherlich keine Grundlage
für ein ordentliches Verfahren. Insofern wollen wir
ein verändertes Abkommen.

Zum gegenwärtigen Abkommen - das war ja Ihr ent-
scheidender Punkt, Herr Minister - sagen Sie, es sei
ein Schritt nach vorne und kein Schritt zurück. Wir
halten dieses Abkommen für einen Schritt zurück in
den Bemühungen, Steuerflucht zu bekämpfen. Was
wir hier haben, ist ein deutscher Sonderweg, der al-
les konterkariert, was auf der EU-Ebene und auf der
internationalen Ebene passiert. Das ist der entschei-
dende Punkt. Man muss schon erhebliche Steilkur-
ven fliegen, Herr Schmitt, um zunächst einmal das
alles auch zu sehen, dann aber zu einer Legitimati-
on dieses Abkommens zu kommen. Das ist schon
eine sehr kühne Form von Dialektik, die hier vorge-
tragen worden ist. Worum es uns geht, ist - ich will
es ganz deutlich machen -, dass das, was mit dem
Abkommen gemacht wird, letztlich eine Legalisie-
rung der Steuerflucht ist, eine Legalisierung der
Schwarzgeldkonten. Das nehmen wir nicht hin.

(Beifall bei der LINKEN.)

Zweitens. Ich wiederhole es: Wir haben allen Grund,
die internationalen Bemühungen zu unterstützen. Es
liegt weit unter dem, was auf EU-Ebene diskutiert
wird. Ich denke, in die Richtung sollte ein Abkom-
men gehen.

Dann will ich noch etwas dazu sagen. Hier werden
Steuerflüchtlinge behandelt, als ob sie nicht groß et-
was gemacht hätten, als ob es praktisch fast kein
Straftatbestand sei. Auch dagegen wehre ich mich.
Steuerflucht ist ein Straftatbestand, Steuerhinterzie-
hung ist ein Straftatbestand. Dieses Abkommen wird
genau dem nicht gerecht. Es verharmlost es. Es ist
ein Schritt zurück. Deswegen sind wir der Auffas-

sung, in der uns bekannten, jetzt vorliegenden Fas-
sung kann dies keine Grundlage sein. Ich glaube, für
niemanden hier. - Danke.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Herzlichen Dank, Herr Prof. Dr. Bierbaum. Weitere
Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich schlie-
ße die Aussprache. Aber bevor wir zur Abstimmung
kommen, darf ich ganz herzlich Herrn Elod Chibowo
Kafaukoma willkommen heißen, ein Zuckerrohrbau-
er aus Malawi, der sich im Rahmen der Aktion Fair-
trade hier im Saarland aufhält. Seien Sie uns herz-
lich willkommen.

(Beifall des Hauses.)

Wir kommen nun zur Abstimmung. Wer für die An-
nahme des Antrages Drucksache 14/574 - neu - ist,
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich der Stimme? - Dann stelle
ich fest, dass der Antrag Drucksache 14/574 - neu -
mit Stimmenmehrheit der Koalitionsfraktionen bei
Gegenstimmen der Oppositionsfraktionen abgelehnt
ist.

Wir kommen zu Punkt 12 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der SPD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Kollaps der aktiven Arbeitsmarktpo-
litik stoppen - Menschen in Arbeitslosigkeit
wirklich helfen (Drucksache 14/577)

Zur Begründung des Antrags 14/577 erteile ich
Herrn Abgeordneten Eugen Roth das Wort.

Abg. Roth (SPD):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Die SPD-Landtagsfraktion
hat den Antrag „Kollaps der aktiven Arbeitsmarktpo-
litik stoppen - Menschen in Arbeitslosigkeit wirklich
helfen“ eingebracht, weil wir glauben, dass auch in
den Ländern ein Aufschrei erfolgen müsste zu dem,
was im Moment durch die deutsche Bundesregie-
rung an sogenannter Arbeitsmarktreform geplant ist.

Bekanntlich wurde ein Gesetzentwurf unter der
Überschrift „Verbesserung der Eingliederungschan-
cen am Arbeitmarkt“ in den Deutschen Bundestag
eingebracht. Das ist allerdings nach unserem Kennt-
nisstand ein völliger Etikettenschwindel, weil es dar-
um geht, die Gesetzeslage bei der Förderung von
Eingliederungsmaßnahmen der Haushaltslage anzu-
passen, und nicht darum, tatsächlich eine Verbesse-
rung der Eingliederungschancen insbesondere für
von Langzeitarbeitslosigkeit betroffene Menschen
am Arbeitsmarkt vorzunehmen.
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Wir wissen aus Gesprächen mit den Trägern, was
die Weiterbildung und Qualifizierung insbesondere
von Langzeitarbeitslosen betrifft, aber auch von jun-
gen Menschen, die teilweise ohne jeglichen Ab-
schluss auch bei uns im Saarland leben, dass die
Dinge, wenn sie so umgesetzt würden wie geplant,
zu einem völligen Kollaps bei der Bekämpfung von
Langzeitarbeitslosigkeit führen würden, dass ein
Trägersterben einsetzen würde, wie wir es in dieser
Dimension bisher - Gott sei Dank - noch nicht erle-
ben mussten.

Gestatten Sie mir eine kleine Replik zu dem einen
oder anderen Thema, das wir heute schon in diesem
Haus diskutiert haben. Wenn ich höre, dass wir bei
einem sogenannten Vierten Pavillon um die 40 Mil-
lionen Euro in den Sand gesetzt haben, wenn ich
höre, dass wir Steuerflüchtlingen einen Steuernach-
lass - so nenne ich es mal - von ungefähr 20 Milliar-
den Euro gewähren, die sie eigentlich erbringen
müssten, um das, was sie illegal ins Ausland trans-
feriert haben, halbwegs ordnungsgemäß mit den
deutschen Steuerbehörden abzurechnen, und wenn
ich dann sehe, wie man bei der Bewältigung von
Haushaltsnotlage und Krise den Arbeitslosen zu Lei-
be rückt, dann ist das an Ungerechtigkeit nicht mehr
zu überbieten.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Was heißt das für uns und warum diskutieren wir
das im Saarland? Wir könnten ja sagen, das müsse
nur im Deutschen Bundestag diskutiert werden. Es
wird uns, wie gesagt, hart treffen. Wenn die Dinge
wie geplant umgesetzt würden, würden im Bereich
SGB II und SGB III von 2012 bis 2015 im Saarland
insgesamt fast 367 Millionen Euro fehlen - ich habe
mich nicht versprochen, ich rede von 367 Millionen
Euro für den Zeitraum 2012 bis 2015. Gleichzeitig
haben wir die Situation, dass das Saarland leider
einen überdurchschnittlich hohen Prozentsatz verfe-
stigter Langzeitarbeitslosigkeit hat trotz aller kon-
junkturellen Hochs, die wir in jüngster Zeit erfreuli-
cherweise erleben durften, die sich aber zumindest
abzukühlen scheinen. Dann wird die ganze Party -
wie es in der Wirtschaftssprache heißt - vorbei sein
und dann ist an diesen Menschen der sogenannte
Aufschwung völlig vorbeigegangen. Hier hat sich
kaum etwas bewegt, ich will nicht sagen nichts, aber
kaum etwas.

Gleichzeitig wissen wir, dass die Mittel aus dem
Europäischen Sozialfonds eine höchst sensible An-
gelegenheit sind. Es ist dünnes Eis, das bereits hör-
bar zu knirschen beginnt. Wir wissen, dass die Mit-
tel, die bis 2013 geplant sind, schon bis Ende 2011
so fest gebunden sind, dass im Grunde für etwas
Weiteres nichts mehr übrig ist. Was die neue För-
derperiode bringt, wissen wir überhaupt noch nicht.
Wir müssen eher darum kämpfen, dass die Mittel
nicht noch verringert werden.

Dass die Situation nicht ganz undramatisch ist, be-
legt auch die Regierungserklärung der Frau Minis-
terpräsidentin Annegret Kramp-Karrenbauer vom 24.
August, in der sie selbst auf das Problem hingewie-
sen hat. Mit Erlaubnis des Präsidenten zitiere ich
aus der Seite 10: „Die jüngsten Pläne des Bundes,
in der Regionaldirektion der Agentur für Arbeit die
Eingliederungshilfen um rund ein Drittel zu kürzen,
halte ich in dieser Höhe für sehr bedenklich. Es
besteht die Gefahr, dass dann nicht mehr ausrei-
chend Mittel zur Förderung der beruflichen Qualifika-
tion zur Verfügung stehen. In diesem Punkt sehe ich
- wie im Übrigen auch andere Ministerpräsidenten -
auf Bundesebene noch erheblichen Gesprächsbe-
darf.“ Das war vor drei Wochen.

Es gibt weitere Verlautbarungen von den Sozialver-
bänden, von der Liga der Freien Wohlfahrtspflege,
von der Landesarbeitsgemeinschaft für Weiterbil-
dung und Qualifizierung, von der Christlich-Demo-
kratischen Arbeitnehmerschaft, die sich auch dem
Thema sehr kritisch genähert hat, und letztlich auch
vom Landkreis St. Wendel, der sich als Optionskom-
mune schriftlich an die Ministerien und an die Frak-
tionen gewandt hat. Das heißt, die Dimension der
Problematik ist unstreitig. Wenn das so ist, müssten
wir uns überlegen, gemeinsam zu handeln, etwas zu
tun, weil die Auswirkungen - auch wenn es letztlich
in Berlin im Deutschen Bundestag beschlossen wird
- sich bei uns vor Ort massiv auswirken werden. Wir
werden der Langzeitarbeitslosigkeit nicht mehr ver-
nünftig zuleibe rücken können, wir werden den Men-
schen nicht mehr helfen können.

Es ist zu hören, dass etwa 60 Prozent dieser Träger,
die unbedingt notwendig sind, um an dem Thema zu
arbeiten, existenziell gefährdet sind, massive Entlas-
sungen vornehmen müssen. Das heißt, die Men-
schen, die sich dort um Langzeitarbeitslose küm-
mern, sind der perversen Situation ausgesetzt,
selbst in höchstem Maße durch solche politischen
Fehlentscheidungen von Arbeitslosigkeit bedroht zu
sein. Ich hoffe, dass wir in diesem Parlament etwas
hinbekommen. Denn Dinge mit einer solchen Trag-
weite, was die Sozialempfindlichkeit betrifft, möchte
ich ungern einem Herrn Rösler allein überlassen.
Das lässt mich eher schaudern, als dass ich darauf
vertrauen könnte, dass mit diesem Thema verant-
wortungsvoll umgegangen wird.

Ich möchte auf Vorschläge hinweisen, die wir in un-
serem Antrag formuliert haben, was man denn nun
tun könnte. Zuerst einmal wäre es wichtig, dass wir
über den Bundesrat initiativ werden. Die Frau Minis-
terpräsidentin hat das selbst angedeutet. Es wäre in-
teressant zu erfahren, wie weit diese Gedanken seit
dem 24. August gediehen sind, ob etwas Konkretes
eingeleitet wird oder ob es nicht zitierfähige Hinter-
grundgespräche gibt. Am Ende ist alles wichtig.
Aber es wäre sehr wichtig, dass wirklich gemeinsam
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etwas unternommen wird. Insbesondere müssten
die Rechtsansprüche aus den Rechtskreisen des
SGB II - das ist die Grundsicherung, wo die Lang-
zeitarbeitslosen ihre finanzielle Unterstützung herbe-
kommen - und des SGB III, der klassischen Arbeits-
losenversicherung, was Förderung von Bildung und
Weiterbildung betrifft, weiter gestärkt werden.

Es wird eine Wende auf die Arbeitsmarktpolitik zu-
kommen dergestalt, dass man künftig mehr präven-
tiv tätig werden muss, um sich schon frühzeitig bei
drohender Arbeitslosigkeit durch Weiterbildung und
Qualifizierung auf veränderte, flexiblere Arbeitsmärk-
te einstellen zu können. Es wird eine Kultur der
zweiten Chance geben müssen - das ist das Neue -,
natürlich gepaart mit der Anforderung, Fachkräfte
auch aus dem Heer der Langzeitarbeitslosen zu re-
krutieren. Das ist möglich, weil dort nicht nur die „Bil-
dungslosen“ zu finden sind, sondern leider immer
mehr auch hoch- und höchstqualifizierte Menschen.
Insofern wird es einen Dreh brauchen.

Wir werden das Fördern wieder priorisieren müssen.
Das Thema der Arbeitsgelegenheiten, die in sich
durchaus auch kritisch zu sehen sind, wird insbe-
sondere von der kommunalen Schiene sehr stark re-
klamiert, gerade auch vom Landkreis St. Wendel. Es
wird ein Zusammenbrechen verschiedener Maßnah-
men befürchtet, wenn das so drastisch wie geplant
zurückgeführt würde. Man hat jetzt gehört - so be-
richtet die Financial Times Deutschland -, es sei ein
Einlenken geplant. Das ist alles noch recht nebulös,
hier müsste etwas Butter bei die Fische.

Die Beschäftigungsförderung für die Langzeitarbeits-
losen nach 16e SGB II soll noch weiter eingestampft
werden, indem man aus dem Eingliederungstitel
noch maximal 5 Prozent dafür zur Verfügung stellen
will. Das wird bedeuten, dass die Agenturen und die
Weiterbildungsträger damit nichts mehr werden an-
fangen können. Die werden es nicht mehr umsetzen
können. Das rechnet sich nicht. Dort müssten die
Mittel ebenfalls zumindest auf 20 Prozent des Ein-
gliederungstitels erhöht werden. Wir wissen, dass
das gerade im Saarland eine sehr gute Maßnahme
gewesen ist, die überdurchschnittlich in Anspruch
genommen wurde. Das war etwas Gutes. Aber es
droht uns, dass wir für das, was wir gut gemacht ha-
ben, noch bestraft werden. Wir müssen einen dauer-
haft geförderten öffentlichen Beschäftigungsmarkt,
der diesen Namen auch verdient, für Langzeitar-
beitslose aufbauen. Es wäre außerdem wichtig,
dass es eine gegenseitige Deckungsfähigkeit beim
Aktiv-Passiv-Transfer gäbe. Das sagen einem alle,
die bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und in
der Hilfe für Arbeitslose engagiert sind.

Ich habe auf die drohende gravierende Finanzie-
rungslücke bei ESF-Mitteln hingewiesen. Bezüglich
der Trägerstrukturen brauchen wir schnell eine In-
itiative und ein massives Einwirken über den Bun-

desrat auf die Bundesregierung, weil uns sonst die
Dinge als Scherbenhaufen vor die saarländische
Haustür gekehrt werden. Wir wissen, dass das
schwierig ist. Das wird kein Spaziergang werden. Es
hat für mich als Gewerkschafter einen wirklich scha-
len Beigeschmack, wenn man Folgendes sieht. Wir
hatten eine Krise. Teilweise haben wir sie noch; sie
wirkt sich langfristig aus. Wir kommen dort, wo es
um Finanztransaktionssteuern und andere Dinge
geht, nicht richtig zu Werk. Zu Werk kommen wir
aber dort, wo man arbeitslosen Menschen, die sich
vermeintlich nicht wehren können, an die letzten
Reste von Würde und Geldbeutel geht. Das muss
wieder vom Kopf auf die Füße gestellt werden. Des-
wegen wären wir froh, wenn unser Antrag Gehör
und Unterstützung finden würde. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Herzlichen Dank, Herr Abgeordneter Roth. Ich eröff-
ne die Aussprache. - Das Wort hat nun der Abgeord-
nete Hermann Scharf von der CDU-Landtagsfrakti-
on.

Abg. Scharf (CDU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wirkungs-
volle Arbeitsmarktpolitik ist ein Thema, dem wir uns
alle mit ganz besonderer Verantwortung und ohne
parteipolitischen Opportunismus stellen müssen. Bei
diesem Thema geht es um Menschen und deren
Möglichkeiten, sich durch eine menschenwürdige
und erfüllende Tätigkeit die Mittel zu verschaffen, die
den Einzelnen in die Lage versetzen, nicht nur sei-
nen Lebensunterhalt zu bestreiten, sondern auch
am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Le-
ben unseres Landes teilzunehmen. Unter diese Prä-
missen stelle ich meinen Redebeitrag, verbunden
mit dem Willen, dass wir alles in unserer Macht Ste-
hende tun, damit jeder arbeitswillige und arbeitsfähi-
ge Bürger einer adäquaten Arbeit nachgehen kann.

Wie sieht es derzeit auf dem Arbeitsmarkt aus? Die
Zahlen für den Monat August sind durchaus sehr er-
freulich, denn die grundsätzlich positive wirtschaftli-
che Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt hat sich auch
im August fortgesetzt. Bundesweit haben wir
2.945.000 Arbeitslose, was einer Arbeitslosenquote
von 7 Prozent entspricht. Interessant ist der Vorjah-
resvergleich. Damals hatten wir im August bundes-
weit 238.000 Arbeitslose mehr. Maßgeblich für diese
anhaltend positive Entwicklung auf dem Arbeits-
markt ist das gute konjunkturelle Umfeld, das zu ei-
nem deutlichen Zuwachs der versicherungspflichti-
gen Beschäftigung geführt und damit die Chancen
erhöht hat, aus der Arbeitslosigkeit in eine Beschäfti-
gung zu kommen.
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Für unser Bundesland sehen die August-Zahlen
noch günstiger aus, denn bedingt durch das frühe
Ferienende setzte die im Herbst übliche Belebung
des Arbeitsmarktes bereits im August ein. So ist die
Arbeitslosigkeit im Saarland im August um 795 zu-
rückgegangen und liegt damit bei 34.095. Somit be-
trägt die Arbeitslosenquote im Saarland im August
6,7 Prozent. Dies bedeutet gegenüber dem gleichen
Vorjahresmonat einen Rückgang um 3.153 Perso-
nen. Unter den Bundesländern steht das Saarland
bezüglich der Arbeitslosenquote auf dem fünften
Rang. Sicherlich ist dies ein besonderer Verdienst
der Wirtschaft in unserem Lande, denn sie schafft
die Arbeitsplätze. Dafür darf ich im Namen der CDU-
Landtagsfraktion ein herzliches Wort des Dankes
sagen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Aber es ist auch ein Verdienst der politisch Verant-
wortlichen, denn sie schaffen die entsprechenden
Rahmenbedingungen und die können angesichts
dieser Zahlen doch nicht so schlecht sein, wie Sie,
meine Damen und Herren der Opposition, es oft ger-
ne herbeireden. Aber auch Sie werden diese positi-
ven Zahlen zur Kenntnis nehmen müssen.

Allerdings dürfen diese positiven Arbeitsmarktdaten
uns nicht darüber hinwegtäuschen, dass es immer
noch 34.000 Menschen in unserem Bundesland gibt,
die derzeit ohne Arbeit sind, und dass wir uns alle
weiterhin bemühen müssen, möglichst viele dieser
Menschen in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren.
Daher ist das arbeitsmarktpolitische Instrumentarium
auch weiterhin von sehr großer Bedeutung, trotz des
allgemein gültigen Sparzwangs ist gerade in diesem
Politikfeld sehr viel Augenmaß vonnöten.

Sie, meine Damen und Herren von der SPD, haben
in Ihrem Antrag die anstehende Verabschiedung des
Gesetzes zur Verbesserung der Eingliederungs-
chancen am Arbeitsmarkt einer kritischen Betrach-
tung und Bewertung unterzogen. Dass Sie in diesem
Zusammenhang von einem Kollaps der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik sprechen, halte ich für polemisch
und übertrieben; deswegen lehnen wir Ihren Antrag
auch ab. Allerdings müssen wir den Gesetzentwurf
sachlich und - Kollege Roth, da gebe ich Ihnen recht
- durchaus kritisch analysieren und danach die saar-
ländische Landesregierung auffordern, ihren Ein-
fluss in Berlin geltend zu machen, um an der einen
oder anderen Stelle Veränderungen und Nachbes-
serungen zu erreichen.

Die konkreten Auswirkungen der Instrumentenre-
form und ihre Folgen für die Finanzierung arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen laufen in Ihrem Antrag
für die Jahre 2012 bis 2015 auf eine Kürzung von
367 Millionen Euro hinaus. Dieser Betrag ist rein
spekulativ und hält einer fachbezogenen Analyse
nicht stand.

Recht gebe ich Ihrem Ansinnen, dass wir als Land
jede Kürzung der arbeitsmarktpolitischen Mittel zu-
nächst kritisch sehen und alles tun müssen, damit
die Möglichkeiten, einen dynamischen Arbeitsmarkt
zu gestalten, nicht beschnitten werden. Eine Arbeits-
marktpolitik, die auf Teilhabe und Integration aller
setzt, braucht entsprechende Finanzmittel, um die
erforderlichen Instrumentarien einsetzen zu können.
Alle auf dem Arbeitsmarkt aktiven Institutionen und
Organisationen müssen auch weiterhin die Möglich-
keit haben, den Arbeitslosen in ihren unterschied-
lichsten Problemsituationen zu helfen, sodass diese
imstande sind, wieder auf dem ersten Arbeitsmarkt
Fuß zu fassen. Dazu bedarf es abgestimmter und in-
telligenter Förderinstrumente, die leider auch viel
Geld kosten.

Mir ist bewusst, dass auch in diesem Bereich ein ab-
soluter Sparzwang gilt und jeder Euro dreimal umge-
dreht werden muss, bevor er ausgegeben wird. Al-
lerdings bittet die CDU-Landtagsfraktion die saarlän-
dische Landesregierung, gemeinsam mit anderen
Bundesländern zu versuchen, Änderungen im vorlie-
genden Gesetzentwurf dahingehend vorzunehmen,
dass weiterhin eine optimale Arbeitsmarktpolitik rea-
lisiert werden kann.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, gerade die sogenannten
Problemgruppen am Arbeitsmarkt - das heißt dieje-
nigen, die aus eigener Kraft den Sprung in Arbeit
und Ausbildung nicht schaffen, in der Mehrzahl Ar-
beitslosengeld-II-Bezieher -, müssen durch aktive
Arbeitsmarktpolitik eine neue Perspektive erhalten.
Diese Perspektive wird vor allem durch berufliche
Qualifizierung geschaffen. Gerade um diese berufli-
che Qualifizierung von Arbeitslosen und insbesonde-
re Langzeitarbeitslosen haben sich die Bildungsträ-
ger in unserem Land große Verdienste erworben.
Daher gilt auch ihnen unser besonderer Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Hoch qualifizierte Ausbilder, Lehrer und Sozialpäd-
agogen haben zu den positiven Ergebnissen der
saarländischen Arbeitsmarktpolitik mit beigetragen.
Durch das Gesetz zur Verbesserung der Eingliede-
rungschancen am Arbeitsmarkt dürfen diese Bil-
dungsträger nicht in ihrer Existenz bedroht werden.
Zwar werden auch sie den Gürtel enger schnallen
müssen, aber es muss gewährleistet werden, dass
nicht gerade die Einrichtungen, die sich bei der Qua-
lifizierung von Arbeitslosen mit sehr gutem Fachper-
sonal in besonderer Weise engagiert haben, ihre
Fachkräfte in Größenordnung entlassen müssen.

Die saarländische Landesregierung hat ein Konzept
zur Sicherung des saarländischen Fachkräftebe-
standes erstellt. Es legt großen Wert darauf, dass
Strategien entwickelt und umgesetzt werden, die
mittel- und langfristig die wirtschaftliche und soziale
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Entwicklung unseres Bundeslandes fördern. Dazu
ist eine ausreichende finanzielle Ausstattung uner-
lässlich, und hier muss die Landesregierung auch
nachhaltig auf den Bund einwirken, damit die finan-
ziellen Mittel zur Realisierung dieser Strategien wei-
terhin zur Verfügung gestellt werden. Bei den ESF-
Fördermitteln besteht ebenfalls großer Handlungs-
bedarf. Auch hier bitten wir die Landesregierung, bei
den entsprechenden Stellen weiterhin nachdrücklich
vorstellig zu werden, damit unser Bundesland auch
in Zukunft ausreichend ESF-Fördermittel erhält. Und
eines betone ich besonders stark: Eine weniger bü-
rokratische Handhabung würde manches erleichtern
und viele gute Projekte fördern beziehungsweise am
Leben erhalten. Ich denke in diesem Zusammen-
hang insbesondere an eine Umschichtung der Mittel
in den einzelnen Prioritätsachsen. Hier würde eine
unbürokratischere Vorgehensweise sehr helfen. Al-
lerdings liegt dies im Ermessensbereich der Euro-
päischen Kommission. Ich weiß, dass die saarländi-
sche Landesregierung bereits entsprechende Ab-
stimmungsgespräche führt. Wenn dieser Abstim-
mungsprozess über die Umschichtung der ESF-Mit-
tel erfolgreich abgeschlossen werden könnte, würde
dies allen Akteuren der saarländischen Arbeits-
marktpolitik sehr helfen.

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, Menschen, die eine Arbeit suchen, zu helfen
und sie in die Lage zu versetzen, wieder auf dem
ersten Arbeitsmarkt Fuß zu fassen, ist eine sehr
wichtige und verantwortungsvolle Aufgabe für uns
alle hier in diesem Hohen Hause. Ich bitte daher je-
den, an seiner Stelle mit dazu beizutragen, dass das
arbeitsmarktpolitische Instrumentarium in unserem
Saarland weiterhin auf einem hohen Niveau einge-
setzt werden kann und somit viele Menschen eine
optimale Chance erhalten, in Arbeit zu kommen be-
ziehungsweise ihren Arbeitsplatz auf Dauer zu si-
chern. - Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Scharf. - Das Wort
hat nun Wolfgang Schumacher von der Fraktion DIE
LINKE.

Abg. Schumacher (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
LINKE stimmt dem Antrag der SPD-Landtagsfraktion
zu. Der Name des Gesetzentwurfs der Bundesregie-
rung - Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungs-
chancen am Arbeitsmarkt - führt bereits in die Irre.
Das Gesetz zielt eben nicht auf notwendige und
sinnvolle Reformen ab, sondern soll lediglich das
unsoziale Sparpaket der Bundesregierung vom letz-
ten Jahr umsetzen und den Haushalt auf Kosten der
Arbeitslosen sanieren. Wir haben es mit einem rei-

nen Spargesetz zu tun, das einem Kahlschlag in der
aktiven Arbeitsmarktpolitik gleichkommt. Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen werden ebenso gestrichen
wie Arbeitsgelegenheiten in der Entgeltvariante. Da-
bei konnten gerade diese beiden Instrumente noch
für öffentliche Beschäftigung zu halbwegs akzepta-
blen Bedingungen genutzt werden. Übrig bleiben die
Ein-Euro-Jobs, die unserer Auffassung nach abge-
schafft gehören. Der Gründungszuschuss nach § 94
SGB III wird von einer Pflicht- in eine Ermessens-
leistung umgewandelt, die Förderhöhe wird abge-
senkt, die Fördervoraussetzungen werden ver-
schärft. Dabei hat sich die Existenzgründungsförde-
rung in den vergangenen Jahren bewährt.

Der Gesetzentwurf setzt zudem einen Trend zur
Umwandlung von Pflicht- in Ermessensleistungen
fort, der überhaupt nicht mehr hinnehmbar ist. Man
schafft für die Betroffenen jede Verlässlichkeit ab
und ersetzt sie durch Unsicherheit. Arbeitslose wer-
den damit zu Bittstellern gemacht. Zugleich bürdet
man den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Bun-
desagentur für Arbeit und der Jobcenter den gesam-
ten Spardruck auf. Allein durch die Umwandlung von
Pflicht- in Ermessensleistungen sollen von 2011 bis
2014 insgesamt 16 Milliarden Euro eingespart wer-
den, nämlich sechs Milliarden im Bereich Hartz 4 be-
ziehungsweise SGB II und zehn Milliarden beim Ar-
beitslosengeld I und den Nichtleistungsempfängern.
Insbesondere die Langzeitarbeitslosen sehen in die
Röhre. Von ihnen gibt es allein im Saarland circa
11.000; das ist fast ein Drittel der Arbeitslosen. Sie
werden unter den Kürzungen am meisten leiden, ob-
wohl gerade sie auf Qualifizierung und Bildung an-
gewiesen sind, um überhaupt wieder eine Chance
auf dem Arbeitsmarkt zu haben. Was droht, ist eine
Zweiteilung des Arbeitsmarktes. Arbeitsmarktpoliti-
sche Bemühungen werden nur noch für gut und
schnell vermittelbare Arbeitslose unternommen. Die
Hilfen für schwerer Vermittelbare werden dagegen
abgebaut oder beschnitten.

Dem Land werden wegen der Sparpläne von
Schwarz-Gelb im sozialen Bereich von 2012 bis
2015 etwa 367 Millionen Euro fehlen. Die SPD hat
die Zahlen vorhin genannt; sie stehen auch im An-
trag. Wie soll eigentlich mit diesem Sammelsurium
von Einschränkungen, Streichungen und Kürzungen
die Eingliederung in den Arbeitsmarkt verbessert
werden? Das angebliche Ziel des Gesetzes, nämlich
Flexibilität und Dezentralität, wird in sein Gegenteil
verkehrt. Was soll denn in Zukunft ein Arbeitsver-
mittler vor Ort noch entscheiden können, wenn der
Gesetzgeber alle Möglichkeiten streicht, die zur Ver-
mittlung notwendig sind? Wir sagen: Arbeitsmarktin-
strumente müssen der realen Situation auf dem Ar-
beitsmarkt gerecht werden. Sie können nicht von
den schwarz-gelben Sparplänen abhängen. Die Kür-
zungen werden damit begründet, dass die Zahl der
Arbeitslosen zurückgehe. Dies hat mit der Realität
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der Langzeitarbeitslosen nichts zu tun. Der Trend
geht an ihnen vorbei. So verringerte sich im Saar-
land im August 2011 die Arbeitslosigkeit insgesamt
gegenüber dem Vorjahr um 8,3 Prozent. Bei den
Langzeitarbeitslosen beträgt der Rückgang lediglich
2,1 Prozent. Besonders sie sind jedoch von den Kür-
zungen betroffen.

Wir stehen mit unserer Kritik nicht allein da. Auf Lan-
des- und Bundesebene, aus den großen Sozial- und
Wohlfahrtsverbänden bis hin zum Bundesrat sind
zahlreiche ablehnende Stellungnahmen zu diesem
Gesetzentwurf laut geworden. Im Saarland hat sich
der Kreistag St. Wendel in einer einstimmigen Reso-
lution gegen die Kürzungen der Eingliederungsmittel
ausgesprochen. Er verweist darauf, dass bereits
durch die Streichungen der letzten beiden Jahre ei-
ne Grenze erreicht war. Mit dem jetzigen Gesetzent-
wurf werde, so der Kreistag St. Wendel, der Bereich
der öffentlich geförderten Beschäftigung vollends
ausgetrocknet. Meine Damen und Herren, wir sollten
dem Beispiel des Kreistags von St. Wendel folgen
und heute ein deutliches Zeichen gegen das geplan-
te Gesetz setzen. Für uns LINKE ist klar: Die Kür-
zungen bei der Arbeitsmarktpolitik führen nicht zur
besseren Vermittlung. Gute und nachhaltige arbeits-
marktpolitische Maßnahmen müssen ausreichend fi-
nanziert werden. Nur so sind langfristige, wirkungs-
volle Weiterbildungsprogramme und öffentlich geför-
derte Beschäftigung möglich, nur so lässt sich die
verfestigte Langzeitarbeitslosigkeit bekämpfen. Wir
brauchen eine Reform, die wirklich Beschäftigungs-
perspektiven verbessert und Fairness auf dem Ar-
beitsmarkt schafft. Der Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung bewirkt das Gegenteil.

Ich möchte noch etwas zur öffentlich geförderten
Beschäftigung sagen. Hier wird der Kahlschlag ja
besonders zu spüren sein. Wir haben als LINKE hier
im Landtag schon mehrmals einen öffentlich geför-
derten Beschäftigungssektor gefordert, und zwar im-
mer unter den Bedingungen guter Arbeit. Die Jamai-
ka-Koalition hat sich dem jedes Mal verweigert. Ich
möchte diese Forderung heute erneuern. Wir brau-
chen im Saarland dringend Maßnahmen zur öffent-
lich geförderten Beschäftigung. Weder Ein-Euro-
Jobs noch die Bürgerarbeit mit ihrem Zwangscha-
rakter und ihrer schlechten Bezahlung sind hierfür
geeignet. Öffentlich geförderte Beschäftigung ist
aber sinnvoll, wenn sie unter den richtigen Bedin-
gungen stattfindet. In der Pflege, bei den sozialen
Diensten, bei der Betreuung von Kindern und Senio-
ren, in der Nachbarschaftshilfe sowie in sozialen
Brennpunkten liegen notwendige und sinnvolle Auf-
gaben brach. Sie könnten durch öffentlich geförderte
Beschäftigung erledigt werden. Wichtig ist aber - das
sage ich auch im Hinblick auf den SPD-Antrag -,
dass die Beschäftigung sozialversicherungspflichtig,
freiwillig und längerfristig ist und sich am Tarif orien-
tiert - oder eben an einem auskömmlichen Mindest-

lohn. Richtig ist auch die Forderung nach einer Qua-
lifizierung von Langzeitarbeitslosen. Wir brauchen
eine Qualifizierung, die diesen Namen verdient. Da-
zu gehört ein Anspruch auf eine vollqualifizierende
Berufsausbildung ebenso wie die Möglichkeiten
ständiger Weiterbildung und Rechtsansprüche auf
Fördermaßnahmen.

Es kommt zudem darauf an, Beratung, Vermittlung
und Fördermaßnahmen auf das Prinzip der „guten
Arbeit“ auszurichten. Im Vordergrund muss die Qua-
lität der Arbeitsplätze stehen. Es darf keine Unter-
stützung schlecht bezahlter und unsicherer Arbeit
geben. All diesen Prinzipien wird das schwarz-gelbe
Vorhaben nicht gerecht. Die Landesregierung steht
in der Verantwortung. Werden Sie im Interesse des
Saarlandes aktiv. Starten Sie eine Bundesratsinitiati-
ve, damit der Kahlschlag in der Arbeitsmarktpolitik
gestoppt wird. Setzen Sie sich dafür ein, dass Quali-
fizierung, Weiterbildung und echtes Fördern nicht
nur leere Worthülsen bleiben und endlich eine öf-
fentliche Beschäftigungsförderung möglich wird, die
die Rückkehr in die Arbeit unter menschlichen Be-
dingungen zum Ziel hat. - Vielen Dank.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Schumacher. - Das
Wort hat nun Christoph Kühn von der FDP-Land-
tagsfraktion.

Abg. Kühn (FDP):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wenn etwas gut funktionieren soll, dann
braucht man neben dem Handwerker vor Ort auch
einen gut aufgeräumten Werkzeugkasten. Die Bun-
desregierung hat begonnen, die Werkzeuge der Ar-
beitsvermittlung neu zu sortieren, umzustrukturieren
und Unbrauchbares auszusortieren.

Die Intention des Gesetzes zur Verbesserung der
Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt ist die ra-
sche und nachhaltige Eingliederung in den ersten
Arbeitsmarkt. Der Fokus wird darauf gelegt, die zur
Verfügung stehenden Mittel für die Integration in Er-
werbstätigkeit, insbesondere in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung, besser als bisher zu nut-
zen. Dies jedoch, ohne die Langzeitarbeitslosen aus
dem Auge zu verlieren. Die Novelle soll den Vermitt-
lern mehr Freiheiten für eine passgenaue Förderung
geben. Der Budgetgedanke wird gestärkt und Mit-
nahmeeffekte sollen verhindert werden.

Kolleginnen und Kollegen, alles in allem begrüßen
wir diese Vorhaben der Bundesregierung. Als ver-
antwortungsbewusste Regierungsfraktion haben wir
dennoch Verbesserungsmöglichkeiten im Gesetz-
entwurf gesehen. Ich möchte einige Beispiele nen-
nen. Vor dem Hintergrund des demografischen
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Wandels und des steigenden Bedarfs an Pflegekräf-
ten muss aus unserer Sicht die befristete Förderung
des dritten Umschulungsjahres in der Altenpflege
wieder eingeführt werden. Der Zuschuss zur Exi-
stenzgründung für Langzeitarbeitslose soll unserer
Meinung nach ebenso unverändert bleiben. Als er-
folgreiches Instrument der Arbeitsförderung soll die-
ser Zuschuss nach unserer Einschätzung als Pflicht-
leistung und nicht als Ermessensleistung erhalten
bleiben. Ebenso sehen wir die Pauschalförderung
für die Zielgruppe der besonders förderungswürdi-
gen Jugendlichen als zu gering an.

Die Landesregierung hat im Bundesrat und bei der
Bundesregierung bereits Einfluss genommen, um
verschiedene Punkte, die auch der Kollege Her-
mann Scharf angesprochen hat, in den Gesetzent-
wurf einzubringen. Wir bitten die Landesregierung,
weiter das Gespräch zu suchen, damit diese Punkte
noch umgesetzt werden können.

Es gibt einige Forderungen im Antrag der SPD, die
wir garantiert mittragen können, es gibt aber auch
einen Punkt, den unsere Fraktion nicht mittragen
kann. Es ist der dauerhafte Ausbau der öffentlich ge-
förderten Beschäftigung. Dies kann - das sage ich
ausdrücklich - ein wichtiger Baustein sein, Langzeit-
arbeitslose wieder an den Arbeitsmarkt heranzufüh-
ren, aber die Evaluation hat gezeigt, dass zu häufig
die Falschen in den Maßnahmen gelandet sind und
durch unbefristete Förderung Menschen Chancen
verbaut wurden, wieder in einen regulären Job zu
wechseln. Für Arbeitsuchende mit unüberwindlichen
Vermittlungshemmnissen beziehungsweise verfe-
stigte Langzeitarbeitslose bleibt auch nach der neu-
en Gesetzeslage der Einsatz im öffentlich geförder-
ten Arbeitsmarkt möglich. Trotzdem sollten wir unse-
re volle Anstrengung darauf richten, möglichst jeden
in den ersten Arbeitsmarkt zu vermitteln. Darauf zielt
dieses Gesetz ab. Uns Liberalen ist es wichtig, dass
das Gesetz der derzeitigen Situation am Arbeits-
markt angepasst wird. Effektive Werkzeuge der Ar-
beitsmarktpolitik müssen den Fachkräftemangel,
den demografischen Wandel und die Arbeitsmög-
lichkeiten für Ältere, aber auch für Frauen berück-
sichtigen.

Meine Damen und Herren der SPD, wir als FDP-
Fraktion lehnen Ihren Antrag ab, da wir nicht alle
Forderungen in Gänze unterstützen können. Wir leh-
nen ihn aber auch ab, da wir keinen Kollaps der akti-
ven Arbeitsmarktpolitik in der neuen Gesetzgebung
erkennen können. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Kühn. - Das Wort
hat nun Claudia Willger von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN.

Abg. Willger (B 90/GRÜNE):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die aktive Arbeitsmarktpolitik ist eine sehr
große Herausforderung für uns alle. Vor diesem Hin-
tergrund, insbesondere vor dem Hintergrund der
Sparmaßnahmen und der gesetzlichen Veränderun-
gen, die bereits im Jahre 2010 ihren Anfang genom-
men haben, haben wir uns in diesem Jahr bereits
zweimal im Ausschuss für Arbeit intensiv mit dem
Thema beschäftigt. Es wurde in einer Ausschusssit-
zung im Januar darüber berichtet, wie sich die Situa-
tion darstellt, welche Befürchtungen es gibt und wel-
che Möglichkeiten der Intervention wir sehen. Im Au-
gust ist uns über die konkreten Auswirkungen und
die Befürchtungen berichtet worden. Es ist ebenfalls
berichtet worden über die Stellungnahme, die diese
Landesregierung, aber auch die anderen Landesre-
gierungen im Bundesrat abgegeben haben. Es ist ei-
ne Stellungnahme vom 08. Juli 2011. Es würde mei-
ne Redezeit sprengen, sie ganz vorzutragen, denn
es sind insgesamt 41 Seiten. In dieser Stellungnah-
me hat die saarländische Landesregierung mitge-
teilt, was uns im Ausschuss - wie erwähnt - berichtet
wurde, welche Veränderungsmöglichkeiten man ha-
ben möchte.

Hier liegt auch das Problem, das ich mit Ihrem An-
trag habe, jetzt eine Bundesratsinitiative zu starten.
Es gibt bereits diese Stellungnahme. Es gibt auch
eine Antwort der Bundesregierung darauf, nämlich
dass die Bundesregierung diese Stellungnahme
nicht zum Anlass nimmt, bestimmte Änderungen
vorzunehmen. Wir sind in der Situation, dass die er-
ste Bundesratssitzung bereits stattgefunden hat. Es
handelt sich auch nicht um ein zustimmungspflichti-
ges Gesetz. Die zweite Bundesratssitzung wird im
Anschluss an die Beratungen im Bundestag stattfin-
den. Jetzt eine Bundesratsinitiative zu starten, ist
kein Instrument, das ich in irgendeiner Weise als
tauglich ansehe. Trotzdem ist es wichtig, immer wie-
der deutlich zu machen, welche Veränderungsmög-
lichkeiten und -bedarfe man sieht. Wir sind aber auf
einem guten Weg.

Ich wollte damit deutlich machen, dass dies der
Grund ist, warum wir Ihrem Antrag nicht folgen kön-
nen. Eine Bundesratsinitiative zu starten, wenn eine
entsprechende Vorlage bereits abgelehnt worden
ist, sehe ich nicht als besonders erfolgreich an.

Im Übrigen gibt es auch für uns einen weiteren
Punkt. Wir sehen die Frage der Ein-Euro-Jobs
durchaus kritisch. Wir sehen auch, dass dieses In-
strumentarium mit den Ein-Euro-Jobs in den letzten
Jahren massenhaft und teilweise auch über jedes
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Maß hinaus ausgedehnt und genutzt worden ist und
dass wir bei diesen Beschäftigungsfeldern eine nur
geringe Arbeitsmarktnähe hatten. Die Hoffnungen,
dass man die Betroffenen hierdurch dauerhaft in den
Arbeitsmarkt integrieren kann, haben sich als falsch
erwiesen. Es sind jedenfalls nur schwache Einglie-
derungseffekte festgestellt worden. Wir denken,
dass an diesem Instrumentarium Handlungsbedarf
besteht. Wir hätten uns allerdings gewünscht, dass
man die Möglichkeiten des Ein-Euro-Jobs als wichti-
ges Instrument insbesondere dort verstärkt hätte, wo
es um Langzeitarbeitslose und um Menschen mit
ganz besonderen Vermittlungshemmnissen geht.
Entsprechend sieht ja auch die Position der GRÜ-
NEN bundesweit aus. Von daher gibt es aus unserer
Sicht an diesem Punkt kein Festhalten an der bishe-
rigen Praxis, aber das, was hier in diesem Gesetz-
entwurf des Bundes drinsteht, sehen wir auch nicht
als passendes Instrument.

Was wir an Ihrem Antrag vermissen, was aber zum
Glück in der Stellungnahme der Landesregierung
gegenüber dem Bundesrat Berücksichtigung gefun-
den hat, sind die Einsparungen beim Gründungszu-
schuss. Das ist etwas, was wir mit größtem Bedau-
ern feststellen. Dort gibt es den größten Anteil an
Einsparungen. Wir sehen den Gründungszuschuss
aber als wichtiges und auch sehr erfolgreiches In-
strument an. Von daher kann ich hier nur noch ein-
mal darauf verweisen, dass dieses Gesetz voraus-
sichtlich im Herbst 2011 verabschiedet werden soll,
dass die Stellungnahmen dazu eingegangen sind
und dass wir dieses Ziel eines verlässlichen und so-
zialen Arbeitsmarktes bundesweit auch mit anderen
Mitteln weiter verfolgen sollten. Wir sollten auch län-
gerfristige Integrationsstrategien entsprechend um-
setzen. Wenn das Gesetz so verabschiedet wird,
wie es im Moment aussieht, ist es unsere Aufgabe,
hier im Saarland die Instrumentarien so flexibel und
so effizient wie möglich umzusetzen. Dieser Aufga-
be werden wir uns auch stellen. - Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Frau Willger. - Das Wort hat nun die
Ministerin für Arbeit, Familie, Prävention, Soziales
und Sport, Monika Bachmann.

(Zuruf des Abgeordneten Lafontaine (DIE LIN-
KE).)

Ministerin Bachmann:
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten! Herr Lafontaine, ich habe Sie
nicht verstanden, aber ich bin dankbar, dass Sie we-
nigstens zur Arbeitsmarktpolitik in den Raum ge-
kommen sind.

(Zuruf des Abgeordneten Pauluhn (SPD).)

Dann behandeln Sie das auch so. Wenn es die
Jungfernrede von mir ist, Herr Pauluhn, dann hätte
ich auch gerne die Ehre, entsprechend behandelt zu
werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, alle Vor-
redner haben die Landesregierung gebeten, Ge-
spräche auf Bundesebene zu führen und die jeweili-
gen Vertreter aufzufordern, das Problem im zustän-
digen Bundestagsausschuss zu thematisieren. Das
haben wir doch längst gemacht. Ich weiß auch, dass
alle hier vertretenen Fraktionen Gespräche mit den
Bundestagsabgeordneten in den verschiedensten
Ausschüssen aufgenommen haben. Der Deutsche
Landkreistag steht in Verbindung mit dem Vorsitzen-
den des Saarländischen Landkreistages. Das gilt
auch für den Städte- und Gemeindetag. Das alles ist
längst geschehen und es wäre auch schlimm, wenn
es nicht so wäre. Am 08.07. ist das Gesetz im Bun-
desrat eingebracht worden und übermorgen findet
die Beratung im Bundestag in Zweiter und Dritter Le-
sung statt. Am 14. Oktober wird es im Bundesrat
verabschiedet.

Ob dieses Gesetz zur Verbesserung - ich betone
das Wort Verbesserung absichtlich - der Eingliede-
rungschancen am Arbeitsmarkt wirklich eine Verbes-
serung bringt, das bezweifeln wir alle, Herr Roth.
Das hat sich in den Redebeiträgen vorhin auch so
dargestellt. Aber dieses Gesetz ist - Frau Willgert
hat es gesagt - nicht zustimmungspflichtig. Das ist
unser aller Problem, sonst könnten wir wesentlich
mehr tun, als nur auf Bundesebene Gespräche zu
führen. Wir könnten sonst vonseiten der Landesre-
gierung - und das gilt nicht nur für die saarländische
Landesregierung - Einfluss nehmen. In allen Bun-
desländern haben wir den gleichen Diskussions-
stand wie bei uns.

Mit diesem Gesetz sollen die Voraussetzungen da-
für geschaffen werden, dass durch einen effektiven
und effizienten Einsatz der Arbeitsmarktinstrumente
und der zur Verfügung stehenden Mittel die Integra-
tion in Erwerbstätigkeit, insbesondere in sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung, weiter beschleu-
nigt wird. So in etwa haben Sie es, Herr Abgeordne-
ter Kühn, auch versucht darzustellen. Ich sage an
dieser Stelle aber auch, dass es schwierig sein wird
hier im Saarland und darüber hinaus, alle in den ers-
ten Arbeitsmarkt zu bringen. Das werden wir voraus-
sichtlich nicht schaffen. Insofern ist es gut, dass wir
heute mit der notwendigen Seriosität und mit der
notwendigen Ruhe diese Instrumentenreform disku-
tieren.

Bundesweit befanden sich im August 1,09 Millionen
Teilnehmer in einer geförderten arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahme. Das waren 22 Prozent weniger
als im gleichen Monat des Vorjahres. Diese redu-
zierten Eingliederungsbudgets in den Rechtskreisen
SGB II und SGB III haben natürlich die gleichen
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Auswirkungen auf unseren Arbeitsmarkt hier im
Saarland. Deshalb verringerte sich auch bei uns die
Anzahl der Teilnehmer. Die Maßnahmen der aktiven
Arbeitsmarktpolitik sind im August im Vergleich zum
Vorjahr um 20,6 Prozent auf 14.735 gesunken. Da-
mit komme ich zu den konkreten Auswirkungen der
Instrumentenreform auf die Finanzierung arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen hier im Saarland. Dazu
von uns zum derzeitigen Zeitpunkt folgender Hin-
weis. Herr Roth, ich betrachte wirklich sehr sorgsam,
was Sie in Ihrem Antrag schreiben. Ich komme aber
nirgendwo - bei keiner Berechnung - auf diese 367
Millionen Euro. Das müssen Sie uns erklären. Diese
Zahlen sind in der Tat, so wie es der Kollege Scharf
schon gesagt hat, nicht übersichtlich und insoweit
für uns auch nicht durchschaubar.

Ich bestreite überhaupt nicht, dass sich mit der von
der Bundesregierung angekündigten weiteren Redu-
zierung der Eingliederungsbudgets auch eine deutli-
che Absenkung des Levels arbeitsmarktpolitischer
Forderungen fortsetzen wird. Nur die Zahl, die Sie
beschreiben, können wir einfach nicht nachvollzie-
hen. Diese Entwicklung, also das, was in Berlin pas-
siert, ist aus meiner Sicht und aus Sicht der Fach-
leute im Ministerium mehr als kritisch zu bewerten.
Der kommende Fachkräftemangel und die intensi-
veren Förderungsmöglichkeiten erfordern es, für die
in Arbeitslosigkeit verbliebenen Menschen ausrei-
chend Mittel für zielgerechte Qualifizierung und Be-
schäftigung vorzuhalten. Die mit dem Gesetz ver-
bundene Neuordnung der Instrumente wird in vielen
Regelungsbereichen von den Ländern nicht mitge-
tragen. Das ist nicht nur bei uns so, sondern das gilt
in allen anderen Ländern auch. Eine Arbeitsmarkt-
politik, die auf nachhaltigen Erfolg, auf Teilhabe und
Integration aller setzt, erfordert entsprechende In-
strumentarien und Finanzmittel. Denn trotz der gu-
ten Wirtschaftsentwicklung, die niemand in diesem
Haus abstreitet, und dem erfreulichen Rückgang der
Arbeitslosigkeit sind die Herausforderungen für den
Arbeitsmarkt besonders groß.

Die Bundesländer setzen sich unter anderem dafür
ein, den Gründungszuschuss nicht zu verkürzen.
Für ein erfolgreiches Instrument der Arbeitsförde-
rung ist der Gründungszuschuss als Pflichtleistung
auszugestalten. Eine Befristung der Einstiegsqualifi-
zierung wird ebenfalls abgelehnt. Als befristetes In-
strument im SGB III ist dieses auf Dauer zu halten.
Abgelehnt werden von uns darüber hinaus die Fi-
nanzierungseinschnitte bei den bewährten Maßnah-
men für Berufseinstiegsbegleitung. Vor dem Hinter-
grund, dass der demografische Wandel einen stei-
genden Bedarf an Pflegekräften mit sich bringt - der
Kollege Scharf hat es eben schon erwähnt -, der in
zunehmendem Ausmaß nicht mehr gedeckt werden
kann, wird dringend empfohlen, das im Rahmen des
Konjunkturpaketes 2 befristet eingeführte dritte Um-
schulungsjahr in der Altenpflege wieder einzuführen.

Zu den Arbeitsgelegenheiten nach § 16 SGB II wird
gefordert, das zusätzliche Kriterium der Wettbe-
werbsneutralität zu streichen. Ich darf an dieser Stel-
le betonen, dass ich glücklich bin, dass die SPD das
genauso sieht. Ich hatte in der Praxis alle Mühe, den
Kolleginnen und Kollegen der SPD damals beizu-
bringen, dass dieses Instrument gut ist. Und wir hat-
ten im Landkreis Saarlouis - - Herr Roth lacht, er
weiß das.

(Abg. Roth (SPD): Er lächelt.)

Aber man kann ja dazulernen. In der Tat: Dieses In-
strument war gut. Wir haben es damals eingesetzt,
und wir hatten gute Erfolge. Natürlich ist nicht jeder
dazu in der Lage. Aber wir hatten in der Tat Erfolge,
bei denen wir Menschen in den Arbeitsmarkt wieder-
eingegliedert haben.

Die Begrenzung der Zuweisungsdauer ist zu beseiti-
gen sowie die Festlegung von Höchstbeträgen für
Trägerpauschalen aufzuheben. Durch eine Beteili-
gung von örtlichen Beiräten soll sichergestellt wer-
den, dass den Unternehmen am Markt für Güter und
Dienstleistungen keine Wettbewerbsnachteile ent-
stehen und somit reguläre Beschäftigung nicht ver-
drängt oder beeinträchtigt wird. Die im Gesetzent-
wurf vorgegebene Pauschalförderung der Arbeitsge-
legenheiten ist zu niedrig, um eine ausreichende
fachliche Anleitung und eine sozialpädagogische
Begleitung sicherzustellen.

Im August 2011, liebe Kolleginnen und Kollegen,
waren im Saarland 34.095 Menschen arbeitslos ge-
meldet. In der Kategorie „Unterbeschäftigung“ wer-
den zusätzlich zu den registrierten Arbeitslosen
auch die Personen erfasst, die nicht als arbeitslos im
Sinne des SGB III gelten, weil sie Teilnehmer eben
einer solchen Fortbildungsmaßnahme sind. Die Un-
terbeschäftigung im Saarland lag im August 2011
bei 49.794; sie ist gegenüber dem Vorjahresmonat
um circa 10,2 Prozent zurückgegangen. Im Saarland
liegt die Quote der Unterbeschäftigung etwa in Höhe
der Quote des Bundesdurchschnitts. Etwas über-
durchschnittlich ist, das gebe ich gerne zu, die Un-
terbeschäftigung bei den U 25; hier liegt das Saar-
land knapp über dem Bundesdurchschnitt. Die Lang-
zeitarbeitslosigkeit - damit ist gemeint: Anteil der
ALG II-Arbeitslosen an allen - hat im Saarland eine
Ausprägung von knapp 72 Prozent, der Bundes-
durchschnitt liegt bei 71 Prozent. Der Anteil Älterer,
damit meine ich die Gruppe der 55- bis 65-Jährigen,
an den Arbeitslosen beträgt im Saarland, ebenso im
Bund, etwa 17,9 Prozent.

Für die Behauptung einer außergewöhnlich ausge-
prägten Problematik auf dem saarländischen Ar-
beitsmarkt finden sich somit nur wenige Argumente.
Auch diese Annahme in Ihrem Antrag, Herr Roth,
kann ich nicht nachvollziehen. Zum einen also die
deutliche Zahl von 367 Millionen Euro, zum anderen
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diese Annahme der speziell ausgeprägten Proble-
matik in unserem Land, beides kann ich nicht nach-
vollziehen. Nein, alle sind von dieser Instrumenten-
reform betroffen. Alle Bundesländer sind betroffen.

Die Anforderungen aus den mittel- und längerfristi-
gen Entwicklungen auf dem gesamtdeutschen Ar-
beitsmarkt, auch dem saarländischen Arbeitsmarkt,
rechtfertigen aber jedenfalls den Appell an die Bun-
desregierung - insoweit gebe ich Ihnen sehr gerne
recht -, diese Mitteleinsparung vor dem Hintergrund
auch der sich wieder erheblich abschwächenden
Konjunktur zu überdenken. Dafür haben wir nicht
mehr viel Zeit. Die Beratungen sind übermorgen;
Mitte Oktober wird das Gesetz verabschiedet, im
April kommenden Jahres soll es in Kraft treten.

Die Reduzierung der Eingliederungsmittel wird auch
einen Rückgang der geförderten Qualifizierungs-
und Beschäftigungsmaßnahmen nach sich ziehen
und damit auch die Reduzierung von Personal bei
den betroffenen Bildungsträgern. Damit komme ich
auch zu dem, was Sie, Herr Roth, vorhin angespro-
chen haben: das Sterben der Bildungsträger. Auf-
grund der Personalstruktur der Träger geht die Lan-
desregierung davon aus, dass es beim Stammper-
sonal der Träger nicht zu unverhältnismäßig vielen
Entlassungen kommen wird. Aussagen über die Ge-
fährdung von Trägerstrukturen insgesamt können
zum jetzigen Zeitpunkt auch nur als spekulativ be-
zeichnet werden. Das Gefährdungspotenzial hängt
nicht nur von der Umsetzung dieser Instrumentenre-
form, wie auch immer sie im Oktober verabschiedet
werden wird, ab, sondern auch davon - und darüber,
Herr Roth, müssen wir reden -, inwieweit ein Träger
in der Lage ist oder die Träger in der Lage sind, sich
neu zu orientieren. Soweit dies möglich ist, wird die
Fachabteilung bei der Planung der durch unser Mini-
sterium kofinanzierten Maßnahmen darauf hinwir-
ken, dass insbesondere kleine örtliche Träger durch
die Kürzungen in ihrer Existenz nicht bedroht wer-
den. Hierzu bedarf es jedoch auch der Unterstüt-
zung der kofinanzierenden Jobcenter, der Kommu-
nen und der weiteren Arbeitsmarktakteure.

Meine Damen und Herren, über den Bundesrat wird
das Saarland gemeinsam mit anderen Ländern ver-
suchen, Änderungen im Gesetz vorzunehmen, die
die Rechtsgrundlagen der aktiven Arbeitsmarktpolitik
optimieren und zu einer deutlichen Entlastung des
Haushaltes der Bundesagentur für Arbeit führen.
Dabei können Sie alle mitwirken! Holen Sie Ihr Tele-
fon, rufen Sie Ihren Abgeordneten auf der Bundes-
ebene an - das haben Sie alle auch schon einmal
gemacht - und teilen Sie mit, dass wir heute ordent-
lich, sachlich und seriös diskutiert haben, wie das
Vorgesehene die Länder trifft, wie es das Saarland
trifft. Sagen Sie, dass wir diese Fördermaßnahmen
brauchen.

Bei der öffentlichen Arbeitsgelegenheit müssen nach
unserer Auffassung das zusätzliche Kriterium der
Wettbewerbsneutralität gestrichen, die Begrenzung
der Zuweisungsdauer beseitigt sowie die Festlegung
von Höchstbeträgen für Trägerpauschalen aufgeho-
ben werden. Durch die Beteiligung der örtlichen Bei-
räte muss dann sichergestellt werden, dass den Un-
ternehmen keine Wettbewerbsnachteile entstehen
und reguläre Beschäftigung nicht verdrängt oder be-
einträchtigt wird.

Bei der Förderung von Arbeitsverhältnissen nach
§ 16e muss die Budgetbegrenzung von 5 Prozent
der Eingliederungsmittel aufgehoben werden. Herr
Scharf, Sie haben das eben schon in Ihrer Rede
deutlich gemacht. Die vorgesehene Deckelung
schränkt die Möglichkeiten dieses Förderinstrumen-
tes für Langzeitarbeitslose mit mehreren Vermitt-
lungshemmnissen unangemessen ein.

Darüber hinaus fordern wir, das Saarland und ande-
re Länder, die durch öffentliche Beschäftigung er-
zielte Einsparung passiver Leistungen für die Finan-
zierung zusätzlicher Beschäftigungsverhältnisse zu
nutzen. Der Passiv-Aktiv-Transfer von Mitteln könnte
die Handlungsmöglichkeiten der aktiven Arbeitsför-
derung im SGB II und den Finanzrahmen für öffent-
lich geförderte Beschäftigung entsprechend erwei-
tern.

Im Übrigen, meine Damen und Herren, ist im Saar-
land trotz des deutlichen Rückgangs der AGH die öf-
fentlich geförderte Beschäftigung nach wie vor im
Fokus. Die Jobcenter haben zusätzlich zu ihrem
Kontingent von 1.103 Plätzen weitere 287 Platzbe-
darfe beim Bundesministerium angemeldet. Was
heißt das? Die Landesregierung geht davon aus,
dass noch Gelder verfügbar sind. Und da andere
Bundesländer ihr Budget bei Weitem nicht ausge-
schöpft haben und auch nicht ausschöpfen werden,
glauben wir, dass es zumindest sinnvoll ist, eine Mit-
telverschiebung anzuregen, und dass es vielleicht
auch möglich ist, sie durchzusetzen.

Das Gesamtvolumen des ESF-Programms für den
Zeitraum 2007 bis 2013 beträgt rund 86,5 Millionen
Euro. Auf die Prioritätsachse C, das ist die Bekämp-
fung der Langzeitarbeitslosigkeit Erwachsener, ent-
fallen laut Finanzplan 31,5 Millionen Euro. Aufgrund
eines erhöhten Förderbedarfs in den zurückliegen-
den Jahren werden die zur Verfügung stehenden
Mittel bis zum Ende dieses Jahres ausgeschöpft
sein. Das bedeutet, dass ab dem Jahr 2012 zu-
nächst keine weiteren Projekte mehr gefördert wer-
den können. Da aber in der Prioritätsachse B des
ESF-Programms, das ist die Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit, die vorgesehenen Mittel, etwa
38,5 Millionen Euro, bis zum Ende der Förderperi-
ode für Maßnahmen zugunsten dieser Zielgruppe
nicht in Gänze benötigt werden, ist geplant, insge-
samt circa 4 Millionen Euro von der Prioritätsachse
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B nach C umzuschichten. Unter Berücksichtigung
sinkender Kofinanzierungsmittel der Bundesagentur
reichen diese Mittel aus, um den dringenden Förder-
bedarf in der Prioritätsachse C bis zum Ende der
Förderperiode abzudecken.

Fest steht aber auch, dass die verbleibenden Mittel
nicht ausreichen werden, um das Förderniveau der
vorangegangenen Jahre weiterhin aufrechtzuerhal-
ten. Das Ministerium wird sich im Laufe des Monats
September mit mir an der Spitze mit allen relevanten
regionalen Arbeitsmarktakteuren über die aktuelle
Fördersituation beraten und abstimmen. Ich kann
Sie, meine Damen und Herren Abgeordnete, nur bit-
ten, sich an die Telefone zu setzen und alles in Be-
wegung zu setzen, um die Situation aus Sicht des
Saarlandes jedem, den Sie auf Bundesebene ken-
nen, der dort Mitverantwortung trägt, vorzutragen.
Dann wären wir ein kleines Stück weiter. Das sollten
wir in großer Einstimmigkeit tun.

Herr Roth, Sie sollten die Zahlen vielleicht noch et-
was konkretisieren und andere Dinge auch darstel-
len. Wir müssen dieses Thema sehr seriös behan-
deln und sollten nicht irgendwelche fiktiven Zahlen in
den Raum stellen, die niemand belegen kann.

In der Sache sind wir uns einig. Lassen Sie uns ge-
meinsam dafür kämpfen, dass wir das Niveau halten
können, dass wir immer mehr Menschen fördern
und letztendlich in den Arbeitsmarkt bringen können,
wo wir sie haben wollen. - Ich danke Ihnen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Das Wort hat nun der
Abgeordnete Eugen Roth von der SPD-Landtags-
fraktion.

Abg. Roth (SPD):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Frau
Ministerin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will
noch einige wenige Bemerkungen machen. In der
Tat, wenn man aufmerksam zuhört, gibt es viele in-
haltliche Überschneidungen, beispielsweise was den
Gründungszuschuss betrifft. Ich hatte ihn explizit
nicht erwähnt. Aber richtig ist, dass er natürlich auch
zu den Nachbesserungsbedarfen zählt. Das beacht-
lichste Argument ist nach meiner Auffassung die
Frage, die die Kollegen Willger aufgeworfen hat:
Würde es überhaupt etwas bringen, jetzt zu versu-
chen, bei dem derzeitigen Diskussionsstand noch-
mals über den Bundesrat konzertiert tätig zu wer-
den? Ich glaube, ja. Am 08. Juli ist dieser sehr um-
fassende Bericht abgegeben worden. Am 24. Au-
gust hat die Ministerpräsidentin unseres Landes
noch einmal darauf hingewiesen, dass es da immer
noch Gesprächsbedarf gibt. Das heißt, vom 08. Juli
bis vor drei Wochen - meines Wissens sogar bis

heute - war das aus unserer Sicht noch nicht zur vol-
len Zufriedenheit gelöst, im Gegenteil. Von daher
möchte ich nach dem Motto "Versuch macht klug"
dazu aufrufen, auch aus den Ländern heraus zu die-
ser Problemlage relativ massiv Stellung zu nehmen.

Herr Scharf, Sie haben von Zuspitzung gesprochen.
Natürlich ist es ein Stück weit das Recht der Opposi-
tion zuzuspitzen. Aber es ist nicht nur das klassische
„Oppositionsgeklingel“, sondern nach dem, was wir
auch aus den Trägerstrukturen heraus gehört ha-
ben, ist diese Situation im Moment dramatischer, als
sie es vorher war. Der Arbeitsmarkt hat sich schein-
bar gut entwickelt. Das Problem ist aber die Zweitei-
lung! Der Aufschwung geht an einem bestimmten
Teil der Bevölkerung völlig vorbei, und dieser ist bei
uns nicht klein.

Die Frau Ministerin hat dankenswerterweise die Un-
terbeschäftigung erwähnt. Es nützt ja nichts, sich
froh zu machen und so zu tun, als wären die Leute
gut versorgt. Die sind ja morgen wieder auf dem Ar-
beitsmarkt, wie es immer so heißt, freigesetzt. Das
heißt, wenn die Maßnahmen auslaufen, sind die
ganz normal als arbeitslos registriert. Da darf man
sich nichts vormachen. Die Problematik besteht ins-
besondere auch bei jungen Menschen. Es gibt diese
Entwicklung aber auch bei den sogenannten Leben-
sälteren ab 50, bei denen sich kaum was bewegt
hat, von denen insgesamt im SGB II immer noch
10.500 Frauen und Männer registriert sind. Das sind
trotz dieser konjunkturell positiven Rahmenbedin-
gungen, die sich aber leider wieder abkühlen, nur
ungefähr 200 weniger als im Jahr zuvor. Dieser
Punkt muss einem Sorge bereiten.

Was die Zahlen betrifft: Ich bin gern bereit, die Zah-
len mit den Fraktionen auszutauschen. Ich habe mir
diese Zahlen nicht einfach so einfallen lassen, son-
dern diese Zahlen hat die Bundestagsfraktion der
SPD ausgerechnet, die ja in diesem Gesetzge-
bungsprozess drin ist. Sie hat für das Saarland aus-
gerechnet, dass uns unter dem Strich insgesamt So-
zialkürzungen in den Jahren 2012 bis 2015 in Höhe
von 367 Millionen drohen. Nun mag man sagen:
„Das hat Ihre Fraktion gemacht, das muss man
nachrechnen.“ Das sehe ich ja ein. Aber selbst wenn
die sich vielleicht um 20 Millionen verrechnet hätten,
wäre das immer noch ein immenser Betrag, der uns
Sorge bereiten muss.

Er muss uns deshalb Sorge bereiten, weil wir ja hier
eine Umstellung hatten. In den Jahren 2005/06 hat
damals Hanspeter Georgi, wie Sie alle noch wissen,
die klassischen Mittel für Landesarbeitsmarktpolitik
um 23 Millionen verringert. Das war eigentlich eine
riesige Sparaktion. Man hat es aufgefangen über
ESF-Mittel, aber das ist eine heikle Sache, das wis-
sen alle. Das rächt sich jetzt, weil wir in Zeiten der
Schuldenbremse kaum die Möglichkeit haben wer-
den, die Verluste aus Landesmitteln auch nur annä-
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hernd auszugleichen. Also ist es den Schweiß aller
Edlen wert, dafür zu streiten, zumal - ich will das
nicht weiter ausführen, ich möchte ja nicht als Kas-
sandra in die Geschichte eingehen - die Konjunktur
sich abzukühlen droht! Was wir bisher diskutieren,
steht unter dem Vorbehalt relativ guter Konjunktur-
bedingungen. Aber was, wenn sich die Konjunktur
wirklich weiterhin abkühlt? Es darf nicht passieren,
wie wir es aus der Bundestagsfraktion hören, dass
das Gesetz dem Haushalt angepasst wird, wie es
nun einmal oft passiert.

Das ist die Brutalität, die sich dahinter verbirgt: Vor
dem Hintergrund scheinbar guter Arbeitsmarktzah-
len werden ganze Kohorten von Menschen abge-
schrieben, die keine Chance haben. Ich glaube, das
will in diesem Hause keiner. Deswegen bin ich noch
ein letztes Mal hier ans Mikrofon getreten. Vielleicht
kann ja doch noch eine Zustimmung erfolgen. Ich
finde, der Antrag ist sehr argumentativ aufgebaut, er
ist nicht radikal. Die Überschrift bringt die Problema-
tik auf den Punkt. Die Zahlen sind seriös. Sollten Sie
doch nicht zustimmen, hoffe ich, dass zumindest in
den berühmten informellen Gesprächen mit aller Ve-
hemenz diesem Problem zu Leibe gerückt wird. Wir
können die Dimension, die da über uns hereinbricht,
wirklich nicht stemmen. Der Antrag ist kein Oppositi-
onsgeklingel, sondern es steckt ein riesiges Problem
dahinter.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Roth. Weitere Wort-
meldungen sind nicht eingegangen. Ich schließe die
Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme
der Drucksache 14/577 ist, den bitte ich, eine Hand
zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich
der Stimme? - Ich stelle fest, dass der Antrag mehr-
heitlich abgelehnt ist. Dafür gestimmt haben die Op-
positionsfraktionen, dagegen die Koalitionsfraktio-
nen.

Wir kommen zu Punkt 13 der Tagesordnung

Beschlussfassung über den von der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion eingebrachten Antrag
betreffend: Flächendeckender gesetzlicher
Mindestlohn (Drucksache 14/575)

Zur Begründung des Antrages erteile ich Herrn Ab-
geordneten Prof. Dr. Heinz Bierbaum das Wort.

Abg. Prof. Dr. Bierbaum (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Über den
Mindestlohn ist ja hier in diesem Hause schon sehr

oft gesprochen worden. Wir hatten das Thema im
Zusammenhang mit prekärer Arbeit, es hat auch et-
was mit dem Thema Arbeitsmarktpolitik zu tun. Die
Argumente sind in hohem Maße hier schon ausge-
tauscht worden. Ich möchte nur noch einmal an die
Dimension des Problems erinnern und auch an die
Wirkungen des Mindestlohns. Ich möchte darauf hin-
weisen, dass in der Bundesrepublik Deutschland 1,2
Millionen Menschen mit einem Lohn unter 5 Euro
auskommen müssen. 3,6 Millionen erreichen gerade
mal 7,50 Euro. Die Zahl derjenigen, die 8,50 Euro
erhalten, liegt bei 5 Millionen. Das Problem ist sehr
groß. Wir haben nach wie vor die Situation, dass
viele Menschen von ihrer Arbeit nicht leben können,
mit allen Auswirkungen, die das hat bezogen auf
Versicherungssysteme, die Frage der Rente und
dergleichen mehr.

Inzwischen ist es auch völlig unbestritten, dass die
Einführung eines flächendeckenden Mindestlohnes
erhebliche positive Effekte hätte. Dies gilt natürlich
insbesondere in sozialer Hinsicht, weil damit Men-
schen überhaupt erst ein menschenwürdiges Dasein
ermöglicht wird, aber auch in gesellschaftspolitischer
und wirtschaftlicher Hinsicht. So hat das Unterneh-
men Prognos in seiner jüngsten Studie sehr deutlich
gemacht, welche positiven fiskalischen Auswirkun-
gen das hätte: Bei einem Mindestlohn von 8,50 Euro
wären es 7 Milliarden Euro und bei einem Mindest-
lohn von 10 Euro sogar 13 Milliarden Euro an positi-
ven Effekten in fiskalischer Hinsicht, also im Hinblick
auf Einkommenssteuer, Sozialversicherungsbeiträge
und Einsparungen bei den Sozialtransfers. Bezogen
auf die wirtschaftliche Leistung wäre das ein Ein-
kommensplus von 14 Milliarden Euro bei einem Min-
destlohn von 8,50 Euro und sogar von 26 Milliarden
Euro bei einem Mindestlohn von 10 Euro. Das heißt,
die wirtschaftlichen und fiskalischen Vorteile des
Mindestlohnes liegen auf der Hand - gerade in einer
Situation, auch wirtschaftlich gesehen, in der zur
Stärkung der Binnennachfrage mehr Einkommen
benötigt wird.

(Beifall von der LINKEN. - Vizepräsident Jochem
übernimmt den Vorsitz.)

Deshalb scheint es mir völlig klar zu sein, dass der
Mindestlohn eingeführt werden muss.

Ich stelle außerdem fest, dass sich in der politischen
Landschaft diesbezüglich einiges verändert hat.
Wenn ich mir die Situation von vor ein oder zwei
Jahren anschaue, waren wir damals noch die einsa-
men Rufer in der Wüste!

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Genauso ist es!)

Inzwischen wird der Mindestlohn ganz breit aus der
Gesellschaft heraus gefordert, und dies gilt auch für
die Parteien. Auch dort, wo man bisher den Mindest-
lohn abgelehnt hat, öffnet man sich und spricht sich
dafür aus. Ich erinnere beispielsweise an unsere Mi-
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nisterpräsidentin, die sich auch für den Mindestlohn
ausgesprochen hat. Zumindest waren entsprechen-
de Pressemeldungen so zu interpretieren.

Mit unserem Antrag wollen wir ein politisches Zei-
chen setzen, dass sich dieser Landtag für den Min-
destlohn ausspricht und dass wir dies auch öffentlich
machen. Wir haben bewusst auf die Festlegung der
Höhe eines Mindestlohnes verzichtet, weil es dar-
über unterschiedliche Auffassungen gibt. Uns geht
es um den Grundsatz, deswegen lautet der Antrag:
„Der Landtag des Saarlandes befürwortet die Ein-
führung eines branchenübergreifenden, flächen-
deckenden gesetzlichen Mindestlohns“. - Damit sich
alle frei entscheiden können, zum Beispiel die Frau
Ministerpräsidentin, frei von Koalitions- und sonsti-
gen Zwängen, beantragen wir namentliche Abstim-
mung. - Vielen Dank.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsident Jochem:
Meine Damen und Herren, jetzt sind wir gespannt
auf die erste Rede des neuen Mitglieds im Landtag,
des Kollegen Egbert Ulrich von der CDU-Fraktion.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Abg. Ulrich (CDU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir diskutieren heute
einen Antrag der LINKEN, Herr Bierbaum, Sie ha-
ben es bereits gesagt, der in dieser und anderer
Formulierung schon mehrfach in diesem Haus dis-
kutiert wurde. Ich muss sagen, bisher haben Sie dis-
kutiert und ich habe zugehört, heute bin ich selbst
dabei.

Lassen Sie mich ein Zitat von Chesterton voranstel-
len: Wenn eine Tür so gebaut ist, dass man schlecht
hindurchkommt, dann ist sie schlecht gebaut. - In
Bezug auf den heutigen Antrag heißt das für mich,
auch wenn man die Tür wiederholt schlecht einbaut,
wird der Zustand nicht verändert, geschweige denn
verbessert.

(Sprechen bei der LINKEN.)

Wir werden als Politiker mit den unterschiedlichsten
Problemlagen konfrontiert, die in sich sehr komplex
sind. In der Anhäufung der Problemlagen steigert
oder potenziert sich sogar diese Komplexität. Ob da-
bei eine so einfache und schlichte Lösung die Pro-
blemlagen beseitigt und allen Beteiligten Rechnung
trägt, muss infrage gestellt werden und werden dür-
fen.

Gestatten Sie mir zunächst einen Blick zurück, über
die Wirtschafts- und Bankenkrise hinaus. Als der so-
zialpolitische Gesellschafts-, Wirtschafts- und Politik-
entwurf Sozialismus mit dem Fall der Mauer in unse-
rem Land für beendet erklärt wurde, hatte ich ein un-

gutes Gefühl. Der Kapitalismus als Gegenentwurf
wurde als Gewinner gefeiert. In Wirklichkeit hat der
Kapitalismus aber nicht gewonnen, er ist übrig ge-
blieben. In den Jahren danach wurde von denen, die
uns den ganzen Schlamassel der letzten Jahre be-
schert haben, jede soziale Errungenschaft infrage
und - noch viel schlimmer - zur Disposition gestellt.
Die Hundts und Ackermanns trieben das Soziale wie
eine Sau durchs Dorf und forderten im Wechsel Ab-
schaffung oder Deregulierung. Ihr Schlagwort war
damals: „Der Markt wird es schon richten, Politik hal-
te dich raus.“

Was ist eigentlich Ziel allen wirtschaftlichen Han-
delns? „Gewinnmaximierung“, würden Ackermann
und Hundt sagen. Nein, ich glaube das nicht. Ich ha-
be noch in einer sehr konservativen Einrichtung ge-
lernt, der Sozialstaat und die Absicherung des Le-
bens der Menschen ist Ziel und Aufgabe allen wirt-
schaftlichen und politischen Handelns. Der Sozial-
staat ist nicht das Sahnehäubchen auf einem Ku-
chen, das wir je nach Beliebigkeit und Finanzierbar-
keit weglassen können, der Sozialstaat ist der Ku-
chen selbst. In der Zeit der Auseinandersetzung der
verschiedenen Gesellschaftssysteme musste der
Kapitalismus, gebändigt oder nicht, seine Daseins-
berechtigung beweisen, indem er zeigte, dass er
das Soziale besser organisieren kann als sein Ge-
genentwurf, der Kommunismus/Sozialismus. Als die-
ser Gegenentwurf unterging, brauchte der Kapitalis-
mus es nicht mehr zu tun.

(Sprechen.)

Der Markt wird es schon richten, riefen uns die neoli-
beralen Marktspieler zu, wir schaffen Arbeit und Ein-
kommen, wenn Ihr die Sozialhinderungsinstrumente
und Schutzgesetze abschafft. In diesem Zusammen-
hang und in diesem Geist wurden durch die damals
SPD-geführte Bundesregierung die Hartz-Gesetze
beschlossen. Diese Gesetze ignorierten die struktu-
rellen Probleme der Arbeitslosigkeit, machten die Ar-
beitslosen für ihre Situation selbst verantwortlich und
haben den Abstieg aus der Mitte der Gesellschaft in
die Armut bei Arbeitslosigkeit enorm beschleunigt.
Mit der Angst vor dem Abstieg und der Abschaffung
weiterer Schutzgesetze wie zum Beispiel sach-
grundloser Befristungen und der Ausweitung der
Möglichkeiten für Zeit- und Leiharbeit ist der Niedrig-
lohnsektor explosionsartig gewachsen. Damit sind
wir heute konfrontiert. Soziale Marktwirtschaft und
sozialer Rechtsstaat gehören zusammen. Marktwirt-
schaft verkommt ohne den sozialen Rechtsstaat
zum Casino- und Mafia-Kapitalismus.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Jawohl!)

Marktwirtschaft muss Wettbewerbswirtschaft sein,
um im Dienst des Menschen stehen zu können.

(Sprechen.)
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Wettbewerb dient dem Verbraucher.

(Anhaltendes Sprechen.)

Wer Macht auf dem Markt hat, darf nicht frei sein.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und bei den
Regierungsfraktionen. - Lachen.)

Das war ein Zitat, ich sage Ihnen auch gerne, wo es
steht, weil ich selbst fest davon überzeugt bin, näm-
lich im Grundsatzprogramm der Christlich-Demokra-
tischen Arbeitnehmerschaft!

(Beifall von der CDU und bei der LINKEN. - An-
haltendes Sprechen.)

Wenn Wirtschaft den Menschen dient und Wettbe-
werb ein notwendiges Mittel ist, gleichzeitig aber die
Akteure nicht frei sind, dann heißt das für mich, die
Unternehmen sollen Wettbewerb betreiben, aber
keinen Lohnunterbietungswettbewerb. Der dient
nämlich nicht den Menschen, die beim Wirtschaften
und in der Wirtschaft ihren Lebensunterhalt sichern
wollen und müssen.

(Zurufe von der SPD.)

Lohn, Arbeitslohn und Arbeit sind nicht bloße Pro-
duktionsmittel, deren Wert aus der Vermarktung der
produzierten Produkte und Dienstleistungen er-
wächst. Arbeit ist mehr, Arbeit ist Einkommenssiche-
rung, Arbeit ist Teilhabe an der Gesellschaft. Solan-
ge die Menschen darauf angewiesen sind, ihre Exi-
stenz und die ihrer Angehörigen über Erwerbsarbeit
zu sichern, müssen wir den Menschen auch Struktu-
ren zur Verfügung stellen, in denen das geht. Inso-
fern brauchen wir politische Entscheidungen, die
den Auswüchsen insbesondere bei prekärer Be-
schäftigung einen Riegel vorschieben.

So weit kann ich mit dem Antrag gut mitgehen,
aber - -

(Ah-Rufe aus den Oppositionsfraktionen. - Zurufe
der Abgeordneten Linsler (DIE LINKE) und Reh-
linger (SPD).)

Mir hat man einmal gesagt, bei der ersten Rede wür-
de keiner dazwischenrufen. Ich danke all denen, die
das nicht getan haben.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Wir waren doch ver-
nünftig. - Abg. Jost (SPD): Bei mir haben sie sich
auch nicht dran gehalten.)

Aber - ich glaube das zutiefst - wir brauchen keine
politischen Spielchen, die dazu dienen, Parteien als
Verhinderer darzustellen. Nur das ist anscheinend
der Grund dieses eigentlich schon mehrfach disku-
tierten Antrags. Böswilligerweise könnte man vermu-
ten, die LINKEN kämen nach dem kommunalpoliti-
schen Motto daher, der Antrag war zwar schon ge-
stellt, aber noch nicht von uns.

(Abg. Prof. Dr. Bierbaum (DIE LINKE): Der war
noch nie gestellt.)

Teilhabe von Menschen an Gesellschaft funktioniert
über Teilhabe an der Erwerbsarbeit, aus der Ein-
kommen und soziale Sicherung erzielt wird. Wenn
Menschen von Erwerbsarbeit ausgeschlossen sind
oder von der Erzielung eines auskömmlichen Ein-
kommens, dann können sie gesellschaftlich nicht
teilhaben. Das oberste und erste Prinzip der christli-
chen Sozialethik ist die Personalität. Jeder Mensch
ist in seinem Menschsein wichtig. Nicht erst, wenn
er etwas geleistet oder getan hat, sondern weil er
Mensch ist, hat er Anrecht auf den Schutz seiner
personalen Würde. Löhne, die den Lebensunterhalt
nicht abdecken, sind für mich ein Angriff auf die
Würde der Menschen.

Mit dem Antrag der LINKEN soll ja wohl suggeriert
werden, die CDU oder die Jamaika-Koalition, oder
alle zusammen, würden sich diesem Problem ver-
weigern. Das ist nicht der Fall, wird es nicht sein und
war es noch nie. Interessanterweise ist und waren
es CDU-geführte Bundesregierungen, die branchen-
spezifische Mindestlöhne nicht erst in den letzten
zwei Jahren, sondern schon länger eingeführt und
umgesetzt haben.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Insgesamt wurden in den zurückliegenden Jahren
durch die CDU-geführten Bundesregierungen in acht
Tarifbereichen Mindestlöhne, die von den Tarifpart-
nern ausgehandelt waren, für allgemeinverbindlich
erklärt; während der Zeit der SPD-geführten Bun-
desregierung übrigens nur einer. Ab 2011 gilt bei-
spielsweise in Westdeutschland ein Mindestlohn in
der Abfallwirtschaft einschließlich Straßenreinigung
und Winterdienst in Höhe von 8,33 Euro, im Dach-
deckergewerbe von 10,80 Euro, im Elektrohandel
9,70 Euro, bei Gebäudereinigungsdienstleistungen
zwischen 8,40 Euro und 11,13 Euro je nach Lohn-
gruppe, für Ungelernte im Maler- und Lackiererhand-
werk 9,75 Euro, in der Pflegebranche 8,50 Euro, bei
Wäschereidienstleistungen 7,80 Euro.

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Bei den Kosten!)

Ab Mai 2011 wurde für die Zeitarbeit der tariflich
festgesetzte Mindestlohn von 7,79 Euro für West-
und 6,89 Euro für Ostdeutschland festgelegt. Von
den rund 73.000 als gültig in das Tarifregister einge-
tragenen Tarifverträgen sind zurzeit lediglich - so
muss man sagen - 476 allgemeinverbindlich.

Das zeigt, dass die Tarifautonomie ein unverzichtba-
res Instrument ist. Darum hat Tarifautonomie auch
Verfassungsrang vor der politischen Festlegung. Ta-
rifautonomie muss bei der Suche nach Lohngerech-
tigkeit gestärkt und nicht geschwächt werden.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)
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Wenn wir also sehen, dass in unserem Land Löhne
gezahlt werden nach dem Motto „Zuviel zum Ster-
ben und zu wenig zum Leben“, dann muss eingegrif-
fen werden. Zuallererst sind hier aber die Tarifpart-
ner gefordert. Ich kann die Gewerkschaften nur er-
muntern, deutliche Lohnerhöhungen zu fordern. Ich
wünsche ihnen, dass sie die auch durchsetzen.
Wohl nehme ich wahr, dass es Tarifbereiche gibt,
dass es Regionen in unserem Land gibt, wo die Ta-
rifpartner gar nicht mehr vorhanden sind und alte
Tarifvereinbarungen einfach fortgeschrieben wer-
den. Oder wir haben die Situation, dass die Tarif-
partner, manchmal nur eine Seite, oft aber beide,
nicht mehr in der Lage sind, Vereinbarungen zu tref-
fen, die einen größeren Wirkungsgrad entfalten. Hier
greift, glaube ich, das politische Prinzip der Subsi-
diarität.

Dem komplexen Problem, dass in einigen Branchen
und anderen Regionen die Löhne nicht zum Leben
reichen, ist also nicht mit einem Eingriff über alle Be-
reiche hinweg Rechnung getragen. Der Antrag - ab-
gesehen davon, dass er in diesem Hause schon
mehrfach diskutiert wurde - beschreibt durchaus die
richtige Problemlage. Mit einem Rundumschlag die
Lösung herbeizuzerren, ist aber für meine Begriffe
nicht hilfreich. Trotzdem stehen wir in der Politik vor
der Notwendigkeit, dass Lösungsmöglichkeiten ge-
funden werden müssen.

Eine Möglichkeit wäre zum Beispiel, dass eine über
alle Branchen geltende allgemeine Lohnuntergrenze
eingeführt wird - das hat übrigens auch unsere Mini-
sterpräsidentin mehrfach für sich und für die CDU-
Politik eingefordert -, die in der Höhe des von den
Tarifpartnern in der Zeitarbeit festgelegten Mindest-
lohns greift, wenn die Tarifvertragsparteien in ihrer
Branche zu keiner Einigung kommen. Dazu muss
man wissen, ein Tarifvertrag ist ein Vertrag zur Re-
gelung der Pflichten und Rechte der Tarifvertrags-
parteien sowie zur Festsetzung von Rechtsnormen
insbesondere über den Abschluss, den Inhalt und
die Beendigung der erfassten Arbeitsverhältnisse.
Meine gewerkschaftliche Betriebsratsausbildung
macht sich da bemerkbar. Danke schön an den
DGB. Er ist der Ordnungsrahmen, der auf Arbeitneh-
merseite nur von den Gewerkschaften und auf der
Arbeitgeberseite sowohl von den Arbeitgeberverbän-
den als auch von jedem einzelnen Arbeitgeber ab-
geschlossen werden kann, zum Beispiel bei Firmen-
werks- und Haustarifverträgen.

Die von den Tarifvertragsparteien vereinbarten Ar-
beitsbedingungen gelten unmittelbar nur für die tarif-
gebundenen Arbeitnehmer, also Gewerkschaftsmit-
glieder und Arbeitgeber, die Mitglied des tarifschlie-
ßenden Arbeitgeberverbandes oder des Firmentarif-
vertrages sind. Außerdem gelten sie, wenn ein Tarif-
vertrag vom Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales oder dem örtlich zuständigen Landesarbeits-

ministerium für allgemeinverbindlich erklärt wird oder
wenn aufgrund des Arbeitnehmerentsendegesetzes
die Einhaltung der tarifvertraglichen Regelungen
durch Rechtsverordnung durch das Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales zwingend vorgeschrieben
wird.

Dies bedeutet, Tarifverträge gelten aufgrund der
Vorgabe und der Einhaltung vorgeschriebener Spiel-
regeln. In die Tarifautonomie darf nicht einfach und
leichtfertig eingegriffen werden.

(Zuruf des Abgeordneten Linsler (DIE LINKE).)

Rechtsgrundlage für das Eingreifen des Staates in
die Tarifautonomie ist das Gesetz über die Festset-
zung von Mindestarbeitsbedingungen vom 11. Janu-
ar 1952, das zwar niemals angewandt wurde, aber
in seiner geänderten Fassung von 2009 als Grundla-
ge dient für Mindestarbeitsentgelte in Branchen, in
denen es keine Tarifverträge gibt oder nur eine Min-
derheit von Arbeitnehmern tarifgebunden beschäftigt
ist. Dann können Mindestarbeitsentgelte als Rechts-
verordnung erlassen werden.

Die Tarifbindung von Beschäftigten und Betrieben,
der gewerkschaftliche Organisationsgrad und die
Zahl der Unternehmen, die tarifgebundene Mitglie-
der in tariffähigen Arbeitgeberverbänden sind, sinkt
seit einigen Jahren in Deutschland, und zwar konti-
nuierlich. Dadurch entstehen immer mehr tarifver-
tragsfreie Zonen, die die in der Vergangenheit übli-
chen Spielregeln in der sozialen Marktwirtschaft in
Deutschland zunehmend außer Kraft setzen.

Im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz hat die CDU-
geführte Koalition ein Prozedere verankert, mit dem
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales über
eine Rechtsverordnung eine Lohnuntergrenze in der
Zeitarbeit in Kraft setzen kann. Dabei schlagen die
Tarifvertragsparteien gemeinsam eine Lohnunter-
grenze vor, die auf einem Tarifvertrag über Mindest-
stundenentgelte basiert. Das ist übrigens § 3 des Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes. Zeitarbeit findet
branchenübergreifend statt. Deshalb, glaube ich, ist
die Zeitarbeit ein guter Maßstab für eine allgemeine
Lohnuntergrenze, die überall dort - und nur dort -,
wo es keine Einigung gibt, über alle Branchen hin-
weg gelten soll. Es bleibt beim Primat der Tarifauto-
nomie, die nur dann ergänzt wird, wenn die Tarif-
partner alleine - aus welchen Gründen auch immer -
nicht in der Lage sind, aus eigener Kraft den ihnen
zugeschriebenen Ordnungsrahmen zu gestalten.

Das, meine Damen und Herren, ist Politik, die die
Tarifpartner und die Tarifautonomie achtet. Das ist
für meine Begriffe Politik mit Augenmaß, das ist Poli-
tik für Menschen in prekären Lebenssituationen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Der Antrag der LINKEN ist insofern weder hilfreich
noch verhältnismäßig noch trifft er das Problem, weil
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wir ja in etlichen Bereichen durchaus Tarifpartner
haben, die ihre Aufgaben erfüllen. In der Schule hät-
te der Lehrer gesagt: Rolf Linsler, Thema verfehlt,
setzen, sechs!

(Abg. Linsler (DIE LINKE): Ich habe dich die gan-
ze Zeit geschont.)

Ich weiß, dass die CDU es sich selbst nicht immer
einfach macht. Aber der Spagat zwischen den be-
rechtigten Mindestlohnforderungen tariflich nicht ge-
bundener Bereiche und der Achtung der Tarifauto-
nomie ist und bleibt ein schwieriger Balanceakt. Da
helfen keine Holzhammerlösungen, und scheinen
und seien sie auch noch so populär. Der CDU geht
es um den Menschen, der Mensch ist Mittelpunkt,
nicht Mittel. Punkt. - Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Jochem:
Die nächste Wortmeldung kommt vom Abgeordne-
ten Eugen Roth von der SPD-Fraktion.

Abg. Roth (SPD):
Sehr verehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will ver-
suchen, mich relativ kurz und prägnant zu äußern,
weil am 15. Juni - das ist noch nicht so lange her -
die SPD-Fraktion einen Antrag eingebracht hat mit
dem Titel „Mindestlöhne gesetzlich verankern“. Inso-
fern erspare ich mir, Sie noch einmal mit all diesen
Ausführungen, die sehr umfassend waren, zu lang-
weilen.

Ich möchte auf den Punkt kommen. Natürlich spielt
bei den Kolleginnen und Kollegen der LINKEN die
Aussage der CDU-Landesvorsitzenden und Minis-
terpräsidentin, dass sie für einen Mindestlohn eintre-
ten wolle, eine Rolle. Dann will die Opposition natür-
lich sehen, wie es damit auf dem parlamentarischen
Prüfstand aussieht oder ob das nur ein öffentliches
Nachdenken war, das ohne Konsequenzen bleibt.
Wir haben mittlerweile feststellen können, dass das
Thema Mindestlohn im positiven Sinne in der Bevöl-
kerung eigentlich durch ist. Wir wissen, es gibt rie-
sengroße Zustimmung, keine Wackelmehrheiten,
sondern quer durch die Parteizugehörigkeiten bis
hin - so habe ich mir sagen lassen - zur FDP. Eine
Auswertung hat ergeben, dass 54 Prozent der Wäh-
lerinnen und Wähler der FDP für einen gesetzlichen
Mindestlohn sind.

(Beifall bei der LINKEN.)

Bei den anderen gehen die Quoten entsprechend
höher. Die SPD verfolgt das Ziel ebenfalls schon seit
einiger Zeit. Ich kenne auch noch das Ringen um die
Mindestlöhne aus der gewerkschaftlichen Situation
heraus, das aber auch schon im Jahr 2006 beendet
wurde. Was nicht zieht, ist das Argument, mit den

Mindestlöhnen beschädigten wir die Tarifautonomie.
Das geht am Thema vorbei. Wir wissen, es gibt tari-
fierte Bereiche, die hinten und vorne nicht aus-
kömmlich sind, wo beispielsweise im Hotel- und
Gaststättengewerbe, bei Friseurinnen und Friseuren
oder Floristinnen auch seitens der DGB-Gewerk-
schaften tarifierte Mindesteinkommen vorliegen von
unter 6 Euro brutto die Stunde.

Da muss man sich die Frage stellen, warum die das
überhaupt tarifiert haben. Ganz einfach deshalb,
weil man überhaupt mal jenseits von Wildwest einen
Tarifvertrag als Einstieg haben wollte. Würden dort
Mindestlöhne gezahlt, weil sie gesetzlich verankert
sind, wie sie auch in einem Modell in Großbritanni-
en, bei der sogenannten Low Pay Commission, mit
den Arbeitgeberverbänden vereinbart wurden, wäre
das für eine gewerkschaftliche und tarifliche Bindung
mittelbar förderlicher, als wenn Menschen völlig dem
Hire and Fire ausgesetzt sind, zu Hungerlöhnen
oder zu nicht auskömmlichen Einkommen. Also bitte
nicht immer Tarifautonomie gegen den gesetzlichen
Mindestlohn ausspielen. Die Gewerkschaften sind
aus gutem Grund längst über diese Schiene hinweg.
Von daher bitte ich, nicht weiter auf diese Weise zu
argumentieren.

Es gibt ein weiteres Argument, das längst überholt
ist, Mindestlöhne würden Arbeitsplätze vernichten.
Es hat uns leider Zeit gekostet, weil Gutachterstrei-
tigkeiten aufkamen. Die letzte mir bekannte Lang-
zeitstudie stammt von der Universität Berkeley in
den USA, die in US-Bundesstaaten untersucht hat,
wo es Mindestlohn gibt und wo nicht und wie sich
das ausgewirkt hat. Die Universität Berkeley steht
nicht im Verdacht, dass sie vom DGB gesponsert
wird, lieber Kollege Horst Hinschberger.

(Vereinzelt Heiterkeit.)

Aber dort ist man zu dem Ergebnis gekommen, dass
die Arbeitsplatzwirksamkeit sogar erhöht wurde dort,
wo auskömmliche Löhne gezahlt wurden. Ich könnte
weitere Gutachten nennen, zum Beispiel von der
SPD-nahen Friedrich-Ebert-Stiftung, die feststellt,
dass es sogar zu einem erheblichen Arbeitsplatzauf-
wuchs käme. Verdi hat einmal zusammen mit der
heutigen Eisenbahn-Verkehrsgewerkschaft ein ent-
sprechendes Gutachten in Auftrag gegeben. Lange
Rede, kurzer Sinn, eigentlich sind wir auch über das
Stadium des Gutachterstreits längt hinweg, es
müsste jetzt endlich etwas getan werden.

Im Moment kursiert ja das Modell der Christlich-De-
mokratischen Arbeitnehmerschaft innerhalb der
CDU. Ich habe nicht ohne Grund die FDP-Anhän-
gerschaft erwähnt, sehe aber derzeit in der Partei
wenig Bewegung pro Mindestlohn, bei BÜNDNIS
90/GRÜNE ohnehin und bei der CDU geht das in
Richtung des CDA-Vorschlages, den der Kollege
Egbert Ulrich eben angesprochen hat. Danach gibt
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es Überlegungen, einen Lohn, zum Beispiel in der
Zeitarbeitsbranche, für allgemeinverbindlich zu er-
klären und als gesetzliche Untergrenze heranzuzie-
hen. Dabei müssen wir sehen, dass durch all die
Debatten, die bisher geführt wurden, Zeit verloren
ging.

Ich habe erlebt, wie sich der Deutsche Gewerk-
schaftsbund und parallel die SPD oder umgekehrt
die SPD und der Deutsche Gewerkschaftsbund be-
wegt haben von 7,50 bis mittlerweile 8,50 Euro. Die
LINKE ist bei 10 Euro. Wenn wir noch ein bisschen
warten, kommen auch wir dorthin, aber dann muss
die LINKE wieder anheben. Das ist durchaus alles
gerechnet. Das sind keine willkürlich gegriffenen
Zahlen, da ist etwas dran. Wir reden immer von
Bruttobeträgen. Wenn ich sehe, dass in Luxemburg
für Ungelernte brutto 10,16 Euro gezahlt werden, in
Frankreich 9 Euro, in den Niederlanden 8,74 Euro,
in Belgien 8,58 Euro, in Irland und Großbritannien
inklusive Wechselkursumrechnung um die 7 Euro,
dann hat sich das alles ganz schön nach oben ent-
wickelt, in Großbritannien übrigens auch verbunden
mit Arbeitsplatzgewinnen und nicht mit -verlusten.

Von daher ist die Forderung der LINKEN, für einen
allgemein gültigen, gesetzlichen, branchenübergrei-
fenden Mindestlohn einzutreten, etwas, was man
vertreten kann. Die Höhe wurde extra weggelassen,
weil diese Differenzen, über die wir diskutieren, im
Grunde Schräubchenkunde in der Umsetzung ist. Es
geht um die politische Grundsatzerklärung und es ist
höchste Zeit, dass wir so etwas machen. Unser Cre-
do in der SPD war immer, dass wir das gerade hier
in einem Dreiländereck, wo wir mittlerweile die nega-
tive Verwerfung sind, angehen müssten.

Lassen Sie mich deshalb abschließend noch mal auf
eine Initiative der Christlichen Gewerkschaft in Belgi-
en hinweisen, der CSC. Die macht eine Kampagne
unter dem Motto: Das deutsche Wunder Heinrich
verdient 4,18 Euro die Stunde, helft Heinrich, lasst
Europa nicht dem deutschen Beispiel folgen! So ist
der Slogan dieser Kampagne, nachzulesen unter
www.helpheinrich.de. Wir sollten uns also nicht wei-
terhin lächerlich machen, gerade auch gegenüber
unseren Nachbarn in der Großregion.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Ich glaube, eine CDU, die jetzt auch einen CDA-Vor-
sitzenden im Landtag sitzen hat, die auch eine Mini-
sterpräsidentin hat, die öffentlich über einen Min-
destlohn nachgedacht hat, sollte endlich springen,
denn es gilt der alte Grundsatz: Worte begeistern -
Taten reißen mit. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Vizepräsident Jochem:
Nächste Wortmeldung: Frau Willger von B 90/GRÜ-
NE.

Abg. Willger (B 90/GRÜNE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Im Hinblick darauf, dass der An-
trag, über den wir zu entscheiden haben, kurz ge-
fasst ist, möchte auch ich mich kurz fassen und mit-
teilen, dass unter dem gesetzlichen Mindestlohn al-
les und gar nichts verstanden werden kann. Sie ken-
nen unser Modell mit seinen Nuancen. Es gibt Mo-
delle - -

(Zuruf der Abgeordneten Ries (SPD).)

Nein, Frau Kollegin Isolde Ries. Es gibt Mindestlöh-
ne, die sind vielleicht so hoch, dass es unter Um-
ständen gar nicht den Effekt hat, den wir haben
möchten, nämlich, dass Arbeitsplätze entstehen und
gesichert werden können. Es gibt Mindestlöhne, die
zu niedrig sind. Dann haben sie keinen Effekt. Das
sind Gratwanderungen. Weil wir nicht genau wissen,
welchen Mindestlohn die LINKE meint - -

(Sprechen und Lachen bei der LINKEN.)

Weil die LINKE unser Modell sehr genau kennt, das
wir schon öfters hier dargestellt haben, verzichte ich
darauf, es Ihnen noch einmal vorzustellen. Wenn
Sie allerdings unbedingt wollen, dass ich es tue,
dann kann ich das gerne machen.

(Fortdauerndes Sprechen.)

So sieht das grüne Mindestlohnmodell im Wesentli-
chen aus: Wir wollen einen generellen Mindestlohn
festschreiben. Er soll von einer Mindestlohnkommis-
sion festgelegt und jährlich angepasst werden; er
muss mindestens 7,50 Euro betragen. Die festgeleg-
te Grenze muss für alle verbindlich sein und darf von
keinem Betrieb und in keinem Beschäftigungsver-
hältnis unterschritten werden. Mit dieser Untergren-
ze wird zukünftig Lohndumping zulasten der Be-
schäftigten und Steuerzahler wirksam verhindert.
Das ist der eine Punkt.

Zum Zweiten wollen wir eine Mindestlohnkommissi-
on nach dem Vorbild der Low Pay Commission in
Großbritannien einrichten und im Mindestarbeitsbe-
dingungsgesetz verankern. Sie soll sich aus Vertre-
tern der Sozialpartner und der Wissenschaft zusam-
mensetzen, die die Höhe des Mindestlohnes unter
umfassender Berücksichtigung der sozialen und
ökonomischen Auswirkungen festlegen würden. Wir
wollen weiterhin die Einführung von branchen- und
regionalspezifischen Mindestlöhnen, die immer über
der allgemeinen Lohnuntergrenze liegen müssen,
erleichtern und erweitern. Dazu sollen alle Branchen
ins Arbeitnehmerentsendegesetz aufgenommen
werden, sodass Branchenmindestlöhne zukünftig
einfacher und unbürokratischer allgemeinverbindlich
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1 Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt als Anlage bei

erklärt werden können. Zuletzt wollen wir die Mög-
lichkeit zur Allgemeinverbindlicherklärung von regio-
nalen Tarifverträgen schaffen.

Das sind die grünen Modelle. Dazu habe ich des Öf-
teren hier gesprochen. Das ist das, was wir durch-
setzen wollen. Wenn Sie ein grünes Modell genauso
abschreiben, dann werden wir zustimmen. - Vielen
Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Jochem:
Weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen.
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag
Drucksache 14/575. Es ist namentliche Abstimmung
beantragt. Ich bitte die Schriftführerinnen, die Na-
men der Abgeordneten aufzurufen.

(Namentliche Abstimmung)1

Ich frage, ob ein Mitglied des Hauses nicht aufgeru-
fen worden ist. - Das ist nicht der Fall. Ich schließe
die Stimmabgabe und bitte die Schriftführerinnen,
mir das Abstimmungsergebnis zu übermitteln.

(Die Schriftführerinnen zählen die Stimmen aus.)

Kolleginnen und Kollegen, die Stimmen sind ausge-
zählt. Ich gebe Ihnen das Ergebnis bekannt. Es sind
51 Stimmen abgegeben worden; davon entfielen 24
auf Ja und 27 auf Nein. Es gab keine Enthaltung. Ich
stelle fest, dass der Antrag Drucksache 14/575 mit
Stimmenmehrheit abgelehnt ist.

Wir kommen nun zu Punkt 14 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion, der SPD-Landtagsfraktion,
der DIE LINKE-Landtagsfraktion, der FDP-
Landtagsfraktion und der BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN-Landtagsfraktion eingebrachten An-
trag betreffend: AMNOG korrigieren, Arznei-
mittelkosten für Patientinnen und Patienten
senken, Arbeitsplätze sichern (Drucksache
14/563)

Zur Begründung des Antrags erteile ich Herrn Abge-
ordneten Tobias Hans das Wort.

Abg. Hans (CDU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Kolleginnen und Kollegen! Der Ausschuss
für Gesundheit und Verbraucherschutz hat mich
fraktionsübergreifend gebeten, den Ihnen vorliegen-
den Antrag betreffend „Arzneimittelmarkt-Neuord-
nungsgesetz korrigieren, Arzneimittelkosten für Pati-
entinnen und Patienten senken, Arbeitsplätze si-
chern“ heute hier erneut einzubringen - er wurde im

Ausschuss bereits einstimmig verabschiedet - und
zu begründen. Dies will ich im Folgenden gerne tun.

Kolleginnen und Kollegen, in der Bundesrepublik
Deutschland werden derzeit pro Jahr rund 30 Milliar-
den Euro für Arzneimittel ausgegeben. Anhand die-
ser Zahl ist jedem klar: Deutschland ist Arzneimittel-
Hochpreisland. Daher ist es richtig, dass wir versu-
chen, wo immer möglich Einsparpotenziale nicht nur
zu sichten, sondern auch aktiv zu nutzen. Deshalb
gehen das Arzneimittelmarkt-Neuordnungsgesetz -
kurz AMNOG - und das GKV-Änderungsgesetz aus
meiner Sicht in die richtige Richtung. Aber man
muss schon genau hinschauen, um zu erkennen, ob
möglicherweise auch Fehlentwicklungen damit ver-
bunden sind.

Ich will ganz deutlich sagen: Das AMNOG wirkt. Die
Arzneimittelkosten sind im ersten Quartal 2011 um
4,8 Prozent zurückgegangen. Wenn wir uns den ak-
tuellen GKV-Index ansehen, stellen wir fest, dass sie
in den ersten vier Monaten des Jahres 2011 sogar
um 6,4 Prozent zurückgegangen sind. Gleichwohl ist
es so, dass die neu geschaffenen Regelungen zum
Teil auch unerwünschte Nebeneffekte haben, und
vor allem gibt es Unklarheiten bei der Auslegung
des Gesetzes. Dadurch werden bewährte Kosten-
dämpfungsansätze im Arzneimittelmarkt unnötig er-
schwert. Was meine ich mit diesen bewährten Kos-
tendämpfungsaspekten? Es geht um die Arzneimit-
telreimporte. Sie machen im Bereich der patentge-
schützten Arzneimittel etwa 25 Prozent des Gesam-
tumsatzes aus. Dies bedeutet: 2,7 Milliarden Euro
Umsatz werden durch Arzneimittelreimporte gene-
riert. Dadurch, dass sie deutlich günstiger sind als
die Arzneimittel, die direkt vom Hersteller in den Ver-
kehr gebracht werden, entstehen Einspareffekte von
rund 300 Millionen Euro pro Jahr.

Meine Damen und Herren, ein anderer wichtiger
Aspekt kommt hinzu: Allein wegen der Existenz der
Reimporteure - wie zum Beispiel das Merziger Un-
ternehmen Kohlpharma - sind die Arzneimittelher-
steller regelmäßig gezwungen, sich genau zu über-
legen, wie sie den Preis für ihre Medikamente fest-
setzen. Sie wissen nämlich um die Spanne, die es
zwischen dem Herstellerpreis in Deutschland und
dem in den Nachbarländern gibt. Wenn sie also ih-
ren Arzneimittelpreis zu hoch ansetzen und dabei
genau wissen, dass der Reimporteur das gleiche
Medikament sehr viel günstiger auf den deutschen
Markt bringt, dann schneiden sie sich in das eigene
Fleisch. Sie werden deshalb den Preis für ihr Arznei-
mittel entsprechend niedriger ansetzen. Allein dieser
Umstand zwingt also deutsche Arzneimittelhersteller
zur Mäßigung und hat dazu geführt, dass die Arznei-
mittel in Deutschland inzwischen günstiger sind.
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Jetzt zu AMNOG. Meine Damen und Herren, was
hat sich seit diesem Gesetz für die Arzneimittelreim-
porteure und auch für das Merziger Unternehmen
Kohlpharma geändert? Es wurde ein grundsätzlicher
Vorrang für die Abgabe rabattierter patentgeschütz-
ter Arzneimittel durch die Apotheker festgeschrie-
ben, ohne dass darauf geachtet wird, ob ein solches
Medikament wirklich das preisgünstigere ist. Man
kann sich also Folgendes vorstellen: Der Apotheker
muss nachsehen, ob es für ein patentgeschütztes
Arzneimittel einen Rabattvertrag mit der Kranken-
kasse desjenigen gibt, der es kaufen möchte. Wenn
ja, muss er, um sich rechtssicher zu verhalten, die-
ses Medikament letztendlich verkaufen, selbst wenn
es teurer ist als das reimportierte. Das Landgericht
Hamburg hat bestätigt, dass sich der Apotheker am
besten so verhält, auch wenn das Bundesgesund-
heitsministerium uns sagt, dass es so eigentlich
nicht gemeint sei, sondern dass in der Regel schon
das preisgünstigste Medikament genommen werden
solle. Es gibt also Rechtsunklarheiten; das wird an
diesem Fall deutlich. Meines Erachtens muss man
genau prüfen, ob man diese Regelung rückgängig
machen soll.

Meine Damen und Herren, es liegt auf der Hand:
Wenn die Arzneimittelhersteller wissen, dass sich
die Apotheker so verhalten, was tun sie dann? Sie
bringen natürlich ihre Medikamente in Rabattverträ-
ge mit den Krankenkassen ein, und zwar so ge-
schickt, dass möglicherweise nur ein ganz geringer
Anteil des Preises unter den Rabatt fällt. Sie wissen,
dass sie damit zwar immer noch teurer als der Re-
importeur sind, aber ihr Medikament zum höheren
Preis werden verkaufen können. Dies konterkariert
doch eindeutig die Bemühungen zu notwendigen
Einsparungen, wie sie vom AMNOG und dem GKV-
Änderungsgesetz eingeführt wurden, und kann nicht
im Sinne des Gesetzgebers sein. Man kann dies
auch mit Zahlen belegen: Während nur 21 Prozent
aller patentgeschützten Arzneimittel Rabattverträgen
unterliegen, sind es bei den reimportierten Arznei-
mitteln 50 Prozent. Ein Schelm, wer dabei Böses
denkt.

(Beifall des Abgeordneten Waluga (SPD).)

Danke schön, Herr Kollege Waluga. - Meine Damen
und Herren, was hat sich durch AMNOG noch geän-
dert? Der Herstellerrabatt ist von 6 auf 16 Prozent
erhöht worden und trifft nunmehr auch die Arzneimit-
telimporteure. Allein dieser Umstand ist schon be-
denklich. Womit haben wir es zu tun? Wir haben es
mit Arzneimittelimporteuren zu tun. Importeure sind
jedoch ihrer Geschäftsart nach keine Hersteller, son-
dern Händler. Wenn weiterhin versucht wird, sie wie
Hersteller zu behandeln, wird der Arzneimittelreim-
port in weiten Teilen keinen Sinn mehr machen. Die
skizzierten Einsparpotenziale werden sich verlieren.
Die Zahlen sprechen für sich: Allein in den ersten

beiden Quartalen des Jahres 2011 gab es in
Deutschland bei den Arzneimittelreimporteuren
einen Umsatzrückgang von 20 Prozent. Allein im
Saarland mussten 300 Arbeitsplätze abgebaut wer-
den.

Kolleginnen und Kollegen, das sind Zahlen, die uns
im Gesundheitsausschuss aufgerüttelt haben. Sie
haben den saarländischen Gesundheitsminister be-
wegt, und meines Erachtens müssen sie auch uns
im Parlament aufrütteln. Sie erfordern energisches
Einschreiten in Richtung Berlin. Wir bitten deshalb
die saarländische Landesregierung weiterhin, sich
beim Bund dafür einzusetzen, dass im SGB V für
Importarzneimittel eine Reduktion des Herstellerra-
batts von 16 auf wenigstens 6 Prozent verankert
wird. Wenn dies nicht möglich ist, sollte zumindest
für den Zeitraum, in dem der erhöhte Herstellerra-
batt gilt, der gesetzliche Preisabstand von derzeit 15
Euro beziehungsweise 15 Prozent, den es ja schon
seit Längerem gibt, reduziert werden. Sie müssen
sich nämlich Folgendes vorstellen: Derzeit greifen
das Abstandsgebot von 15 Euro beziehungsweise
15 Prozent und der Herstellerrabatt von 16 Prozent,
und wenn ein Arzneimittel bereits in einem Rabatt-
vertrag enthalten ist, kann es nicht mehr vernünftig
reimportiert werden. Das ist für die Arzneimittelreim-
porteure eine Überbelastung und geht am eigentli-
chen Ziel vorbei.

Es sollte gleichzeitig Rechtssicherheit geschaffen
werden, was das Beispiel Rabattverträge anbelangt.
Hier muss im Gesetzeswerk nachgearbeitet werden.
Meines Erachtens muss die Landesregierung beim
Bundesgesetzgeber vorstellig werden, um darauf
hinzuweisen. Die Landesregierung hat auf den Be-
schluss hin, den der Gesundheitsausschuss in die-
sem Hause gefasst hat, bereits einen Antrag im Ge-
sundheitsausschuss des Bundesrates gestellt. Die-
ser Antrag war nicht unbedingt erfolgreich. Aber
dennoch, steter Tropfen höhlt den Stein. Deshalb
sollten wir im Bundesratsplenum, das diese Woche
stattfindet, den Antrag erneut stellen. Wir bitten die
saarländische Landesregierung, dies auch zu tun.
Wir bitten sie ebenfalls, sich im weiteren Verfahren
entsprechend zu positionieren, denn es steht mögli-
cherweise bereits im nächsten Jahr eine Novellie-
rung des Arzneimittelneuordnungsgesetzes an. Ich
gehe davon aus, dass die Fraktionen dieses Hauses
das im Hinblick auf die Bundestagsfraktionen genau-
so tun werden.

Meine Damen und Herren, eines ist klar. Beim Bund
werden viele sagen, das Saarland positioniert sich in
dieser Frage natürlich so, weil Arbeitsplätze im
Saarland betroffen sind. Das alleine wäre schon le-
gitim und durchaus richtig. Das tun andere Bundes-
länder auch. Hessen ist die Heimat einiger Arznei-
mittelhersteller. Die dortige Landesregierung geht
natürlich den Interessen der Beschäftigten in Hes-
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sen nach. Das ist auch in Ordnung. Der Unterschied
der saarländischen Position zu der Position anderer
Bundesländer ist jedoch, dass die Lobbyarbeit, die
die Arzneimittelhersteller in diesen Bundesländern
betreiben, nicht gesundheitspolitisch untermauert ist.
Das hat mit Einsparbemühungen nichts zu tun, son-
dern hier wird lediglich rein ökonomischen Interes-
sen nachgegangen. Anders ist es im Saarland. Die
vielen Menschen, die in Merzig bei Kohlpharma ihre
Arbeit tun, tragen seit Jahren dazu bei, dass im Ge-
sundheitssektor bei den Arzneimitteln Einsparungen
stattfinden - und das in nicht unerheblichem Aus-
maß.

Deshalb ist eine Modifikation der gesetzlichen Rege-
lungen dringend nötig. Dieses Parlament sendet
heute ein einmütiges, ein eindeutiges Signal in Rich-
tung Berlin. Es kann nicht gesundheitspolitisches In-
teresse jedweden verantwortlichen Politikers sein,
dass man sich zum verlängerten Arm der Interessen
der Arzneimittelhersteller macht und dadurch ver-
sucht, den Stachel im Fleisch dieser Arzneimittelher-
steller, nämlich die Reimporteure, ihrer Geschäfts-
grundlage zu berauben. Ich bin der Erste, der sagt,
wenn Arzneimittel in Deutschland günstiger sind als
im Ausland, dann können wir dem Geschäftsmodell
der Firma Kohlpharma leider nicht helfen. Das ist
auch nicht unserer Aufgabe. Unsere Aufgabe ist es
aber vor allem nicht, uns zum Büttel der Geschäfts-
interessen derjenigen zu machen, die Arzneimittel
zum Teil zu teureren Preisen in Verkehr bringen wol-
len, als dies notwendig ist. Leidtragende sind die
Versicherten und die Patientinnen und Patienten in
diesem Land. Wir wollen sicherlich keine Bevorzu-
gung von Importeuren - das ist nicht unser Ansin-
nen -, aber wir wollen auch keine Schlechterstellung.
Wir wollen einen fairen Wettbewerb. Konkurrenz be-
lebt das Geschäft. Konkurrenz ist im Interesse der
Versicherten und der Menschen im Land. Deshalb
bitte ich, obwohl ich mir der Unterstützung sicher
bin, ganz herzlich darum, diesem Antrag zuzustim-
men. - Danke.

(Beifall.)

Vizepräsident Jochem:
Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen sind
nicht eingegangen. Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag
Drucksache 14/563. Wer für die Annahme der
Drucksache 14/563 ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? -
Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksache 14/563
einstimmig, mit den Stimmen aller Fraktionen, ange-
nommen ist.

Wir kommen zu Punkt 16 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion, der SPD-Landtagsfraktion,
der DIE LINKE-Landtagsfraktion, der FDP-
Landtagsfraktion und der BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN-Landtagsfraktion eingebrachten An-
trag betreffend: Erhalt der Saarbahnstrecke
nach Saargemünd (Drucksache 14/583)

Zur Begründung des Antrags Drucksache 14/583 er-
teile ich Frau Abgeordneter Claudia Willger das
Wort.

Abg. Willger (B 90/GRÜNE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Der Erhalt der Saarbahnstrecke
nach Saargemünd ist unser gemeinsames Ziel in
diesem gemeinsamen Antrag. Die Saarbahn geht
bereits seit 1997 nach Saargemünd. Sie ist ein
deutsch-französisches Modellprojekt, da sie das
Problem der Zweisystemfähigkeit im Schienenver-
kehr gelöst hat. Sie wird als Nahverkehrsangebot
sehr gut angenommen. Etwa 350 Nutzerinnen und
Nutzer sind täglich auf dieser Strecke unterwegs.
Bis heute ist es ein Leuchtturmprojekt mit Pilotcha-
rakter, das zeigt, dass die Zusammenarbeit in der
Grenzregion zwischen Deutschland und Frankreich,
insbesondere zwischen dem Saarland und Lothrin-
gen, funktionieren kann und zu hervorragenden Er-
gebnissen kommt.

Wiederholt stand das Fortbestehen infrage. 2004
war es wegen der Stationsentgelte, 2010 wegen der
Schienensteuer. Wir haben bislang verhindert, dass
der Verkehr enden musste, indem alle politischen
Akteure gemeinsam tätig gewesen sind - der Land-
tag, die Landesregierung, die betroffenen Kommu-
nen, der Interregionale Parlamentarierrat und der
Gipfel der Großregion. Genau dies streben wir mit
dem Antrag erneut an. Nunmehr sind es die Be-
triebsbedingungen mit einer Neuberechnung der
Stationsentgelte. Dadurch dass in Frankreich die
SNCF eine neue Tochter, die „Gares & Connexi-
ons“, gegründet hat, ist es so, dass 134.000 Euro
pro Jahr, die vorher von der SNCF übernommen
wurden, jetzt an die Saarbahn weitergereicht werden
sollen. Wenn es dabei bliebe, wäre der Verkehr
nicht mehr zu finanzieren und müsste wegfallen.

Das wäre eine sehr schwerwiegende Konsequenz,
denn wir wissen, dass Europa und die Großregion
für Bürgerinnen und Bürger dort entstehen, wo
grenzüberschreitende Mobilität sichergestellt ist. Wir
sind mit circa 200.000 Personen täglich mit Abstand
die größte Grenzgängerregion der EU. Das sind Er-
folge gerade der interregionalen Zusammenarbeit.
Diese interregionale Zusammenarbeit beinhaltet
auch die grenzüberschreitende Mobilität. Unser aller
Ziel muss es sein, die grenzüberschreitende Mobili-
tät in allen Bereichen weiterzuentwickeln. Die Dyna-
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mik muss sich innerhalb der Region weiterent-
wickeln. Wir wollen mehr grenzüberschreitende Mo-
bilität, insbesondere im öffentlichen Personennah-
verkehr. Nicht umsonst wird der grenzüberschreiten-
de öffentliche Personennahverkehr immer wieder im
Europaausschuss und im Interregionalen Parlamen-
tarierrat mit entsprechenden Darstellungen der Be-
mühungen thematisiert. Wir alle wissen, dass diese
grenzüberschreitende Mobilität ein ganz bedeuten-
der Standortvorteil ist, nicht nur für uns, sondern
auch für unsere Nachbarn auf der französischen
Seite. Von daher gilt es, diese gegenüber Paris in ih-
ren Bemühungen zu unterstützen, die Interessen
umzusetzen. Es macht deutlich, wie schwierig es
gerade die französischen Nachbarn haben, die be-
sondere Problematik, die es in der Grenzregion gibt,
zur Geltung zu bringen. So müssen wir uns erneut
mit einem Thema beschäftigen, das doch immer
wieder das gleiche Ziel verfolgt, nämlich den Erhalt
der Saarbahnstrecke nach Saargemünd.

Von daher geht heute von diesem Antrag, den wir
gemeinsam und fraktionsübergreifend stellen, ein
wichtiges und positives Signal aus. Ich möchte an
dieser Stelle allen danken, die sich bislang für die-
ses Ziel eingesetzt haben. Der Antrag fordert ja da-
zu auf, dies auch weiterhin zu tun. Im Europaaus-
schuss ist uns dargelegt worden, dass die saarländi-
sche Landesregierung unmittelbar nach der Informa-
tion durch die Saarbahn reagiert hat. Die Umweltmi-
nisterin hat die französische Verkehrsministerin an-
geschrieben und in diesem Schreiben, das uns im
Europaausschuss vorgetragen wurde, noch einmal
deutlich gemacht, dass dies ein äußerst dringliches
Anliegen der Landesregierung ist und um eine Aus-
nahmeregelung gebeten. Es ist an das Bundesver-
kehrsministerium, an den lothringischen Regional-
ratspräsidenten, den Bürgermeister von Saarge-
münd, aber auch an die Oberbürgermeisterin von
Saarbrücken und den französischen Generalkonsul
weitergeleitet worden. Die Ministerpräsidentin hat
die Thematik auch anlässlich ihres Antrittsbesuches
in Paris in ihrer Funktion als Kulturbevollmächtigte
für die deutsch-französischen Beziehungen themati-
siert. Das macht deutlich, dass es wichtig ist, dass
wir alle unsere Möglichkeiten der Intervention bün-
deln und uns gegenseitig austauschen, um diese
Sache noch einmal zu verstärken. Das ist für uns ein
sehr, sehr wichtiges Ziel und in diesem Sinne darf
ich um Ihre Zustimmung bitten. - Vielen Dank.

(Beifall.)

Vizepräsident Jochem:
Ich eröffne die Aussprache. - Das Wort hat Frau El-
ke Eder-Hippler von der SPD-Landtagsfraktion.

Abg. Eder-Hippler (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Wichtigkeit der Saarbahn hat die Kollegin Willger
schon betont. Ich kann mich deswegen kurz fassen.
Der saarländische Landtag und der IPR beschäfti-
gen sich schon seit Längerem mit Fragen einer ge-
meinsamen Struktur für den ÖPNV in der Großregi-
on. Die Saarbahn ist dabei ein bereits funktionieren-
der Baustein. Die Saarbahn lässt uns Europa im
wahrsten Sinne des Wortes erfahren. Für die 350
Fahrgäste, die mit der Saarbahn jeden Tag zwi-
schen Saarbrücken und Saargemünd pendeln, ist
sie eine hervorragende Errungenschaft der Großre-
gion. Die Entscheidungen, die in Paris getroffen wer-
den - letztes Jahr die Schienensteuer, jetzt die mas-
sive Erhöhung der Stationsentgelte ab 2012 - stellen
jedoch regelmäßig die weitere Existenz dieser wich-
tigen Verkehrsverbindung infrage. Die Erhöhung der
Kosten der Bedienung des französischen Strecken-
abschnitts von bisher 42.000 Euro um 92.000 Euro
auf künftig 134.000 Euro lässt den Saarbahnbetrieb
auf diesem Teilstück wirtschaftlich nicht mehr dar-
stellen. Die Saarbahn müsste in Hanweiler enden.
Das grenzüberschreitende Projekt wäre gescheitert,
der Leuchtturm des ÖPNV in der Großregion erlo-
schen.

Wichtig erscheint mir daher, dass wir eine dauerhaft
tragbare Lösung für die Saarbahn finden. Es kann
nicht sein, dass wir uns jedes Jahr mit diesem The-
ma hier beschäftigen müssen. Deswegen bin ich
auch froh, dass Landtag und Landesregierung und
die beiden betroffenen Kommunen Saargemünd und
Saarbrücken dies unterstützen. Dass dies partei-
übergreifend möglich und nötig ist, zeigten und zei-
gen der Bürgermeister von Saargemünd, Céleste
Lett und die Oberbürgermeisterin von Saarbrücken,
Charlotte Britz. Das zeigt sich aber auch darin, dass
wir heute einen gemeinsamen Antrag aller Fraktio-
nen dieses Hauses hier beschließen wollen, und da-
für bin ich Ihnen allen sehr dankbar. - Vielen Dank.

(Beifall.)

Vizepräsident Jochem:
Weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich
schließe die Aussprache. Wir kommen zur Abstim-
mung über den Antrag Drucksache 14/583. Wer für
die Annahme der Drucksache 14/583 ist, den bitte
ich eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer
enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass der
Antrag Drucksache 14/583 einstimmig, mit den Stim-
men aller Fraktionen, angenommen ist.

Wir kommen zu Punkt 17 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den vom Ausschuss
für Justiz, Verfassungs- und Rechtsfragen so-
wie Wahlprüfung eingebrachten Antrag be-
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treffend: Streitsache vor dem Bundesverfas-
sungsgericht (Übersicht Nr. 3) (Drucksache
14/560)

Zur Berichterstattung aus dem Ausschuss erteile ich
der Vorsitzenden, Frau Abgeordneter Dagmar Heib,
das Wort.

Abg. Heib (CDU), Berichterstatterin:
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der Ausschuss für Justiz, Verfassungs-
und Rechtsfragen sowie Wahlprüfung hat in seiner
43. Sitzung vom 01. September 2011 über eine
Streitsache vor dem Bundesverfassungsgericht be-
raten und eine Beschlussempfehlung getroffen. Die-
ses Streitverfahren betrifft ein Normenkontrollverfah-
ren zu § 14 des Saarländischen Vergnügungssteu-
ergesetzes nach einem Vorlagebeschluss des Ver-
waltungsgerichtes des Saarlandes vom 11. Oktober
2010. Die Vergnügungssteuer wird im Saarland auf
der Basis des Vergnügungssteuergesetzes erhoben.
Dieses legt für Spielgeräte einen auf die Stückzahl
bezogenen Maßstab für die Besteuerung fest. Die
Frage, ob diese Pauschale und nicht eine vom Ein-
spielergebnis abhängige Besteuerung zulässig ist,
hat die Verwaltungsgerichte mehrere Jahre beschäf-
tigt. Zuletzt hat im Jahr 2009 das Bundesverfas-
sungsgericht zu der vergleichbaren gesetzlichen Re-
gelung in Hamburg entschieden, dass die pauschale
Besteuerung gegen den Gleichheitsgrundsatz ver-
stößt und nichtig ist, da der Aufwand durch Zähl-
und Kontrollwerke zuverlässig erfasst werden kön-
ne. Auf der Basis dieser Entscheidung erarbeitet die
Landesregierung derzeit eine Neuregelung. Nicht
zuletzt wegen der vorgenannten Entscheidung und
der bestehenden Initiative hat der Ausschuss ein-

stimmig und ohne Enthaltung den Beschluss ge-
fasst, dem Plenum zu empfehlen, keine Stellung-
nahme zu diesem Verfahren abzugeben. - Vielen
Dank.

(Beifall.)

Vizepräsident Jochem:
Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen sind
nicht eingegangen. Ich schließe die Aussprache. Wir
kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme der
Drucksache 14/560 ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksa-
che 14/560 mit den Stimmen aller Fraktionen ein-
stimmig angenommen ist.

Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, dass
der Jahresbericht des Ausschusses für Eingaben
2010 - Punkt 18 der Tagesordnung betreffend -

Mündlicher Jahresbericht 2010 des Aus-
schusses für Eingaben gemäß § 25 der Ge-
schäftsordnung des saarländischen Landta-
ges über die im Jahr 2010 behandelten Peti-
tionen (Drucksache 14/554)

in der nächsten Landtagssitzung erstattet wird. Da-
mit sind wir am Ende der heutigen Sitzung ange-
langt. Ich schließe die Sitzung.
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Anlage

N a m e n t l i c h e A b s t i m m u n g

Tagesordnungspunkt 13: Beschlussfassung über den von der DIE
LINKE-Landtagsfraktion eingebrachten Antrag betreffend: Flächen-

deckender gesetzlicher Mindestlohn (Drucksache 14/575)
(Seite 1946 des Plenarprotokolls)

1. Abg. Becker, Günter (CDU) Nein
2. Abg. Biendel, Silke (SPD) Ja
3. Abg. Prof. Dr. Bierbaum, Heinz (DIE LINKE) Ja
4. Abg. Commerçon, Ulrich (SPD) Ja
5. Abg. Eder-Hippler, Elke (SPD) Ja
6. Abg. Ensch-Engel, Dagmar (DIE LINKE) Ja
7. Abg. Georgi, Ralf (DIE LINKE) Ja
8. Abg. Hans, Tobias (CDU) Nein
9. Abg. Dr. Hartmann, Christoph (FDP) Nein

10. Abg. Heib, Dagmar (CDU) Nein
11. Abg. Heinrich, Günter (CDU) Nein
12. Abg. Hinschberger, Horst (FDP) Nein
13. Abg. Huonker, Birgit (DIE LINKE) Ja
14. Abg. Jacoby, Peter (CDU) Nein
15. Abg. Jene, Hans Gerhard (CDU)                                                                          Nein
16. Abg. Jochem, Karl-Josef (FDP) Nein
17. Abg. Jost, Reinhold (SPD) Ja
18. Abg. Dr. Jung, Magnus (SPD) Ja
19. Abg. Kolb, Gisela (SPD) Ja
20. Abg. Kramp-Karrenbauer, Annegret (CDU) Nein
21. Abg. Kugler, Heike (DIE LINKE) Ja
22. Abg. Kühn, Christoph (FDP) Nein
23. Abg. Kuhn-Theis, Helma (CDU) Nein
24. Abg. Kütten, Edmund (CDU) Nein
25. Abg. Lafontaine, Oskar (DIE LINKE) Ja
26. Abg. Ley, Hans (CDU) Nein
27. Abg. Linsler, Rolf (DIE LINKE) Ja
28. Abg. Maas, Heiko (SPD) Ja
29. Abg. Meiser, Klaus (CDU) Nein
30. Abg. Pauluhn, Stefan (SPD) Ja
31. Abg. Rauber, Karl (CDU) Nein
32. Abg. Rehlinger, Anke (SPD) Ja
33. Abg. Ries, Isolde (SPD) Ja
34. Abg. Rink, Gisela (CDU) Nein
35. Abg. Roth, Eugen (SPD) Ja
36. Abg. Scharf, Hermann-Josef (CDU) Nein
37. Abg. Schmidt, Volker (SPD) Ja
38. Abg. Schmitt, Markus (B 90/GRÜNE) Nein
39. Abg. Schmitt, Thomas (CDU) Nein
40. Abg. Schmitt, Christian (FDP) Nein
41. Abg. Schnitzler, Lothar (DIE LINKE) Ja
42. Abg. Schramm, Astrid (DIE LINKE) Ja
43. Abg. Schumacher, Wolfgang (DIE LINKE) Ja
44. Abg. Spaniol, Barbara (DIE LINKE) Ja
45. Abg. Theis, Roland (CDU) Nein
46. Abg. Toscani, Stephan (CDU) Nein
47. Abg. Ulrich, Hubert (B 90/GRÜNE) Nein
48. Abg. Ulrich, Egbert (CDU) Nein
49. Abg. Waluga, Günter (SPD) Ja
50. Abg. Wegner, Bernd (CDU) Nein
51. Abg. Willger, Claudia (B 90/GRÜNE) Nein

Z u s a m m e n s t e l l u n g :

Abgegebene Stimmen: 51
Davon Ja: 24
Davon Nein: 27
Enthaltungen: -
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